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Zum Geleit. 


7 von gebildeten Menjen, am Ende des 
„O Reiches, wer hilft euch Schätze finden und fie 
glücklich zu bringen ans Licht? Nur Verſtand und 
Redlichkeit helfen, es führen die beiden Schlüſſel 
zu jeglichem Schatz, welchen die Erde verwahrt.“ 
Dieſe Worte widmete Goethe am 4. September 
1790 der Knappſchaft zu Tarnowitz. Sie ſind 
nicht nur eine ehrende Anerkennung der bergmän⸗ 
niſchen Arbeit jener Tage in Oberſchleſien. Sie 
leſen ſich vielmehr heute wie eine Mahnung und 


rophezeiung künftiger Entwickelung in Ober 
Heften. f 
、 Oberjchlefien — Grenzland, zwiſchen zwei 


Fremdſtaaten eingekeilt, und Schickſalsland. Einſt 
wenig gekannt und nun ſeit einigen Jahren im 
Brennpunkte des Weltintereſſes. 

Zahlreiche Verkehrswege durchzogen bereits im 
früheren Mittelalter Oberſchleſien: die „Salz⸗ 
ſtraße“ von Breslau über Kreuzburg nach Krakau, 
die „Bernſteinſtraße“ von Norden her über Grott- 
au-Neiße⸗Ziegenhals ins Donautal und weiter 
nach Oberitalien, ferner die große Handelsſtraße 
von Breslau her im Odertale entlang und dann 
nach Polen. So war Oberſchleſien als Sindi 
gangsland und Stapelplatz für Handel und Ver- 
kehr von hoher Bedeutung. Die wirtſchaftlichen 
Folgen zeigten ſich naturgemäß in erſter Linie in 
beſonderer Wohlhabenheit feiner Städte. Ein 
völliger Umſchwung trat aber ſeit Beginn des 
16, Jahrhunderts ein, hervorgerufen durch man- 
nigfache äußere Umſtände. Mit der Entdeckung 
Amerikas und der Ausbreitung des Seehandels 
linkt der Handelsverkehr auf dem Lande zur Be- 
deutungsloſigkeit. Dazu treten faſt unaufhörliche 
Kriegswirren (Kriege zwiſchen Polen und Böhmen 
auf oberſchleſiſchem Boden, Huſſitenkriege, die 
Schrecken des Dreißigjährigen Krieges und der 
egenreformation). Endlich kam hierzu noch der 
Gufige Wechſel der Beſitzer und Pfandinhaber 
Oberſchleſiens. All dies hatte mit dem Rückgange 
on Handel und Verkehr auch Verarmung und 


kulturellen Niedergang zur Folge. Troſtlos ſind 
die Verhältniſſe in Oberſchleſien beim Übergange 
in preußiſche Herrſchaft (1740). Doch überraſchend 
ſchnell hebt ſich ſeitdem Wohlſtand und Bildung. 
Der Große Friedrich erkannte bald, was nottat. 
Allenthalben blühten die Gemeinweſen wieder 
auf. Bergbau und Hüttenweſen gaben Ober- 
ſchleſien einen ungeahnten Aufſchwung. Die erſte 
Dampfmaſchine des Feſtlandes zur Bewältigung 
des Waſſers im Bergbau unter Tage, der erſte 
Kokshochofen des Feſtlandes wurden in Ober- 
ſchleſien errichtet. 

Wenn man das Anwachſen der Bevölkerung in 
der Hauptinduſtriegegend betrachtet, ſo gemahnt 
das geradezu an amerikaniſche Vorgänge. 

Vor dem Kriege war Oberſchleſien das zweit⸗ 
wichtigſte Kohlengebiet Deutſchlands geworden. 
Es förderte faſt ein Viertel der deutſchen Kohle. 

Dann kam der Weltkrieg, der, wie überall, auch 
in Oberſchleſien kulturelles und wirtſchaftliches 
Leben nicht förderte. Als aber nach jeiner Been- 
digung man in anderen deutſchen Landesteilen 
daran gehen konnte, die Schäden der Kriegsjahre 
zu heilen und Verſäumtes nachzuholen, da war 
dieſe Zeit für Oberſchleſien noch nicht gekommen. 


Noch mußte Oberſchleſien die Leiden der Be— 
ſatzungszeit bis Mitte 1922 über ſich ergehen 


laſſen. Doch nicht genug damit! Ein ungeheuerer 
Flüchtlingsſtrom ergoß ſich ſeit den drei polniſchen 
Aufſtänden (1919, 1920, 1921) auf den deutſch 
verbliebenen Teil Oberſchleſiens. Aber die gerade 
damals ſich immer mehr verſchärfende Inflation, 
die erſt gegen Ende des Jahres 1923 behoben 
wurde, bereitete durchgreifenden Hilfmaßnahmen 
nur allzu enge Grenzen. 

So war es in Oberſchleſien erſt mit Ausgang 
des Jahres 1923 möglich, wirkſam Hilfe zu 
bringen. 

Mit klarem Blick hatten die deutſche Reichs⸗ 
regierung und die preußiſche Staatsregierung, 
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trefflich beraten durch die provinziellen Staats- 
behörden, erkannt, was in Oberſchleſien am meiſten 
nottat. Es war die Beſchaffung von Wohnungen. 

Wenn man in anderen Landesteilen ſich ſchon 
mit Ausbau der Jugendpflege befaſſen konnte, ſo 
mußte man in Oberſchleſien zunächſt Wohnungen 
ſchaffen. Was nützte alle noch ſo vortrefflich be— 
triebene Jugendpflege, wenn zahlloſe Familien in 
naſſen Kellern, finſteren Bodenräumen, Häuſer— 
ruinen und, Schulklaſſen hauſten — aber noch 
nicht einmal allein, ſondern mit 2 oder 3 anderen 
Familien den Raum teilen mußten! Wo blieben 
da Volksgeſundheit und Sittlichkeit, wo blieb der 
Schulunterricht, wenn — wie in Hindenburg mit 
ſeinen 65 000 Einwohnern — zeitweiſe infolge der 
Belegung der Schulgebäude mit Wohnungsloſen 
und Flüchtlingen nur ein einziges Schulgebäude 
ſeinem Zweck erhalten blieb? Ein erſchreckendes 
Anſteigen der Tuberkuloſeerkrankungen, eine ſonſt 
nirgends erreichte Säuglingsſterblichkeit waren die 
notwendige Folge. 

Zunächſt griff das Reich tatkräftig ein. Unter 
der Leitung der Zentralſtelle der Schleſiſchen 
Flüchtlingsfürſorgeſtelle (Oberpräſident Philipp) 
wurden zur Behebung der allerdringendſten Not— 
ſtände 1300 Notwohnungen geſchaffen. Neben 
ſonſtigen Organiſationen, die den ſchleunigen Bau 
von Wohnungen betrieben, muß hier in erſter 
Reihe die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Ober- 
ſchleſien G. m. b. H. genannt werden. Sie iſt 
Ende des Jahres 1922 gegründet worden. Ihre 
finanzielle und techniſche Betreuungstätigkeit ſtei— 
gerte ſich von Jahr zu Jahr und umfaßte 

im Jahre 1923 rund 1300 Wohnungen, 


im Jahre 1924 rund 1900 Wohnungen, 
im Jahre 1925 rund 2100 Wohnungen. 

In den folgenden Aufſätzen wird von berufener 
Seite näher dargelegt werden, wie gerade Woh- 
nungsfürſorgegeſellſchaften und Volkswohlfahrt 
im engſten Zuſammenhange ſtehen. Umfang der 
Wohnungsnot und Maßnahmen zu ihrer Be— 
hebung ſollen weiterhin erörtert werden, auch 
unter Berückſichtigung deffen, was die oberſchle— 
ſiſchen Städte getan haben. Bei der großen Be 
deutung, die eine vernünftige Hygiene im Klein 
wohnungsbau gerade Oberſchleſiens hat, ſoll auch 
darüber gehandelt werden und über die Hilfe, die 
die Preſſe einer Durchführung des Kleinwoh— 
nungsbaues bieten kann. Oberſchleſien mit ſeiner 
Zuſammenballung großer Arbeitermaſſen in der 
Nähe der Induſtriezentren einerſeits und dem für 
Wohnungsbau gerade dort ſparſam vorhandenen 
Gelände andererſeits muß aber nach wohlüber— 
legtem Plane beſiedelt werden. 

So möge denn dieſes Heft, das ſich vorwiegend 
mit oberſchleſiſchen Problemen befaßt, hinaus— 
gehen und Zeugnis davon ablegen, was in und 
für Oberſchleſien bisher getan worden iſt, und 
davon, was noch zu tun bleibt. Möge es für 
unſere vielgeprüfte oberſchleſiſche Heimat werben 
und die gewiſſe Zuverſicht wecken, daß hier Treue 
zum Mutterlande Preußen-Deutſchland und ſtarker 
Aufbauwille lebt. 

Glückauf einer beſſeren Zukunft entgegen! 

Dr Berger, 
Vizepräſident des Oberpräſidiums, 
Vorſitzender des Aufſichtsrats der Wohnungs— 
fürſorgegeſellſchaft. 


Die Wohnungsnot in Oberſchleſien. 


Von Dr. Proske, Oberpräſident der Provinz Oberſchleſien. 


berſchleſiſche Wohnungsnot — ein trauriges 

Kapitel, über das ſchon viel geſchrieben, viel ge- 
klagt wurde. Erſt letzthin iſt durch die Reiſe des 
Oſtausſchuſſes der Umfang der Wohnungsloſigkeit 
in der Südoſt⸗Ecke Deutſchlands der Öffentlichkeit 
eindringlich vor Augen geführt worden. 

Nicht, daß etwa Reich, Staat und Provinz den 
Zuſtänden untätig zugeſehen hätten! Sind doch 
immerhin in der Nachkriegszeit bis zum 31. De- 
zember 1925 23003 neue Wohnungen geſchaffen 
worden, ſind doch an öffentlichen Wohnungsbau- 
mitteln allein im Jahre 1925 20 Millionen 
Reichsmark dem Bezirk zugefloſſen, wozu noch 
3 Millienen Reichsmark aus dem eigenen Ge- 
meindehauszinsitenerauffommen der Provinz 
kommen. Auch die Provinz griff, ſoweit es ihr 
in der kurzen Zeit ihres ſelbſtändigen Beſtehens 
möglich geweſen ijt, helfend ein. Die kürzlich ge- 
gründete Provinzialbank Oberſchleſien wird gleich— 
falls verſuchen, möglichſt umfangreiche Kredite für 


die Neubautätigkeit Die ober 
ſchleſiſchen Städte und Gemeinden haben ihre 
Finanzen zum großen Teil gerade für Klein— 
wohnungsbauzwecke vollkommen erſchöpft, die ſeit 
1923 in Tätigkeit befindliche Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaft hat durch ihre Verbindungen ſowohl mit 
der Landespfandbriefanſtalt und deutſchen Wohn 
ſtättenbank als auch ihre ſonſtigen Beziehungen zum 
Kapitalmarkt in ſich ſtändig ſteigerndem Maße 
Mittel des privaten Kapitals dem Wohnungsbau 
nutzbar gemacht, teils als Zwiſchenkredite, teils als 
erſtſtellige Hypotheken. 

So haben alle, für den Kleinwohnungsbau über“ 
haupt in Betracht kommenden Faktoren, Reich, 
Staat, Provinz, Stadt- und Landkreiſe und die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in einmütigem 
engſten Zuſammenarbeiten jedes Mittel und jede 
Gelegenheit ergriffen, um dem Wohnungselend 
wenigſtens in ſeinen ſchlimmſten Auswirkungen zu 
ſteuern und icine furchtbaren Folgen für die Volks- 


bereitzuſtellen. 


maß gebracht. 
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geſundheit, Volkswirtſchaft und Volksethik nach 
Möglichkeit abzuſchwächen. Selbſtverſtändlich 
können diefe Zuſtände, deren Urſachen in den ber- 
ſchiedenſten Ereigniſſen zu ſuchen ſind, und die 
zum Teil ſchon jahrelang zurückliegen, nicht von 
heute auf morgen behoben werden, am allerwenig⸗ 
ſten in einer Zeit eines wirtſchaftlichen Tiefſtandes, 
wie wir ihn heut erleben und in einer Zeit, wo 
leder Aufbau mühſeligſte Kleinarbeit erfordert. 
Immerhin aber haben die verantwortlichen Stel— 
len die Genugtuung, auch in dieſer nach jeder 


Richtung für das deutſche Volk bedeutungs⸗ 
vollſten Frage jchon heute nach zweijähriger 


Arbeit den „Silberſtreifen am Horizont“ zu er⸗ 
blicken. Manche Baracke, manche Schule und 
manche Kaſerne ſind heute in Oberſchleſien doch 
ſchon geräumt, oder zum mindeſten die Zahl der 
darin untergebrachten Familien auf ein Mindejt- 
Manche Familie lernt heute in 
geſunder Siedlungswohnung das Wohnungselend 
der letzten Jahre vergeſſen. Ganz beſonders 
wichtig iſt daneben auch die Tatſache, daß heute 
och ſchon ſo viel Luft geſchaffen iſt, um beſonders 
plötzlich auftretende örtliche Wohnungskataſtrophen 
von vornherein wirkſam bekämpfen zu können und 
ſomit ihren Wirkungskreis bedeutend einzu— 
ſchränken. Solche Wohnungskataſtrophen bedrohen 
uns im Augenblick z. B. durch die Exmittierungen 
auf Grund durchgeführter Räumungsklagen. 

All dieje Hoffnung erweckenden Tatſachen be- 
deuten für diejenigen Stellen, deren Aufgabe es 
iſt, dauernd und intenſiv an der Behebung der 
Wohnungsnot zu arbeiten, Früchte ihrer Arbeit 
und gewiſſe Erleichterung, können aber in der 
Maſſe der Wohnungsſuchenden keinesfalls das Ge⸗ 
fühl einer Entſpannung hervorrufen, weil die 
Maſſe täglich und ſtündlich nur den großen 
Rahmen der allgemeinen und über jedes Maß in 
Oberſchleſien hinausgehenden Wohnungsnot vor 
Augen ſieht. Und dieſe allgemeine Wohnungsnot 
beſteht tatſächlich und wird nicht etwa abſichtlich 
übertrieben, um beſondere Erleichterung für die 
Provinz Oberſchleſien herbeizuführen. e 

Intereſſant ijt in dieſem Zuſammenhange eine 
von der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft im Einver- 
nehmen und nach den Richtlinien des Herrn 
Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt durch 
geführte ſtatiſtiſche Erfaſſung der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe in den oberſchleſiſchen Städten und Ge- 
meinden über 2000 Einwohner. Allein die Tat- 
lache, daß von 100 Haushaltungen rund 10 unbe⸗ 
ingt in neu zu bauenden unterzubringen ſind, 
beleuchtet blitzartig die Lage. In den großen 
Städten Oberſchleſiens ſteigt der Prozentfag der 
überhaupt neu unterzubringenden Haushaltungen 
ogar auf 17%. Das bedeutet: Es liegen rund 
10 000 Haushaltungen auf der Straße; aber damit 
nicht genug. Wieviel ſoziale Not, wieviel Woh- 


nungselend verbirgt ſich allein in der Tatſache, daß 
88,7% aller Haushaltungen Oberſchleſiens in 
Kleinwohnungen untergebracht ſind. Noch furcht⸗ 
barer wirkt dieſe Tatſache, weil der größte Teil 
dieſer 89 % nicht etwa 2-Zimmer-Kleinwohnungen 
find, ſondern 1- Zimmer-Wohnungen. Rund 60 % 
ſämtlicher oberſchleſiſchen Wohnungen find Ein- 
zimmerwohnungen, und daß nicht nur 
im Induſtriebezirk, ſondern in ebenſo umfang⸗ 
reichem Maße in unſeren rein ländlichen, zum 
Teil noch verhältnismäßig recht ſchwach beſiedelten 
nördlichen und weſtlichen Kreiſen. Will man 
geſunderweiſe dahin ſtreben, daß wenigſtens die 
Zahl der Einzimmerwohnungen auf ein erträg— 
liches Maß heruntergedrückt wird, ſo ergibt ſich 
ohne weiteres ein unbedingt als dringend zu be- 
zeichnender Wohnungszuſatzbedarf von rund 
25 000 Wohnungen. z 

Zugegeben ift, daß überall in Deutſchland 
drückende Wohnungsnot beſteht, zuzugeben ift 
ferner, daß in ganz beſonders ſchwerem Maße der 
deutſche Oſten darunter leidet, zugegeben werden 
muß aber auch von jedem vorurteilsfreien und 
gerechtdenkenden Menſchen, wenn er die mütl): 
folgenden Zahlen, die nun für ſich ſelbſt ſprechen 
jollen, geleſen haben wird, daß die Provinz Ober- 
ſchleſien weit mehr als alle anderen Provinzen 
davon betroffen wird. 


Es kann nicht oft genug betont werden, daß ins⸗ 
beſondere durch den großen Flüchtlingszuſtrom eine 
derartige Verſchärfung der oberſchleſiſchen Woh— 
nungsnot eingetreten iſt, daß, falls nicht umfang⸗ 
reiche Abhilfe geſchaffen werden kann, das 
Schlimmſte zu befürchten iſt. Und auch die Tat⸗ 
jache, daß Oberſchleſien das Gebiet Deutſchlands 
iſt, das den größten Geburtenüberſchuß aufzu⸗ 
weiſen hat, legt Staat und Reich beſondere Ver- 
pflichtungen auf. Bei der erſchreckenden Abnahme 
der Geburtenziffer für Geſamtdeutſchland muß 
alles daran geſetzt werden, um die Geburtenziffer 
in den Gebieten, wo ſie noch normal oder wie in 
Oberſchleſien ſehr günſtig iſt, konſtant zu erhalten. 
Das läßt ſich nur dadurch erreichen, daß die ſitt⸗ 
liche Volksgeſundheit in jeder Richtung geſtützt und 
gefördert wird. Jedes Bemühen in dieſer Richtung 
iſt Stückwerk, iſt ein Unding, wenn man nicht 
durch Bereitſtellung von genügendem einwand— 
freiem Wohnraum die Grundlage für alle weitere 
Arbeit ſchafft. 


Trotzdem, Oberſchleſien wird nicht verzweifeln, 
wird nicht nutzlos klagen. Es wird, wie bisher, 
unter Zuſammenfaſſung aller ſeiner eigenen 
Kräfte gegen die Wohnungsnot ankämpfen und 
hofft auch ihrer Herr zu werden, muß aber von 
dem Gemeinſinn des deutſchen Volkes vollſtes Ver- 
ſtändnis für die beſonders drückenden Schwierig⸗ 
keiten verlangen. 


wohnungsnot in den oberſchleſiſchen Städten und Gemeinden über 2000 Einwohner. 
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Die Tuberkuloſe und ihre Bekämpfung durch hygieniſche und Wohlfahrts⸗ 


maßnahmen unter befonderer Berückſichtigung des Rleinwohnungsbaues. 


Von Landeshauptmann P io ntek. 


Der Not des oberſchleſiſchen Volkes bewußt, hat 
YV fih die Provinzialverwaltung feit jeher be- 
müht, gerade auf dem Gebiete der Volksgeſundheits⸗ 
age etwas beſonderes zu leiſten und hat darin in 
allen Kreiſen eifrige Mitarbeiter gefunden. Ge- 
meinſam mit dieſen iſt die Provinz in der Lin⸗ 
erung aller Volksnöte ihren Weg gegangen und 
ereits heute kann mit ſtolzer Befriedigung feſt⸗ 
geſtellt werden, daß ein großer Teil der die Volks⸗ 
geſundheit bedrohenden Gefahren behoben iſt, 
insbeſondere Gefahren, die der Jugend drohen. 
„Die verbreitetſte Volksſeuche in Oberſchleſien, 
Insbejondere in den dichtbevölkerten Gegenden des 
Induſtriegebietes, ift die Lungentuber⸗ 
kuloſe. In der Erkenntnis, daß eine mirf- 
jame volkswirtſchaftliche produktive Tuberkuloſe— 
ekämpfung nur dann getrieben wird, wenn die 
Fürſorge ihre Hauptaufgaben in der Prophy⸗ 
axe ſieht, hat das Landeswohlfahrtsamt ſein 
uptaugenmerk in der Tuberkuloſenfürſorge— 
arbeit auf den Bevölkerungsteil ge⸗ 
richtet, der noch durch icine körperliche Unzuläng⸗ 
Ofeit der größten Infektionsgefahr ausgeſetzt ijt. 
Die Tuberkuloſeprophylaxe erſtreckt ſich daher im 
weſentlichen auf Kinder und Jugendliche, und 
zwar nimmt fie ihren Anfang in den Ertüchti— 
gungsmaßnahmen für die Jugend mit dem Ziel, 
en Körper dadurch widerſtandsfähig zu machen. 
ur Förderung dieſer Grundlage hat das Lan⸗ 
deswohlfahrtsamt Oberſchleſien 
un erſten Etatsjahre 1925 zur Förderung der 
Jugend-, Spiel-, Turnvereine, Anſtalten, Wan- 
derungen uſw. rund 45 000 Mark verausgabt. 
Derzu kommt das große Gebiet der Kinder- 
Erholungsfürſorge, das reſtlos bereits 


M die eigentliche Tuberkuloſe-⸗Prophylaxe fällt. 


! der Durchſicht der Unterſuchungsfragebogen 
vor und nach den Kuren wird es klar, daß es ſich 
ner um das wirkſamſte Mittel zur Be- 
kämpfung dieſer Volksſeuche handelt Die Kinder, 
te an uns für Gewährung einer Erholungskur 
herangebracht werden, ſind im Durchſchnitt bereits 
infiziert, und zwar handelt es fid) zumeiſt um eine 
SE nte Infektion. In ſolchen Fällen bedeutet 

te 6 wöchentliche Erholungszeit, die das Landes- 

vohlfahrtsamt den Kindern vermittelt, zumeiſt 
eine Überwindung der Infektion, und iſt ſomit 
düsſchlaggebend für die ganze ſpätere Entwicklung 

es Kindes. Hier liegt die große Bedeutung der 
rholungsfürſorge für die Tuberkuloſebekämpfung. 
dieſer Erholungs- und Heilfürſorge treten noch 

er ttere Verſuche, die breite Maſſe unſerer Jugend 
l ichen durch Wanderfahrten in der engeren 


Heimat zu erfaſſen. Neben den in unſerer national 
und ſozial gefährdeten Heimat beſonders wert— 
vollen Faktoren, die dieſe Wanderungen durch die 
Weckung der Freude in der Natur und der Liebe 
zur engſten Heimat in ſich bergen, iſt auch der 
geſundheitliche Erfolg auf Grund der 
ärztlichen Kontrolle ein ganz überraſchender ge- 
weſen. Welchen Widerhall die aufblühende Ju⸗ 
gendwanderbewegung in Oberſchleſien gefunden 
hat, mag daraus hervorgehen, daß ſich in den letzten 
Pfingſtferien zu den von der Provinz veranſtal⸗ 
teten Wanderungen fajt 1500 Kinder ge- 
meldet haben. 

Ein weiteres Aufgabengebiet in der Tuberkuloſe⸗ 
bekämpfung des Landeswohlfahrtsamtes iſt die 
Erwachſenenfürſorge. Auch auf dieſem 
Gebiete hat ſich das Landeswohlfahrtsamt die Er⸗ 
fahrung zunutze gemacht, je früher ein SHeilver- 
fahren eingeleitet wird, um ſo eher iſt ein regel— 
mäßiger Erfolg zu erwarten. Bisher wurden 
Tuberkuloſekranke, bei denen Ausſicht auf Erfolg 
beſtand, in die Geneſungsheime der Landesver- 
ſicherungsanſtalt Schleſien verſchickt. Da dieſe 
Heilſtätten bei weitem aber nicht ausreichen, ſo 
wird es vor allem Aufgabe einer Landesverſiche— 
rungsanſtalt Oberſchleſien fein, geeignete Eigen- 
heime zu ſchaffen. Ein nicht zu unterſchätzen⸗ 
der Fortſchritt iſt in der Tuberkuloſebekämpfung 
des Landeswohlfahrtsamtes Oberſchleſien bereits 
erzielt worden, nämlich die völlige Gleich- 
ſtellung der Minderbemittelten mit 
den Rentenberechtigten. Als weiteres Kampf— 
mittel gegen die Tuberkuloſe in den Städten und 
Induſtriezentren ſind noch die Auskunfts⸗ und 
Fürſorgeſtellen für unbemittelte Tuberkuloſe mit 
ihren Fürſorgeärzten und Fürſorgeſchweſtern zu 
erwähnen. 

So anerkennenswert die bisherigen Erfolge in 
der Tuberkuloſebekämpfung in Oberſchleſien ſind, 
muß bemerkt werden, daß die Geſamthilfe nur un⸗ 
zureichend iſt und die Krankheit faſt unvermindert 
fortbeſteht. Was nützen uns alle die wunderbaren 
Kurerfolge unſerer Tuberkuloſen-Heilſtätten, was 
nützt die ganze großzügige Kinderfürſorge in Er- 
holungsheimen, die Tätigkeit der Fürſorgeſtellen, 
wenn die Patienten letzten Endes doch wieder in 
die ungeſunden, jeder Hygiene ſpottenden und dazu 
noch unzureichenden Wohnungen zurück⸗ 
kehren müſſen, in denen es an Licht, Luft und 
Sonne mangelt! Um den Kurerfolg der Tuber⸗ 
kuloſen zu ſichern, iſt es daher notwendig, der 
kataſtrophalen Wohnungsnot in Oberſchleſien zu 
ſteuern und Wohnunsfürſorge zu treiben. 


352 


Schi!!! Bi ich e 6 


5 eim 


Solange diefe nicht erreicht ift, bleibt die Tuber- 
kuloſe eine Wohnungskrankheit. 

Hier an dieſem Punkte, am Klein wohn⸗ 
haus, muß die Gegenwirkung gegen die 
menſchenmordende Tuberkuloſe, ganz gleich, ob als 
heilende oder vorbeugende Maßnahme gedacht, ein- 
ſetzen. Luft und Sonne müſſen die Seuche wieder 
aus den Wohnſtätten des Volkes vertreiben. Wer 
die Menſchen aus der dumpfen Luft lichtloſer Be⸗ 
hauſungen, aus der niederdrückenden Enge elender 
Mietskaſernen zurück in natürliche Ber- 
hältniſſe bringt, zieht der Tuberkuloſe den 
Nährboden fort und gibt den Menſchen ihre Seele 
wieder. Oberſchleſiens Not iſt Wohnungs⸗ 
not. Von 100 Wohnungen in Oberſchleſien ſind 
88,7 Kleinwohnungen und davon rd. 60 Prozent 
ſogenannte Klein ſtwohnungen. Das fin 
Unterkünfte mit einem, ſelten zwei Zimmern, die 
kein die Erhaltung der Geſundheit gewährleiſtendes 
Wohnen mehr ermöglichen. Ein Vergleich mit 
Berlin lehrt, daß dort nur 71 Prozent der 
Wohnungen und Kleinwohnungen und davon 
33 Prozent Kleinſtwohnungen find. Die Ver- 
hältniſſe ſind alſo hier weit ſchlimmer als in Ber⸗ 
lin. Insgeſamt fehlen uns hier 25000 Wohnungen. 

Daß trotz dieſer Zuſtände Oberſchleſien aber 
auch der Schauplatz vorbildlicher Klein⸗ 
haus-Siedlungen geworden ift, danken wir 
der entſchloſſenen Arbeit der Oberſchleſiſchen 
Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft. 
Ihre Tätigkeit brachte dem Lande, das auf dem 
Gebiete des Kleinwohnungsbaues völlig verwahr— 
loſt war, eine neue Wohnungs- und 


Baukultur. Rund 5000 Wohnungen ſind 
durch die Geſellſchaft oder mit ihrer Hilfe geſchaffen 
worden. Ferner wurden 15 000 Flüchtlinge durch 
ſie in, Neuwohnungen untergebracht; das iſt die 
Hälfte aller Flüchtlinge, die in Neuwohnungen 
Unterkunft fanden. Die Wohnungsfürſorge hat ſich 
nicht an das Prinzip des Kleinſiedlungshauſes ge 
bunden, ſondern den verſchiedenen Bedürfniſſen 
entſprechend auch drei- und viergeſchoſſige Häuſer 
gebaut. Aber auch hier ſind die Vorbedingungen 
menſchenwürdigen Wohnens erft durch fie ge 
ſchaffen worden. Was bisher vorhanden war, ſind 
die üblen Schöpfungen des Mietskaſernengeiſtes, 
der hinter aufgedonnerter Faſſade den Mangel an 
Baugeſinnung verbergen mußte. Die Tätigkeit 
ber Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft hat hier bah n- 
brechend gewirkt und wo die von ihr geſchaffe⸗ 
nen oder fachmänniſch betreuten Wohnungsbauten 
aus der Erde wachſen, reift ein neues Geſchlecht 
heran, das nicht mehr die frühe Beute der Zuber: 
kuloſe werden wird. 

So notwendig alle übrigen Wohlfahrtsmaß— 
nahmen gegen die Tuberkuloſe auch ſind, von der 
Wohnung müſſen ſie ihren Ausgang nehmen. 
Denn dort bringt der Menſch den Hauptteil 
feines Lebens zu. Erft wenn die Wohnung auf: 
gehört hat, eine Stätte ſtändiger geſundheitlicher 
Bedrohung zu ſein, erſt dann iſt Ausſicht 
vorhanden, die Tuberkuloſe allmählich einzudäm⸗ 
men und ihr den Charakter der gefährlichſten 
aller Volksſeuchen zu nehmen, den ſie trotz aller 
W und fürſorgeriſchen Arbeit heute noch 

at. 


Wohnungsfürſorge und volkswohlfahrt. 


Von Miniſterialrat Geh. Oberreg.-Rat Dr. Pauly, 


Man hat ſich in den Jahren ſeit Kriegsende allge— 
mein daran gewöhnt, die Fürſorge der öffent- 
lichen Gewalten für die Wohnung, namentlich der 
minderbemittelten Bevölkerung, als eine Selbſt— 
verſtändlichkeit zu betrachten, die Wohnungs- 
fürſorge überhaupt als einen Zweig der ſozialen 
Fürſorge, der Volkswohlfahrt, anzuſehen. Dem⸗ 
gemäß ſind es im Reich und in Preußen die 
ſozialen Miniſterien, das Reichsarbeitsminiſterium 
einerſeits und das Preußiſche Miniſterium für 
Volkswohlfahrt andererſeits, die in dieſen Fragen 
für zuſtändig erachtet und erklärt worden ſind. 
Seit 7% Jahren — beginnend unmittelbar nach 
dem Kriege — hat man rieſige Mittel für den 
Bau von Klein- und Mittelwohnungen für die 
minderbemittelte Bevölkerung vom Reiche und 
ſpäter vom Staat und Gemeinden zur Verfügung 
geſtellt und beabſichtigt das anſcheinend auch noch 
für weitere Jahre. Das war keineswegs immer 


Berlin. 


ſo, vielmehr gaben Reich und Staat vor dem Krieg 
im Vergleich mit den jetzt dem Wohnungsbau zu⸗ 
geleiteten Rieſenſummen nur beſcheidene Beträge, 
und auch die nur für ihre Beamten bezw. an ant 
genoſſenſchaften, die Wohnungen für ſolche er? 
ſtellten. Auch die Gemeinden haben früher im 

allgemeinen der Wohnungsfrage gegenüber be— 
ſondere Teilnahme nicht gezeigt, auch ſie bauten 
höchſtens gelegentlich einmal Wohnungen für ihre 
Angeſtellten, ſtanden den Wohnungsbaugenoſſen⸗ 
ſchaften vielfach ſogar mindeſtens ablehnend gegen 
über, weil ihre Stadtparlamente fie als unlieb— 
jame Wettbewerber für die örtlichen Baugewerbe 
treibenden anſahen. Was die Betreuung der Wohn‘ 
frage in Preußen anging, jo war früher der Zu? 
ſtand ſo, daß ſechs Miniſterien für das Wohn 
weſen zuſtändig waren, zunächſt das Miniſterium 
des Innern als „Polizeiminiſterium“, wegen der 
Unterbringung Obdachloſer — nebenbei betreute 
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es die Beamtenbaugenoſſenſchaften, mit welcher 
rechtigung, iſt freilich nicht ſehr erſichtlich, wohl 
nur weil kein anderes Minifterium dafür zuſtändig 
war; — ſodann das Finanzminiſterium, inſoweit 
Mittel für Beamtenwohnungen bewilligt werden 
mußten — weiter das Handelsminiſterium vom 
Standpunkt der ſozialen Fürſorge für die Hand- 
arbeitenden Klaſſen; — fernerhin das Landwirt⸗ 
ftsminiſterium, inſoweit es fid) um Qand- 
arbeiter handelte (um deren Unterbringung man 
ich freilich im ganzen wenig Sorge machte); — 
hauptſächlich aber das Miniſterium der öffentlichen 
lrbeiten, deſſen Hochbauabteilung ein baupolizei- 
liches Referat nebſt techniſchem Mitarbeiter auf- 
wies, daß das Wohnweſen vom Standpunkte der 
aupolizei, des Fluchtlinienweſens und allenfalls 
es Denkmalſchutzes aus anſah und verwaltete; — 
aus letzterem Geſichtspunkte wirkte dann ſchließlich 
noch das Kultusminiſterium mit. Daß bei dieſer 
ethode der „Arbeitsteilung“, bei der ſich ſechs 
kiniſterien in die Fürſorge für das Wohnweſen 
teilten, jo daß ſchließlich keines fid) voll dafiir ver- 
antwortlich fühlte, nichts Einheitliches, aber auch 
überhaupt nichts Erſprießliches herauskommen 
Onnte, liegt auf der Hand. Wenn gleichwohl erft 
te troſtloſen Zuſtände im Wohnweſen nach dem 
tiege zu einer grundlegenden Anderung, insbe- 
fondere Vereinheitlichung der Behandlung und 
uſammenziehung der Zuſtändigkeiten bei einer 
entralſtelle, zunächſt bei dem Staats- und Reihs- 
ommiſſar für das Wohnweſen, ſodann dem Mi- 
niſterium für Volkswohlfahrt führten, jo ijt das 
b nur damit zu erklären, daß man bis zum 
Kriege faſt ganz allgemein, jedenfalls aber bei den 
amtlichen Stellen im Reich, Staat und Gemeinden 
Oe Wohnweſen völlig als Privatſache anſah und 
ſich lediglich polizeiwidrige Zuftände desſelben zu 
ſeitigen für berechtigt und verpflichtet erachtete. 
La nun auch heute ſchon wieder weite Kreiſe die 
Auffaſſung glauben vertreten zu ſollen, daß die 
Wohnungsbeſchaffung eigentlich eine reine Privat⸗ 
che ſei, alſo dem privaten Unternehmertum reſt⸗ 
os überlaſſen werden müſſe, nicht nur wirtſchaft⸗ 


ch, ſondern auch hinſichtlich der techniſchen Ge⸗ 
ſtaltung, und daß man nur dieſen Weg wieder 
zu betreten brauche, allenfalls unter Bewilligung 


vorübergehender Zuſchüſſe an das Unternehmer⸗ 
Wel, um die ganze leidige Wohnungsnot aus der 
elt zu ſchaffen, — daß weiter die Schaffung eines 
miſteriums, das die Wohnfrage auf die Hörner 
Mommen und Te durch zahlreiche Erlaſſe erſt 
terig gemacht habe, überhaupt die Wurzel des 
dels bilde, alſo baldigſt wieder verſchwinden 
hd ー fo foll dieje Auffaſſung hier einmal 
Ni kritiſch gewürdigt werden. Gewiß, wenn man 
fat Stage rein vom polizeilichen Standpunkte an- 
Bt haben die Vertreter dieſer Anſicht recht, dann 
iſt es überhaupt ſchon ein Organiſationsfehler 


geweſen, dem „Polizeiminiſter“ — (des Inneren) 
das Wohnweſen zu entziehen, denn für die Pe- 
ſeitigung der Obdachloſigkeit hat auch heute noch 
einzig und allein, nach wie vor, die Polizeibehörde, 
alſo letzten Endes der Miniſter des Innern, zu 
ſorgen. Er hat den polizeiwidrigen Zuſtand, den 
Notſtand, zu beſeitigen, daß Menſchen obdachlos 
auf der Straße liegen. Dabei iſt es auch grund⸗ 
ſätzlich ganz gleichgültig, welches Ausmaß dieſer 
Notſtand annimmt, dafür bieten gerade die Zu⸗ 
ſtände und Maßnahmen in Oberſchleſien den 
ſchlagendſten Beweis: Niemand hat je den gering⸗ 
ſten Zweifel daran gehabt, wenigſtens nicht in 
Sachverſtändigenkreiſen, daß die Unterbringung 
der obdachloſen Flüchtlinge Sache des Mi- 
niſteriums des Innern iſt. Tatſächlich ſind auch 
die Flüchtlings⸗Hilfs⸗ und Unterbringungsmittel 
vom Reichs⸗ und vom Preußiſchen Miniſterium 
des Innern gefloſſen. Aus dieſen Mitteln iſt für 
Beſeitigung des Notſtands, d. h. für notdürftige 
Unterbringung der Flüchtlinge in Lagern geſorgt 
worden uſw. Wenn man nun den Standpunkt 
vertritt, daß die Wohnfrage amtlich nur eine Unter⸗ 
bringungsfrage iſt, und im übrigen Privatſache, 
ſo käme man folgerichtig zu dem Ergebnis, daß 
man nach vollzogener Unterbringung das weitere 
füglich der privaten Initiative der Wohnungs⸗ 
ſuchenden einerſeits und der Wohnungerſtellenden 
(Bauunternehmer uſw.) andererſeits, vertrauens⸗ 
voll zu überlaſſen habe. Es iſt aber gerade eine 
der für unſer Volksganzes wichtigſten und für 
ſeinen ſeeliſchen Wiederaufbau wertvollſten Er- 
rungenſchaften der Nachkriegszeit, daß man, und 
zwar weſentlich unter dem Druck und infolge der 
ungeheuerlichen Zuſtände des Wohnungsmangels 
und des vielfach erſt dadurch erſichtlich gewordenen 
Wohnungselends, dieſen ſchon früher von einzelnen 
Theoretikern und Praktikern bekämpften reinen 
Polizeiſtandpunkt als falſch erkannt hat und die 
Aufgabe der öffentlichen Gewalten nicht mehr als 
auf die Unterbringung beſchränkt erachtet“). So- 
lange es ſich nur um eine notdürftige Unter⸗ 
bringung von Menſchen, die Beſeitigung des 
polizeilichen Notſtands der Obdachloſigkeit, han⸗ 
delt, iſt tatſächlich die Mitwirkung des Staates 
mit der Beſeitigung dieſes Mißſtandes erſchöpft. 
Erſt ſoweit, wie und dadurch, daß die öffentlichen 
Gewalten dafür eintreten, daß eine ange— 
meſſene, geſündere, menſchen⸗ 
würdigere und beſſere Wohnweiſe 


) Anmerkung: Dieſe Auffaffung ift keines- 
wegs gleichbedeutend damit, daß Reich, Staat und 
Gemeinden nunmehr künftig vollauf für den Woh⸗ 
nungsbedarf zu ſorgen hätten. Dieſe Frage, die Frage 
der Sozialiſierung oder der Kommunaliſierung iſt eine 
völlig andere und ſoll hier überhaupt nicht berührt 
werden, vielmehr kann das Neue der jetzigen Auf⸗ 
faſſung nur in der Art und Weiſe der wohnlichen 
Unterbringung gefunden werden. 
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im Qande fid) Bahn bricht, als mie die bisherige, 
ijt die Wohlfahrt des Volkes in Mitleidenſchaft 
gezogen, iſt die Errichtung und Mitarbeit von 
ſozialen, ſtaatlichen Zentralſtellen für die Frage 
begründet. Nicht die Beſchaffung von Wohnungen 
überhaupt und ſchlechthin, ſondern nur die Pe- 
ſchaffung guter und geſunder Wohnungen kann 
Aufgabe der öffentlichen Gewalten als eines Teiles 
der Fürſorge für das Volkswohl ſein. Dies iſt die 
neue oder doch erſt jetzt ziemlich zum Allgemeingut 
gewordene Erkenntnis, die Erkenntnis von der 
Notwendigkeit einer Wohnungsreform. 
Nur wer ſich dieſer Notwendigkeit nicht verſchließt, 
kann für berechtigt gehalten werden, an der „Be— 
hebung der Wohnungsnot“ amtlich mitzuarbeiten. 
Wer die öffentlichen Gelder nur benutzen will, um 
irgendwelche Wohnungen für die minderbemittelte 
Bevölkerung zu ſchaffen, jo minderwertig, unzu— 
länglich und menſchenunwürdig, wie ſie vielfach 
vor dem Kriege leider die Regel bildeten, wer nur 
das will und nicht gleichzeitig Wohnungsreform 
treiben, der mag zur Linderung des augenblick— 
lichen Wohnungsmangels zwar etwas beitragen, 
aber er erkauft dieſen „Erfolg“ auf die Dauer und 
letzten Endes nur mit einer Verſchärfung und Ver- 
längerung des Wohnungselends und verdient die 
Zuteilung öffentlicher Mittel nicht. Hiervon aus⸗ 
gehend, haben denn auch die Zentralſtellen in 
Reich und Ländern die Wohnungsreform ſtets be= 
wußt und ausdrücklich in den Beſtimmungen über 
die Verwendung der öffentlichen Mittel in den 
Vordergrund geſtellt, und es kann für jeden, der 
die Verhältniſſe vor dem Krieg in dieſer Hinſicht 
ſchon beobachtet hat, einem Zweifel gar nicht unter- 
liegen, daß nur dieſe ſtete Betonung dazu geführt 
hat, daß faſt allenthalben und ganz überwiegend 
gute Wohntypen, vor allem im Flachbau aus⸗ 
geführt worden find, daß zum Flachbau 80—90 % 
aller ſeit Kriegsende hergeſtellten Wohnungen ge— 
hören. Es wäre unbedingt ein Irrtum, wenn 
man glauben würde, daß die allgemeine Anderung 
der Anſchauungen, die ſozialere Auffaſſung, die 
heute herrſche, kurz, daß die neue Zeit die Urſache 
dieſer veränderten Art des Bauens von Woh- 
nungen wäre, und daß man angeſichts dieſer neuen 
Einſtellung dem privaten Unternehmertum das 
weitere Bauen getroſt wieder überlaſſen könne, 
ohne ihm Bedingungen zu ſtellen, ohne ihm Vor⸗ 
bilder zu zeigen. Gewiß, dieſe ſoziale Auffaſſung 
mag heute weitere Kreiſe beherrſchen als wie früher, 
auch mag die Beſeitigung des Hausbeſitzerprivilegs 
die Bahn dafür freier gemacht haben, trotzdem 
würde wohl in den meiſten Gegenden, insbeſondere 
in den Großſtädten, nach kürzeſter Friſt, nach 
wenig Jahren die alte üble Wohnbau⸗ 
weiſe mehr oder minder wieder Platz gegriffen 
haben. Der Unternehmer würde, was ſein gutes 
Recht iſt! — den Bauboden wieder bis zum letzten 
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ausnutzen, Mietskaſernen trübſter Art herſtellen, 
— genau ſo, wie das im letzten halben Jahrhundert 
in Deutſchland maſſenhaft geſchehen iſt, mit dem 
Erfolge, daß bei Millionen von Menſchen jegliches 
Vaterlandsgefühl erſtorben iſt. Alſo die öffent“ 
lichen Gewalten müſſen eine Wohnfürſorge im 
vorbezeichneten ſozialen Sinne auch weiterhin Dë: 
treiben, denn mit polizeilichen Vorſchriften allein 
ift dem Übel einer ſchlechten Wohnweiſe nicht bei 
zukommen. Dazu bedarf es vielmehr einmal einer 
inneren Umſtellung der Menſchen, der Wohnung‘ 
ſuchenden, die ſich nach und nach immer mehr 
und immer nachdrücklicher dagegen ſträuben 
müſſen, in ſchlechten Wohntypen zu hauſen und 
ſolche, wenn erſt wieder genug Wohnungen da ſind, 
zu meiden. Es bedarf aber auch der Möglichkeit, 
die beſſeren Wohntypen zu finden, alfo der Schaf 
fung von ſolchen. Wenn dieſe beiden Vorbe— 
dingungen, das Sichwehren gegen ſchlechte Wob 
nungen und das Schaffen guter Wohnformen, d. h. 
vor allem von Einfamilienhäuſern, zuſammen— 
wirken, dann wird ſich bald zeigen, daß ſie ein 
ander gegenſeitig verſtärken. Denn wenn ſchon 
vor dem Kriege vielfach Wohnungsmangel 
herrſchte, ſo lag das zum ſehr großen Teil, nament— 
lich in den Großſtädten daran, daß man zu große 
Häuſer, alſo zu große Wertobjekte herſtellte. Da— 
durch wurde die Zahl derjenigen, die ſolche Bauten 
herſtellen konnten, einerſeits und derjenigen, die 
ſie kaufen konnten, andererſeits, naturgemäß ſtark 
eingeſchränkt, Angebot und Nachfrage nur au 
einen kleinen Kreis beſchränkt. Bricht ſich, wie in 
andern Kulturländern, erſt das Einfamilienhaus 
als Regeltyp Bahn, ſo vermehrt ſich dadurch die 
Zahl der Bauluſtigen und der Erwerber auf ein 
Vielfaches, der Baumarkt erweitert ſich, da es ſehr 
viel mehr Leute und Unternehmer gibt, die über 
ein für die Erſtellung eines Einfamilienhauſes 
bezw. ſeinen Ankauf ausreichendes Kapital ver 
fügen oder doch es beſchaffen können. Ein Woh 
nungsmangel wird in normalen Zeiten in Ländern 
mit vorherrſchender Einfamilienhauswohnweiſe 
nicht entſtehen. 

Die Wohnreform muß aber erfolgen, nach Art 
und auch nach Ort: Nach Art durch Bekämpfung 
der Mietkaſernen, deren Erſatz durch das Ein? 
familien-Kleinhaus und zwar, wenn es weiteſten 
Kreijen zugute kommen ſoll, möglichſt als Reihen- 
haustyp. Das Einfamilienhaus ſoll man erſtreben 
und ſich nicht genügen laſſen an der „verbeſſerten 
Mietkaſerne“, die hintere Quergebäude und Seiten? 
flügel vermeidet, Querdurchlüftung und A 
ſammenhängende Höfe ſchafft, auch ſonſt ſozialen 
Belangen in Geſtalt von gemeinſamen Bade 
einrichtungen, Kinderſpielanſtalten u. dergl. mehr 
Rechnung trägt. Gewiß kann es Verhältniſſe geben, 
in denen man fid) hiermit abfinden muß, z. B. 
in Feſtungen, vor allem aber in Städten, die vom 
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Bergbau unterfahren, nur ſehr knapp an Bau- 
gelände überhaupt find. Aber man foll fid) be- 
wußt bleiben deſſen, daß das ein Notbehelf iſt und 
ich ſonſt mit ſolchen Halbheiten nicht befaſſen. 
Was uns nottut, iſt ein ſeeliſch geſundes, feſt 
in ſich ruhendes Volk, — das aber kann nicht in 
noch ſo gut ſozial durchgearbeiteten Mietkaſernen 
gedeihen, ſondern nur im Eigenheim! Es iſt das 
nicht mehr eine Sache der Hygiene, ſondern der 
zſychologie, — keine Geſundheits- ſondern eine 
eelenfrage. Darüber ſoll man ſich durch noch 
o ſchön in die Augen ſtechende neuartige Miet- 
laſernen nicht täuſchen laſſen. Die darin Lebenden 
bleiben trotz allem nur Herdentiere, während ſie 
im Eigenheim Einzelmenſchen werden. Man 
klemme auch nicht mit dem Einwand, daß ſich dies 
deal namentlich „im verarmten Deutſchland“ 
doch nicht erreichen laſſe. Es iſt das Kennzeichen 
jedes Ideals, daß es ſich nicht reſtlos erreichen 
QBt, ſonſt wäre es eben fein Ideal, aber es läßt 
ſich erſtreben. In Deutſchland, insbeſondere in 
reußen, ſind wir noch ſo unendlich weit von dem 


Idealzuſtande, daß die Bevölkerung größtenteils 
M Eigenheimen wohnt, entfernt, daß wir vor- 


läufig noch keine Gefahr laufen, in Utopismus zu 
verfallen, wenn wir mit der Tat dieſen deal- 
zuſtand erſtreben. 
Die Art des Wohnens iſt aber nur die eine 
eite der Wohnreform. Ebenſo wichtig iſt der 
rt des Wohnens, da dieſer vielfach erft die ge- 
eigneten Vorbedingungen für die wünſchenswerte 
rt des Wohnens bietet. Es bedeutet das mit 
andern Worten, die Abdrängung der Menſchen— 
maſſen von der Großſtadt. Die beſte „Dezentrali— 
ſierung der Großſtadt“ iſt: die Großſtadt entweder 
gar nicht erſt entſtehen oder wo ſie ſchon beſteht, 
fie nicht größer werden zu laffen, und die Induſtrie, 
ie die Bevölkerungsmaſſen heranzieht, möglichſt 
aufs Land zu bringen, jei es, daß man neue Jn- 
uſtrie draußen fid) anſiedeln läßt, oder jon in 
r Großſtadt befindliche herauszuziehen ſucht, um 
mit auch die Arbeiterſchaft aus der Großſtadt 
und ihren Mietkaſernen herauszuziehen und um- 
zuſiedeln, und in jedem Betracht, nicht nur hin- 
ſichtlich der wohnlichen Unterbringung, in beſſere 
erhältniſſe zu bringen. Es wäre außerordentlich 
zu begrüßen, wenn nicht nur die Hergabe öffent- 
icher Mittel von der Verwendung in wohnungs⸗ 
reformeriſchem Sinne nach Art und Ort abhängig 
gemacht würden, ſondern wenn auch daneben ein 
größerer Betrag der ſtaatlichen Mittel aus der 


Hauszinsſteuer ausdrücklich als Umſiedlungsform 
für die Umſiedlung aus der großen Stadt heraus 
vorbehalten würde. Der Segen würde ſich viel⸗ 
leicht nicht heute und morgen, aber gewiß auf die 
Dauer erweiſen. 

Wer das nicht erkennt, ſollte folgerichtig genug 
ſein, um mit einem Teil des Unternehmertums zu 
erklären, daß die ganze Wohnfrage die öffentlichen 
Gewalten nichts anginge und ſollte ſich davon 
zurückziehen, ja getroſt ſo weit gehen, wie die 
radikalſten, die die Wohnungsnot ſchlechthin 
leugnen, weil vielfach die Belegungsziffer der 
Wohnungen gegenüber der Vorkriegszeit etwas 
zurückgegangen ift. Die andern aber werden zu- 
geben müſſen, daß hier der Grund und die innere 
Berechtigung für die Zuteilung der Wohnungs⸗ 
fürſorge an die Sozialminiſterien, die für die 
dauernde Wohlfahrt zu ſorgen haben, liegt, 
und daß man mit vollem Recht heute die Woh- 
nungsfürſorge für die Minderbemittelten als einen 
Zweig der Volkswohlfahrt und nicht als polizei⸗ 
liche Aufgabe anſieht. Es wäre ein Fehler, der 
ſich ſicherlich früher oder ſpäter ſchwer rächen 
würde, wollte man dem Geſchrei einiger Inter- 
eſſentengruppen nachgeben, die mühſam errungene 
Einheitlichkeit und Selbſtändigkeit der Fürſorge 
für das Wohnungsweſen, insbeſondere in Preußen, 
wieder als eine Nebenfrage an ein oder mehrere 
Reſſorts verweiſen oder gar wieder lediglich als 
polizeiliche Obdachloſen- und Straßenbaufrage be- 
handeln. Nicht nur dieſe Einheitlichkeit der Be— 
treuung des Wohnungsweſens muß beſtehen 
bleiben, ſondern es iſt auch dringend nötig, daß 
mit öffentlicher Unterſtützung praktiſch in vorbe- 
zeichnetem Sinne weitergearbeitet wird. Es war 
vor dem Kriege eine Ausnahme, wenn Städte und 
Gemeinden ſich der Wohnungsfrage als einer 
ſozialen Frage praktiſch angenommen haben. Es 
wird, dafür ſind ſchon jetzt deutliche Anzeichen vor- 
handen, da die Menſchen ſich nicht ändern, nach 
Beſeitigung der dringendſten Wohnungsnot, ſicher⸗ 
lich in der Hauptſache wieder ebenſo werden. Dann 
aber iſt es notwendig, daß Faktoren und Stellen 
vorhanden ſind, die die Gedanken der artlichen und 
örtlichen Wohnungsreform praktiſch zu betreiben 
gewillt und in der Lage ſind. Dieſe Stellen ſind 
in Preußen die provinziellen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften. Es wird ſich vielleicht Gelegenheit 
bieten, dieſen Gedanken ausführlich darzuſtellen, 
hier mag es genügen, ihn ausgeſprochen zu haben. 
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Städte- und Wohnungsfürſorge. 


Von Oberbürgermeiſter Kaf dny, Ratibor. 


Urſachen der Wohnungsnot. 


Schon in der Vorkriegszeit begann das Privat- 
kapital infolge verminderter Berdienjtmöglich- 
keiten fid) vom Baumarkte allmählich zurüd- 
zuziehen. Wie heute, ſo war auch damals die 
Verwaltung der Kleinwohnungen mit vielen 
Mühen und großem Arger verbunden und ihre 
Rentabilität durch zahlreiche Ausfälle einge- 
ſchränkt. So kam es, daß nur noch mittlere und 
größere Wohnungen errichtet wurden. Während 
dies in Weft- und Mitteldeutſchland, wo die Städte 
über eine hinreichende Wohnreſerve verfügten, 
vor dem Kriege faſt unbemerkt geblieben iſt, ſo 
hat dieſe unſoziale, materialiſtiſche Einſtellung auf 
dem oberſchleſiſchen Wohnungsmarkte ſich recht 
fühlbar gemacht; denn hier hat nicht nur keine 
Wohnungsreſerve, ſondern ſchon damals ein Woh- 
nungsmangel beſtanden. So waren beiſpielsweiſe 
in Ratibor im Jahre 1911 noch nicht 1% Leer⸗ 
Wohnungen vorhanden, während normalerweiſe 
3% als Wohnungsreſerve verlangt wurden. Bu- 
dem ſtanden 170 Wohnungen auf der Liſte der 
baupolizeilich zu ſchließenden Wohnungen. Mhn- 
liche Zuſtände herrſchten auch in den übrigen In⸗ 
duſtrieſtädten, das bezeugen die oberſchleſiſchen 
Schlafhäuſer. Daß diefe Zuſtände nicht ſchon vor 
dem Kriege wirkſame Abhilfe heiſchten und fanden, 
lag daran, daß der Oberſchleſier in feinen An- 
ſprüchen äußerſt beſcheiden und anſpruchslos war, 
und das Gefühl für eine beſſere Wohnkultur in 
ihm noch nicht geweckt war. 

Während des Krieges wurden die Verhältniſſe 
nicht gebeſſert, vielmehr trat eine weitere Ver- 
ſchlimmerung der Lage dadurch ein, daß, abgeſehen 
von dem faſt vollkommenen Stilliegen der Bauz 
tätigkeit infolge der Umwandlung aller Induſtrie— 
zweige zur Rüſtungsinduſtrie, zahlreiche Zuwande— 
rungen erfolgten. Demnach beſtand bei Kriegs— 
ſchluß in Oberſchleſien eine weit größere Woh— 
nungsnot als im übrigen Deutſchen Reiche. Dieſe 
wurde immer weiter dadurch verſchärft, daß in⸗ 
folge der Beſatzung, der ungeklärten politiſchen 
Verhältniſſe und der Ungewißheit über die end- 
gültige ſtaatliche Zugehörigkeit die Bautätigkeit 
nur langſam in Fluß kam, zumal öffentliche Gelder 
zurückgehalten wurden. Dieſe allgemeine Woh⸗ 
nungsnot wurde durch den Zuſtrom von Flücht- 
lingen und Optanten aus den abgetretenen Ge- 
bieten bis zur Kataſtrophe geſteigert. 

Folgen der Wohnungsnot. 

Hunderte von Familien ſind in einräumige 
Wohnungen zuſammengepfercht worden, bezw. 
haben ſie Böden und Keller als Unterkunftsräume 
belegt. Dieſes enge Zuſammenwohnen mußte 


natürlich die verderblichſten Folgen in geſundheit— 
licher Hinſicht mit fid) bringen. Außer den un- 
mittelbaren geſundheitlichen Schädigungen durch 
Witterungseinflüſſe nahm die Zahl der an Zuber: 
kuloſe Erkrankten in erſchreckendem Umfange zu. 
Die Zuſammendrängung in ungeſunden Woh- 
nungen förderte weiterhin die Säuglingsſterblich⸗ 
keit, vermehrte die Geſchlechtskrankheiten und 
leiſtete der Trunkſucht Vorſchub. Unter den gegen? 
wärtigen Verhältniſſen ift eine Bekämpfung are 
ſteckender Krankheiten, von denen die Oſtgrenze 
dauernd bedroht ift, unmöglich. Unüberſehbar 
find auch die Folgen, die die durch das Wohnungs 
elend verurſachten ſittlichen Schäden nach ſich 
ziehen. Nicht zuletzt wird durch die unzureichen⸗ 
den Wohnungen, in denen die Menſchen bisweilen 
ſchlimmer als das Vieh zuſammengepfercht ſind, 


auch eine tiefgreifende ſoziale Unzufriedenheit in 


die breiten Schichten hineingetragen und gefördert. 
Letzten Endes bedeuten aber die unzulänglichen 
Wohnungsverhältniſſe eine große nationale Ge 
fahr! Alle Ausgaben, die für Heilung vorſtehender 


Schäden ausgegeben werden, ſind zwecklos, wenn 


nicht die Wohnungsnot, die fürchterlichſte Quelle 


aller Volksſeuchen, beſeitigt oder wenigſtens ſtark 


gemildert wird. Der Kernpunkt der ſozialen Frage 
ift die Löſung der Wohnungsnot. 


Entwicklung der Wohnungsfürſorge zu einer 

öffentlichen Angelegenheit. 

Schon vor dem Kriege herrſchte auf dem Gebiete 
des Wohnungsweſens zwiſchen Reich, Staat und 
Gemeinden Streit über die Zuſtändigkeit. Den 
Bau von Wohnungen (Wohnungsfürſorge im 
engeren Sinne) überließ man im weſentlichen der 
Privatwirtſchaft und beſchränkte fid) auf die Schaf? 
fung der geſetzlichen Grundlagen für die Woh- 
nungswirtſchaft, auf ihre Überwachung und allen? 
falls moraliſche Förderung. Die Nachkriegszeit 
mit der oben geſchilderten Wohnungsnot machte 
ein ſtarkes aktives Eingreifen der öffentlichen 
Stellen erforderlich. 


Wohnungsfürſorge der Städte durch Eigenbau. 


a) durch Ausnutzung 
der vorhandenen Gebäude. 

In dieſer Hinſicht ift den Städten hauptſäch' 
lich hier in Oberſchleſien eine außerordentlit 
große Aufgabe zugefallen, denn hier waren die 
Städte im weſentlichen auf ſich ſelbſt angewieſen, 
da infolge der Beſatzung ſtaatliche Beihilfen nach 


Oberſchleſien nur in äußerſt beſchränktem Umfange 


gewährt wurden. Trotzdem haben ſämtliche ober 
ſchleſiſchen Städte der Wohnungsfürſorge als einer 
der wichtigſten Aufgaben außerordentliches Inter 
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eſſe entgegengebracht. Da die Privatwirtſchaft ſich 


nach dem Kriege vom Bau ganz fernhielt und 
auch die Baugenoſſenſchaften, die in der Nachkriegs⸗ 
zeit kaum die Verwaltung ihrer Häuſer durch⸗ 
zuführen in der Lage waren und zudem fürchteten, 
daß der alte Beſitz durch das Riſiko des Bauens 
in unerwünſchter Weiſe belaſtet würde, ſich nicht 
entſchließen konnten, zu bauen, ſind die Städte 
als Träger der Bauausführungen eingeſprungen, 
nicht gern, ſondern gezwungen von der von Tag 
zu Tag wachſenden Not, zumal das Wohnungs⸗ 
elend keinen Aufſchub duldete. Bei der Verarmung 
unſerer Wirtſchaft und dem Mangel an Bauſtoffen 
iſt zunächſt verſucht worden, unter Ausnutzung 

r vorhandenen Gebäude Wohnungen zu ſchaffen. 


Infolge der Verminderung der Heeresmacht waren 
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m faſt allen oberſchleſiſchen Städten Kaſernen, 
eughäuſer und andere öffentliche Gebäude frei 
geworden. Mit größten Anſtrengungen (der 
Fiskus hat recht viele Schwierigkeiten gemacht) 
gelang es in zahlreichen Fällen, dieſe Gebäude für 
ç zohnungszwecke frei zu bekommen und zu Woh— 
nungen umzubauen. Infolge des wirtſchaftlichen 
Niederganges der Induſtrie und des Gewerbes, der 
in Oberſchleſien wegen der Ungewißheit über die 
endgültige Staatszugehörigkeit ſich beſonders fühl⸗ 
bar machte, find auch eine Anzahl früher gewerb⸗ 
ich genutzter Räume frei geworden, die gleichfalls 
von den Stadtverwaltungen angekauft und auf 
eigene Koſten zu Wohnungen hergeſtellt wurden. 


b) Teilung übergroßer Wohnungen. 
Daneben nutzten die Städte die ihnen durch das 
ohnungsmangelgeſetz gegebene Möglichkeit der 
eilung großer Wohnungen und des Ausbaues der 

Dachgeſchoſſe aus. 

c) Herſtellung von Behelfs- 
wohnungen. 
Dieſe Maßnahmen haben aber bei weitem nicht 
ausgereicht, um der immer größer werdenden 
ohnungsnot zu ſteuern. Die Herſtellung der 
Wohnungen konnte nicht Schritt halten mit dem 
infolge der Polenputſche einſetzenden Flüchtlings- 
zuſtrom, ſo daß danach geſtrebt werden mußte, 
in möglichſt kurzer Zeit und vor allem mit tun- 
ichſt geringem Koſtenaufpband Unterkunfts⸗ 
möglichkeiten zu ſchaffen. Man ging daher zur 

Herſtellung von Behelfswohnungen über. Dieſe 

i helfswohnungen waren aber unwirtſchaftlich und 

amen nur zur Behebung der dringendſten Not- 

tünde in Frage. Die dadurch und durch die 

Handhabung der Zwangswirtſchaft erzielte Ver- 

mehrung des Wohnraumes konnte die fehlende 
roduktion natürlich in keiner Weiſe erſetzen. 

dÀ) Neubauten teils Hochbau, teils 

Flachbau. 

Da zudem die Bereitſtellung von Wohnungen 

in vorhandenen Bauten auch eine Grenze hatte, 


ſo mußte neben den vorſtehend angegebenen Woh⸗ 
nungsfürſorgemaßnahmen dem Neubau beſondere 
Aufmerkſamkeit gewidmet werden. Obwohl die 
Vorkriegsentwickelung der Mietskaſerne die 
gegebene Form geweſen wäre, um die Wohnungs⸗ 
not am eheſten zu beſeitigen, ſo ſind die 
Städte in Erkenntnis der Übelſtände der Miets- 
kaſerne doch meiſtenteils andere Wege gegangen. 
Wenn auch in einzelnen Städten, wie in Oppeln, 
Gleiwitz und Beuthen zunächſt an eine ſyſtematiſche 
Ausfüllung der Baulücken gegangen worden iſt, ſo 
ſind doch die Nachteile der Mietskaſerne aus⸗ 
gemerzt worden. Ratibor hat neben der Aus⸗ 
füllung der Baulücken außerhalb der Stadt zu⸗ 
ſammenhängende Neuſiedlungen geſchaffen, die all- 
mählich zum Flachbau überleiten. Neiße, das 
infolge der Nichtbeſetzung gegenüber den übrigen 
Städten einen Vorſprung hatte, konnte ſchon 1921 
zu einer umfangreichen Flachſiedlung übergehen. 
Den Anteil der Städte an der Bautätigkeit zeigen 
die nachſtehenden graphiſchen Darſtellungen der 
Bautätigkeit der Städte Ratibor und Gleiwitz, die 
der Bautätigkeit auch in den übrigen Städten ent⸗ 
ſprechen. 
So ſind in Beuthen im Eigenbau errichtet 
worden: 
51 Wohnungen unter Ausnutzung des vorhan— 
denen Wohnraumes, 
54 Behelfswohnungen, 
364 Neubauwohnungen, davon 358 im Hochbau 
und 6 im Flachbau. ; 
Hindenburg errichtete: f 
20 Wohnungen unter Ausnutzung des vorhan⸗ 
denen Wohnraumes, 
16 Behelfswohnungen und 
130 Wohnungen im Hochbau. 


Übergang zur Förderung der gemeinnützigen und 
privaten Bautätigkeit. 

Obwohl dem Eigenbau der Gemeinden gewiſſe 
Vorteile nicht abgeſprochen werden können, jo 
haben die Städte doch die Erfahrung gemacht, daß 
der Eigenbau die Verwaltung ſtark belaſtet, denn 
bekanntlich iſt die Verwaltung der Wohnbauten 
für eine Gemeinde ſchwieriger und teurer als für 
einen privaten Hausbeſitzer. An die Kommune 
als Vermieterin werden weit höhere Anſprüche 
geſtellt als an den privaten Hausbeſitzer, der un⸗ 
berechtigte Anſprüche leichter ablehnen kann. Zu⸗ 
dem belaſtet der Eigenbau die Finanzen der Ge- 
meinden in einem außerordentlich hohen Maße. 
Dieſe Belaſtung wird auf die Dauer untragbar. 
Die ausgeführten Bauten bilden keine Marktware, 
und die Millionen, die in ihnen inveſtiert ſind, 
bringen keinen Ertrag. Zwangsläufig müſſen 
daher die Städte vom Eigenbau Abſtand nehmen 
und ſich auf die Förderung der Bautätigkeit be⸗ 
ſchränken. 
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Es kommt nicht nur darauf an, daß überhaupt 
gebaut wird, ſondern auch darauf, wie und wo 
gebaut wird. Deshalb follen hier kurz die An- 
forderungen an die künftige Bauweiſe geſtreift 
werden. 

Anforderungen an die zu fördernden Bauten. 

Entſcheidend für die Frage, welche Bauten, ob 
Hochbau oder Flachbau, Eigenheime oder Mehr— 
familienhäuſer gefördert werden ſollen, kann ein— 
heitlich für alle Städte nicht entſchieden werden. 
Bei der überaus ſchlechten Finanzlage wird in 
erſter Linie der Bau 
an fertigen Straßen, 
in Anpaſſung an die 


bisherige Bauweiſe 5 G5BAU 
gefördert werden dəə E 4919-25 
müſſen, denn es ヒー REICH vu, STAAT 
könnte nicht ber- PRIVAT 
antwortet werden, STADT 


Grundſtücke an aug- 
gebauten Straßen, 
für die hohe, nur 
geſchloſſene Bau- 
weiſe vorgeſehen iſt, 
liegen zu laſſen und 
den Flachbau in 
bauunreifem Ge- 
lände zu fördern. 
Vor allem müſſen 
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dern, daß in der Geſtaltung ber Wohn- und Heim 
ſtätten die Eigenart der einzelnen Stadt ihre not? 
wendige Berückſichtigung findet. Vor allem müſſen 
die Städte im Intereſſe der Geſundheit der Ber 
völkerung für eine geſundheitliche Ausgeſtaltung 
des Bauweſens eintreten. Aufs entſchiedenſte muß 
dahin gewirkt werden, daß die engen Wohnhöfe 
und die Hinterhäuſer verſchwinden, ſoweit zur 
Schließung von Baulücken der Bau von hohen 
Miethäuſern heute noch notwendig ſein ſollte. 
Daneben müſſen die Städte für eine zweckmäßige 
Anlage der Wohn⸗ 
quartiere ſorgen. Es 
muß allmählich an⸗ 
geſtrebt werden, daß 
eine Scheidung 
zwiſchen Verkehrs- 
und Wohnſtraßen 
getroffen wird, Da? 
mit die Ruhe der 
Wohnquartiere nicht 
beeinträchtigt wird. 
Es muß ausge: 
ſchloſſen werden, 
daß in Wohnungs: 
vierteln gewerbliche 
Betriebe entſtehen 
können. Die Wohn⸗ 
quartiere ſelbſt 
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die Neubauten aber 
drei Forderungen 
gerecht werden: Der 
Wirtſchaftlichkeit, 
der Volksgeſundheit 
und der Schönheit. 
Da die Wohnungs⸗ 


müſſen ſo angelegt 
ſein, daß ſie Luft 
und Sonne Haben- 
In ihrer Umgebung 
müſſen Grünflächen 
geſchaffen werden, 
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fürſorge heute in 
erſter Linie eine 
Finanzfrage iſt, ſo 
müſſen die Städte 
vor allem auf wirt⸗ 
ſchaftliches Bauen 
bedacht ſein. Die 
Anforderungen an Größe, Anordnung, Raum- 
zahl, Raumhöhe, Ausſtattung, und dergl. dürfen 
billige Anforderungen nicht überſchreiten. Die 
Koſten eines darüber hinausgehenden Aufwan— 
des werden nicht mit öffentlichen Mitteln ge— 
fördert werden dürfen, vielmehr muß diefe Koften 
der Bauherr ſelbſt, bezw. der zukünftige Mieter 
tragen. Eine klare Dispoſition kann zum wirt⸗ 
ſchaftlichen Bauen viel beitragen. Nicht nur der 
Plan eines einzelnen Hauſes, ſondern vor allem 
die Planung der ganzen Stadt muß bis ins ein— 
zelne durchdacht und vorbereitet werden. Zweifel— 
los würde eine Typiſierung und ſerienweiſe Her- 
ſtellung der Häuſer weiterhin verbilligend wirken. 
Doch müſſen die Städte darauf wirken und for- 
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die im richtigen Ber? 
hältniſſe zur Zahl 
der Anwohner 
ſtehen und ſowohl 
für die Erholung 
der Erwachſenen 
als auch für Spiel 
und Sport der Ju? 
gend genügend Raum bieten. Es ſollen aber 
auch ſchöne Wohnungen geſchaffen werden. 
Deshalb müſſen die Städte durch ihre Bau— 
beratungsſtellen den Siedlern mit Rat und Tat 
beiſtehen, damit die Bauten dem Stadtbild an? 
gepaßt werden. Unter Berückſichtigung ` por: 
ſtehender Ausführungen müſſen daher in erſter 
Linie von den Städten entſprechende Bebauungs⸗ 
pläne ausgearbeitet werden. 
Förderung durch Überlaſſung preiswerten Geländes. 
Die unentbehrliche Grundlage aller Bautätigkeit 
iſt aber der Grund und Boden. Ganz anders 
als früher muß daher der Beſchaffung und Aus? 
wahl des Siedlungsgeländes ein beſonderes Augen? 
merk zugewandt werden. In den meiſten Fällen 
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werden die Städte das Gelände ſelbſt erwerben und 
aufſchließen müſſen. Leider werden heute von 
privater Seite für Gelände Preiſe gefordert, die 
nicht zu rechtfertigen find. Deshalb muß ange- 
Iitebt werden, daß den Städten für Siedlungsland 
ein beſonders erleichtertes Enteignungsverfahren 
gegeben wird, mit deſſen Hilfe das benötigte Hau- 
and ſchnell und zu mäßigen Preiſen, bic 
der augenblicklichen 
Nutzungentſprechen, 
erworben werden 
ann. Die Verord⸗ 
nung zur Behebung 
Ader dringendſten 
ohnungsnot wird 
der Forderung nicht 
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Beachtung geſchenkt werden. Es muß vor allem 
darauf geſehen werden, daß nur einwandfreies 
Material zum Bau verwendet wird. Wo beſtimmte 
Produktionsquellen, Wälder, Lehm⸗ und Kies⸗ 
gruben und dergl. vorhanden ſind, werden eigene 
Betriebe der Stadt für ausreichende und preis⸗ 
werte Bauſtoffproduktion zu ſorgen haben. Durch 
Gewährung von Erleichterungen bei der Zahlung 
von Grunderwerbs— 
koſten, Anliegerbei- 
trägen, Baugebüh⸗ 
ren und Kanalan⸗ 
ſchlußkoſten werden 
die Städte weiter- 
hin zur Förderung 

der Bautätigkeit 


LA 

im vollen Umfange VER vs EE mi” nicht unweſentlich 
gerecht. Bei der GEWERBE ur HANDEL beitragen können. 
außerordentlichen PRIVATE Finanzierung. 

Höhe der Aufſchlieſ⸗ Die ſchwierigſte 

ungskoſten für und wichtigſte Frage 


Waſſerverſorgung, 
Beleuchtung und 
Entwäſſerung wird 
allerdings nur das 
otwendigſte zur 
Ausführung gez 
racht werden kön⸗ 
nen, um den Woh⸗ | 
nungsbau nicht un⸗ | 
nötig zu verteuern. İ İİ 
m billiges Bau⸗ 
and abgeben zu 3 
Omen, wird weiter 
notwendig ſein, daß, 
oweit Gelände für 
Siedlungszwecke 
enötigt wird, Er⸗ 
age der Hauszins- 
teuer zum Ankauf 
derwandt werden 
onnen. Zum min⸗ 
eſten muß aber zu⸗ e 
gelaſſen werden, daß die Anleihen, die zum Grund⸗ 
ückskauf aufgenommen werden, mit Haus zins⸗ 
leuermitteln verzinſt und getilgt werden dürfen. 
dies rechtfertigt fid) um jo mehr, als es ja gleich 
ob eine Stadt die Siedlungstätigkeit müt Bar- 
züſchüſſen oder mit Gelände unterſtützt. Zudem liegt 
le Bodenbeſchaffungspolitik hauptſächlich hier in 
erſchleſien auch im allgemeinen Staatsintereſſe, Au: 
mal es gilt, die vertriebenen Flüchtlinge, deren 
erpflanzung nach den übrigen Provinzen un⸗ 
glich iſt, hier an dem ſüdöſtlichen Eckpfeiler des 
utiden Reichs anzuſiedeln. 
Hilfe bei der Beſchaffung der Bauſtoffe. 
„Neben der Geländebeſchaffung muß auch der 
Frage der Beſchaffung der Bauſtoffe fortdauernd 
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Abb. 14. 


für die Städte iſt 
die der Finan⸗ 
zierung des Woh- 
nungsbaues, denn 
immer mehr hat 
jiġ die Wohnungs: 
frage zu einer Geld— 
frage zugeſpitzt. Sv- 
wohl beim Woh- 
nungsneubau, wie 
bei der Erhaltung 
der Altwohnungen, 
ſteht im Vorder⸗ 
grunde die ſchwie— 
rige Frage nach den 
Kreditquellen, aus 
denen die notwendi⸗ 
gen Baugelder be- 
ſchafft werden kön⸗ 
nen; denn in der Re- 
gel ſpielt das Eigen⸗ 
kapital des Bauherrn 
eine ſehr beſcheidene Rolle, nachdem das Privat⸗ 
kapital zum großen Teil durch die Inflation ver⸗ 
nichtet worden iſt. In früheren Zeiten hatten 
an der Finanzierung des Baumarktes die Hypo⸗ 
thekenbanken, Sparkaſſen, Verſicherungsanſtalten 
und dergl. den größten Anteil. Heute muß der 
weſentlichſte Teil der Baukoſten durch Bereit⸗ 
ſtellung von öffentlichen Mitteln gedeckt werden. 
Durch Gewährung der Hauszinsſteuerhypothek er⸗ 
folgt nur eine teilweiſe Abbürdung desjenigen 
Teils der Baukoſten, der über dem Friedenspreis 
liegt. Die Aufbringung der übrigen Koſten iſt 
ungelöſt, denn ſelbſt wenn es dem Bauherrn ge- 
lingt, eine Privathypothek zu erhalten, iſt es aus⸗ 
geſchloſſen, daß er mit dieſer und der Hauszins⸗ 
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ſteuerhypothek zuſammen die Baukoſten bis auf die 
in Friedenszeiten übliche eigene Leiſtung abdecken 
kann. Iſt ſchon die Beſchaffung der erſten Hypothek 
ſchwierig, ſo iſt die Frage der Aufbringung der 
übrigen Reſtbaugelder unlöslich. So kommt es 
dann vor, daß insbeſondere Privatbauten un⸗ 
vollendet liegen bleiben. Soweit Wohnungen für 
Reichs- und Staatsbedienſtete ſowie Flüchtlinge in 
Frage kommen, gewähren Reich und Staat Arbeit⸗ 
geberdarlehen bezw. Flüchtlingszuſchüſſe, jedoch nur 
in beſchränktem Umfange, ſo daß ſie zur Deckung 
der Reſtbaugelder auch nicht ausreichen. In der 
Regel wird an die Städte die Forderung geſtellt, 
Mittel mit billigem Zinsfuß zur Verfügung 
zu ſtellen. Für die Beſchaffung dieſer Mittel 
bleiben nur zwei Wege offen: 

Das erforderliche Kapital müßte entweder aus 
Steuermitteln abgezweigt, oder aber durch An⸗ 
leihen zu einem hohen Zinsfuß aufgebracht 
werden. Den Zinsunterſchied müßten die Städte 
aus eigenen Mitteln tragen. Beide Wege ſind 
nicht aanabar. Die Steuerlaſt ift in den ober⸗ 
ſchleſiſchen Städten, ganz beſonders aber in den 
von der Flüchtlings- und Wohnungsnot am här⸗ 
teſten betroffenen Grenzſtädten bereits ſo groß, 
daß Handel und Gewerbe zu erliegen drohen. Die 
Steuern reichen nicht einmal zur Deckung deg all- 
gemeinen Finanzbedarfs aus. Auch die Aufnahme 
einer Anleihe ſeitens der Städte für den Woh- 
nungsbau kommt nicht in Frage, da die Über- 
ſchuldung der Städte bereits derart fortgeſchritten 
iſt, daß ein Zuſammenbruch der Finanzen unaus⸗ 
bleiblich ſcheint. Zudem könnte aber der Zins⸗ 
unterſchied von den Städten auch nicht getragen 
werden. Es muß immer wieder hervorgehoben 
werden, daß die Städte Mittel über den ihnen zur 
unmittelbaren Verwendung zufallenden Neubau- 
anteil der Hauszinsſteuer hinaus nicht zur Ver- 
fügung ſtellen können. Es muß daher verlangt 
werden, daß das Reich und die Länder hinreichende 
Mittel zur Finanzierung der Bauten zur Ver- 
fügung ſtellen. Die Beſeitigung der Wohnungs⸗ 
not gehört in erſter Linie zur Zuſtändigkeit des 
Reiches, erſt in zweiter Linie iſt die Bekämpfung 
der Wohnungsnot eine Aufgabe der Länder. Denn 
die Wohnungsnot ift zum großen Teil eine Kriegs- 
folge, ſie zu beſeitigen und zu mildern iſt eine der 
wichtiaſten und heiligſten Aufgaben des Reiches, 
ſowohl wegen der eingangs geſchilderten Urſachen, 
wie vor allem wegen der dort angeführten Folgen 
des Wohnungselends. Es geht nicht an, dieſe 
Pflicht ausſchließlich oder auch nur weſentlich auf 
die Länder oder gar auf die Gemeinden, die als 
Grenzſtädte unter den Kriegsfolgen, unter dem 
Flüchtlingszuſtrom und damit unter dem Woh- 
nungselend am meiſten zu leiden haben, abzu⸗ 
wälzen. Stärkſte Unterſtützung ſeitens des Reiches 
iſt das einzige Mittel, um das Wohnungselend in 


Oberſchleſien, das von keiner anderen Provinz 
auch nur annähernd erreicht wird, zu beheben. Wie 
bereits oben erwähnt, werden durch die Mittel der 
Hauszinsſteuer kaum die Hälfte der Baukoſten ge 
deckt. Es iſt daher erforderlich, daß Reich und 
Staat neben den Arbeitgeber- und Flüchtlings⸗ 
zuſchüſſen auch für die übrigen Bauvorhaben Zur 
ſatzhvpotheken gewähren, da ſonſt der Wohnungs- 
bau unbedingt zum Erliegen kommen muß. zuma 
die Beſchaffung der Reſtbaukoſten infolge der 
äußerſt ſchlechten Lage des Realkreditmarktes faſt 
unmöalich iſt. Selbſt wenn die erſte bezw. zweite 
Hypothek aufaebracht werden kann, fo ift es für die 
Kreiſe, die unter der Wohnungsnot am meiſten 
leiden. unmöglich. die dadurch bedingte, enorm 
hohe Miete zu zahlen. Es muß von Reich und 
Staat dafür Sorae getragen werden. daß an Stelle 
der Zwiſchenkredite erſtſtellige Hyvotheken zur Mb- 
deckung der Reſtbaukoſten in ausreichendem Maße 
zu einem mäßigen Zinsfuß zur Verfügung geſtellt 
werden. Soweit für die Gelder. die von Verſiche⸗ 
runasanſtalten. Landespfandbriefanſtalt, Wohn? 
ſtättenbank und ähnlichen Kreditanſtalten zur Ver? 
fügung geſtellt werden, die Büraſchaft der Ge 
meinden gefordert wird, ſo muß eine ſtaatliche 
Sicherung und Zinsgarantie an deren Stelle 
treten, da die Städte weitere Laſten nicht mehr 
tragen können. 

Um planmäßige Wohnungsfürſorge treiben zu 
können und Stetigkeit in den Wohnungsbau Hin- 
einzubringen. ift es erforderlich, daß ein Bart“ 
vrogramm für mehrere Jahre feſtgelegt wird. 
Dazu iſt aber notwendig. daß auch die Quellen 
und die Art der Finanzierung für längere Zeit 
und vor allem rechtzeitig vorgeſehen werden. Es 
darf nicht vorkommen, daß man die beſte Bauzeit 
verſtreichen laſſen muß, weil im Mai bezw. Juni 
noch nicht feſtſteht, welche Mittel zur Verfügung 
geſtellt werden können. Wenn nach vorſtehenden 
Richtlinien verfahren wird, ſo werden die Städte, 
die die enge Kühlung mit dem örtlichen Woh 
nungsmarkt, dem örtlichen Baugewerbe und dem 
gemeinnützigen Siedlungsweſen zu den geeignetſten 
Trägern der Wohnungs förderung macht, in 
der Lage fein, im Zuſammenhange mit dem Woh 
nungsbau auch die damit verbundenen Siedlungs⸗ 
probleme zu löſen, da ſie durch das Mittel der 
Hauszinsſteuerhypothek die Möglichkeit haben, ſich 
einen dauernden Einfluß auf dem Wohnung‘ 
markte zu ſichern und ihn dafür einzuſetzen, daß 
in jeder Hinſicht einwandfreie Bauten entſtehen. 

Für den Wohnungsbau ſelbſt dagegen be 
dürfen fie geeigneter Träger, denn wie oben er" 
wähnt, find die Städte von Haufe aus nicht dazu Dë 
rufen, Häuſer zu bauen, vielmehr ſind ſie nur von 
dem Druck der Verhältniſſe dazu getrieben worden. 
Sie werden fid), ſobald die ärgſte Not behoben ift: 
und andere geeignete Träger für die Durchführung 
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des Wohnungsbaues ſich gefunden haben, gern 
von dieſer Zwangsaufgabe loslöſen. 
In erſter Linie kommt als Treuhänder der Woh⸗ 
nungsbautätigkeit auf dem Lande ſowohl wie in 
den Städten die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für 
Oberſchleſien G. m. b. H. in Frage, die bereits 
letzt an dem Wohnungsbau hervorragenden Anteil 
genommen und ſich zur Treuhänderin auf dieſem 
2cbiete entwickelt hat. Ihre bisherigen Leiſtungen, 
ie mit zu den beſten gehören, was bisher in Ober⸗ 
leſien, ja in ganz Preußen geſchaffen worden iſt, 
gewährleiſten eine erfolgreiche Wohnungsfürſorge. 
Alle Städte haben Gelegenheit gehabt, ſich von dem 
wirtſchaftlichen Bauen der Wofo zu überzeugen. 
Die Bauten find aber nicht bloß wirtſchaftlich aus- 
geführt, ſondern in einem reinen und edlen archi⸗ 
tektoniſchen Geſchmack gehalten. Die geſchaffenen 
Häuſerblöcke haben ein ſchönes anſprechendes Ge⸗ 
präge. Luft und Sonne haben überall Zutritt, 
ſodaß ſich die Bewohner der Häuſer ausnahmslos 
in den neuen Wohnungen ſehr wohl fühlen. Be- 
ſondere Anerkennung verdient das Geſchick, mit 
welchem die Finanzierung der Bauten durchgeführt 
worden iſt. Während in zahlreichen Fällen bei 
rivaten, in einzelnen Fällen ſogar bei Bau⸗ 
genoſſenſchaften die Bauten wegen Mangel an 
kitteln, insbeſondere wegen Fehlens der Spigen- 
träge nicht zu Ende geführt werden konnten 
oder zumindeſt eine Verzögerung von vielen 
Nonaten erfahren haben, ijt bei der Wofo dank 
der unermüdlichen Arbeit ihres gewandten und 
energiſchen Geſchäftsführers nicht ein einziger Bau 
tecken geblieben. Stets iſt ihr die Deckung der 
Reſtbaugelder gelungen, an deren Aufbringung 
ſehr viele private Bauherren geſcheitert ſind und 
deshalb ihre Bauvorhaben unvollendet liegen 
aſſen mußten. 
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Zudem hat bic Wofo auf den Baumarkt äußerſt 
belebend eingewirkt, inſofern, als es ihr gelungen 
iſt, die verſchiedenen Genoſſenſchaften zu organi⸗ 
ſieren und die zerſplitterten Gruppen, die in der 
Inflationszeit ohne hinreichende Mittel ſich zu 
Baugenoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen hatten, 
zuſammenzufaſſen und zu ſanieren. Die techniſche 
Beratung und Finanzierung durch die Wofo der 
bis dahin zum Teil unvollendet liegengebliebenen 
Bauten dieſer Genoſſenſchaft muß dankbar an⸗ 
erkannt werden. 

Neben der Bautätigkeit der gemeinnützigen Bau⸗ 
genoſſenſchaften muß ſoweit wie irgend möglich 
auch die private Bautätigkeit angeregt und in 
Gang gebracht werden, damit allmählich privates 
Kapital zum Wohnungsbau wieder herangezogen 
wird. Denn wenn es nicht gelingt, das private 
Baugewerbe wieder in größerem Umfange bei der 
Herſtellung unſeres Wohnraumes heranzuziehen, 
ſo wird die Wohnungsfrage kaum je gelöſt werden 
können. Daß die Heranziehung des Privatkapitals 
in großem Umfange bereits geglückt iſt, zeigt die 
beiliegende graphiſche Darſtellung der Bautätig⸗ 
keit in Ratibor. 

Auf alle Fälle muß der Wohnungsfürſorge 
— Neubau wie Erhaltung der Altwohnungen — 
in Zukunft erhöhte Beachtung geſchenkt werden, 
und zwar ſowohl von den einzelnen Staatsbür⸗ 
gern, wie vom Reich, Staat und Gemeinde. Nur 
wenn alle Faktoren, die an der leiblichen und ſee⸗ 
liſchen Stärkung und Kräftigung des deutſchen 
Volkes intereſſiert ſind, ſich zu der Erkenntnis 
durchringen, daß in der Herſtellung von geſunden 
und ausreichenden Wohnungen die Grundlage für 
ein geſundes Geſchlecht gegeben iſt, und dieſe Er⸗ 
kenntnis in die Tat umſetzen, wird es gelingen, 
aus dem Wohnungselend herauszukommen und 
ein ſtarkes, widerſtandsfähiges Volk heranzuziehen. 


Wirtſchaft und Wohnungsbau in Oberſchleſien. 


Von Bezirkswohnungsauſſichtsbeamten Regierungs- u. Baurat Müller in Oppeln. 


Mau begegnet hier und da immer noch ber Auf⸗ 
i faſſung, daß unſere Wohnungspolitik gründ⸗ 
lich verſagt habe. Es iſt zwar richtig, daß der 
praktiſche Erfolg nicht ganz den Bedürfniſſen ent⸗ 
ſpricht, doch wäre es verfehlt, hierfür die Woh⸗ 
nungspolitik, d. h. ſowohl die Zwangsbewirtſchaf⸗ 
tung des Altwohungsraumes als auch die Förde⸗ 
rung der Neubautätigkeit, verantwortlich zu 
machen, vielmehr liegt die Urſache für die Hem⸗ 
mungen in der Entwicklung der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe begründet, an deren 
eſſerung die Wohnungspolitik zwar ſehr wohl 
mitzuwirken berufen iſt, deren Sanierung letzten 
es aber unmöglich ihre Aufgabe ſein kann. Dieſe 


allgemein geltende Tatſache trifft ganz beſonders 
für die oberſchleſiſchen Verhältniſſe zu. 

Schon vor dem Kriege, alſo zu Zeiten der 
freien Wohnungswirtſchaft konnte in Ober: 
ſchleſien der Wohnungsbau mit der rapiden Ent⸗ 
wicklung der Induſtrie nicht gleichen Schritt 
halten, ſo daß hier ſchon damals im Gegenſatz zu 
anderen Landesteilen Wohnungsnot beſtand. Dies 
iſt um ſo bemerkenswerter, als ſeinerzeit die Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe in dem damals unge- 
teilten Oberſchleſien einen glänzenden Auf⸗ 
ſchwung nahmen und die Induſtrie teilweiſe auch 
recht beachtenswerte Leiſtungen in der Errichtung 
von Wohnſiedlungen für ihre Arbeiter aufzuweiſen 
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hatte, wie z. B. die Arbeiterwohngemeinde Gieſche— 
wald. Wenn nun ſchon in ganz Deutſchland die 
Nachkriegserſcheinungen ein kataſtrophales Herab⸗ 
ſinken der geſamten Wirtſchaftsverhältniſſe zur 
Folge hatten, ſo war dies in erhöhtem Maße für 
die oberſchleſiſche Induſtrie der Fall, die infolge 
der Grenzziehung ihres Hinterlandes be— 
raubt und von ihren Wirtſchaftsbeziehungen ab- 
geſchnitten wurde. Ebenſo gingen die Gemeinden 
erheblicher Teile eigenen Beſitzes verluſtig, und — 
was für den Augenblick noch ſchlimmer war — in⸗ 
folge des Steuerausfalles wurden ihre 
geſamten kommunalen Finanzen erſchüttert. Wo 
waren alfo die Kräfte, die fich in dem bei Deutſch⸗ 
land verbliebenen Teile Oberſchleſiens noch mit 
Wohnungsbau hätten befaſſen können? Und zu 
dieſem Übermaß der Wirtſchaftsnot trat gleich- 
zeitig noch der ungeheure Flüchtlingszu⸗ 
ſtrom! Nur Staat und Reich waren daher in 
der Lage, von der Allgemeinheit aus der hart be— 
troffenen Provinz helfend beizuſtehen und eben 
auf Grund des viel angefeindeten Syſtems der 
öffentlichen Förderung des Wohnungsbaues 
wenigſtens die dringendſte Not zu beheben. 
Nur darum konnte es ſich handeln, denn es war 
von vornherein klar, daß an eine Behebung der 
allgemeinen Wohnungsnot in Oberſchleſien 
auf Jahre hinaus noch nicht zu denken war. 

Die Entwicklung dieſer Verhältniſſe, denen zu- 
folge der Wohnungsbau hauptſächlich auf die In⸗ 
anſpruchnahme öffentlicher Mittel angewieſen 
wurde, hat eine vollſtändige Umwälzung 
der geſamten Bauwirtſchaft not⸗ 
wendig gemacht. Zunächſt verſuchten wohl noch 
einige Werke, fid) wenigſtens durch Arbeitgeber- 
zuſchüſſe an der Errichtung von Genoſſenſchafts⸗ 
oder Gemeindewohnungen für ihre Werksange⸗ 
hörigen zu beteiligen, aber auch dies hörte mehr 
und mehr auf, je ſchwächer die Leiſtungsfähigkeit 
der Induſtrie ſelbſt wurde. Die Arbeiterwoh— 
nungen des Borſigwerks und die unter Werks- 
beteiligung errichteten Gemeindewohnungen in 
Zaborze ſind anerkennenswerte, aber doch nur 
vereinzelte Beiſpiele für die Fortſetzung des 
früheren Syſtems. Die privaten Bauherren 
und unter dieſen insbeſondere das Bauunter- 
nehmertum traten zurück, weil auch ſie alle 
gleichmäßig unter der Wirtſchaftsnot zu leiden 
hatten. Da für die Bauwirtſchaft das Arbeits⸗ 
feld der Induſtriebauten lahmgelegt war, wurde 
der große Stab des Unternehmertums hauptſäch⸗ 
lich auf Beſchäftigung durch den Wohnungsbau 
ſelbſt angewieſen, ohne dieſem jedoch weſentliche 
eigene finanzielle Kräfte zuführen zu können. 
Zahlreiche durch die Not geſchwächte Baubetriebe 
brachen infolge der anhaltenden Beſchränkung 
ihres Betätigungsfeldes zuſammen. Eine Anzahl 
von Baugenoſſenſchaften, zu denen ſich 


einzelne Bevölkerungsgruppen zuſammenſchloſſen, 
verſuchten der eigenen Wohnungsnot durch Selbſt⸗ 
hilfe zu ſteuern. Aber auch dieſe hatten ent⸗ 
ſprechend der Verſchiedenartigkeit ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit nur wechſelnde Erfolge und waren, ab 
geſehen von den durch alten Beſitz gut fun? 
dierten Genoſſenſchaften, nur dann lebensfähig, 
wenn fie nachdrücklichſt durch einen öffent- 
lichen Träger geſtützt wurden. 

Es ift ein Verdienſt der oberſchleſiſchen Ge: 
meinden, daß ſie ſich ihrer Verantwortung als 


geſetzliche Träger der öffentlichen Wohnungsfür⸗ 


ſorge bewußt in den ſchweren Jahren ſeit 1922 
nach dem Abrücken der Beſatzung mit großem 
Eifer des Wohnungsbaues angenommen haben 
und nicht felten weit über ihre eigene Leiſtungs— 
fähigkeit hinaus zum Teil durch Errichtung von 
gemeindeeigenen Wohnungen ſelbſt, zum Teil 
mittelbar durch Beteiligung den Wohnungsbau 
gefördert haben. 
ſie, daß dieſe Aufgabe abſeits von ihren eigent— 
lichen Arbeitsgebieten liegt und daß namentlich 
die Bewirtſchaftung der Häuſer ihnen eine 
unerwünſchte Belaſtung für ihren Verwaltungs: 
apparat bedeutet, der ohnehin ſchon in vollem 
Umfange für die Löſung der dringendſten Ar⸗ 
beiten auf den eigentlichen kommunalen Gebieten 
angeſpannt iſt. 

In der ſicheren Erkenntnis, daß hier eine tlaf 
fende Lücke auszufüllen iſt, wurde ähnlich dem 
Vorbilde in anderen Landesteilen von Staat, 
Provinz, Gemeinden und Intereſſentengruppen 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
für Oberſcheſien im Jahre 1922 gegründet, 
und zwar anfänglich zuſammen mit der Qand- 
ſiedlungsgeſellſchaft, um dann wegen der Ver: 
ſchiedenartigkeit und des außerordentlichen Um- 
fanges der Arbeitsgebiete beider Geſellſchaften im 
Frühjahr 1925 ſelbſtändig zu werden. Sie hat in 
ihrer nunmehr vierjährigen Tätigkeit insgeſamt 
4800 Wohnungen betreut und in ihren geſchloſſe— 
nen Siedlungen Kulturwerte von überragender 
Bedeutung für die Grenzmark geſchaffen. Den 
etwa noch verbliebenen Stimmen des Zweifels 
über die Zweckmäßigkeit dieſer Einrichtung mag 
nur entgegengehalten werden, daß bei einer unter 
dem Vorſitze des Herrn Oberpräſidenten der Pro- 
vina Oberſchleſien und unter Beteiligung von Ab- 
geordneten des Reichstags und des Landtags ab- 
gehaltenen Verſammlung am 18. Juni 1926 die 
Stadtbauräte von Oberſchleſien einmütig die Er- 
klärung abgaben, daß die Wohnungsfürjorgegejell- 
ſchaft endlich wieder einer „anſtändigen 
Baugeſinnung“ in Oberſchleſien Geltung 
verſchaftt hat und daß ohne ihre Mitwirkung ein 
derart großzügiges und einheitliches 
Wohnungsbauprogramm über die 
ganze Provinz hin nicht möglich geweſen wäre. 


Aber mehr und mehr erkannten 
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Dieſe von den erſten Sachkennern der oberjchle- 
ſiſchen Bauwirtſchaft ausgeſprochene Anerkennung 
gibt auch dem Regierungspräſidenten als Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſar erneut die Beſtätigung dafür, 
daß ſeine bisher betriebene Wohnungsbaupolitik 
auf dem richtigen Wege war. Die Erfolge zeigen 
ler aber auch in einer für die Allgemeinheit gül- 
tigen Bedeutung, daß der öffentlich geförderte 
ohnungsbau nicht nur Unbequemlichkeiten und 
pfer, wie namentlich hinſichtlich der Aufbrin⸗ 
gung der Mittel, fordert, ſondern daß er auch 
Segensreiches zu ſchaffen imſtande iſt, wenn der 
Einfluß, den die Verwaltung der öffentlichen 
vohnungsbaumittel dem Staate in die Hand 
gibt, richtig genutzt wird. Dies war ganz be⸗ 
ſonders für Oberjchlefien erforderlich, das für ge⸗ 
wiſſe Kulturaufgaben noch Neuland iſt und 
wo zum Teil zur Wiedergutmachung früherer 
Fehler mit um ſo größerer Vorſicht zu Werke ge⸗ 
gangen werden mußte auf einem Gebiete, für 
deſſen Behandlung geeignete freie Kräfte ſeiner⸗ 
zeit noch nicht ausreichende Erfahrung beſaſſen. 
Der Einfluß des Staates wird bei der 
erteilung der öffentlichen Mittel ausgeübt auf 
die Auswahl der Bauherren, die Zweck⸗ 
eſtimmung der zu errichtenden Wohnungen 
und ganz beſonders unter Berückſichtigung der 
gemiſchtwirtſchaftlichen Struktur der Provinz auf 
eine den volkswirtſchaftlichen Erforderniſſen tun⸗ 
lichſt entſprechende Verteilung der Neubauwoh⸗ 
nungen auf Stadt und Land. 
Die allgemeinen Erfahrungen, daß eine Ver⸗ 
billigung des Wohnungsbaues hauptſächlich durch 
ationaliſierung der Baumethoden und 
Induſtrialiſierung in der Maſſenher⸗ 
ſtellung von Häuſern erzielt werden muß, find 
auch hier ausgewertet worden, ohne indeſſen in 
den Fehler ſchablonenhafter Einſeitigkeit zu ver⸗ 
fallen. Oberſchleſien hat ſich vielmehr auf der 
breiten Mittellinie bewegt und hat auch den 
ortlichen Wünſchen in der Weiſe Rechnung ge- 
tragen, daß den Gemeinden neben der ſelbſtän⸗ 
igen Verfugung über den Neubauanteil am eige⸗ 
nen Hauszinsſteueraufkommen auch hinſichtlich 
der Verwendung von weſentlichen Teilen der 
Staatsmittel freie Hand gelaſſen wurde, um in 
Ingleichung an die frühere Entwicklung nach 
eigener Wahl die privaten Bauherren zu bedenken 
und auch das Unternehmertum zu beſchäftigen, ſo⸗ 
weit dies leiſtungsfähig genug iſt. Dies Ver⸗ 
fahren hat ſich als durchaus günſtig erwieſen und 
zwar namentlich auf dem Lande, wo die Wirt⸗ 
chaftsverhältniſſe noch ſtabiler und daher die Vor⸗ 
ausſetzungen auch für den privaten Wohnungsbau 
günſtiger geblieben find. Dies zeigt fid) ſchon 
darin, daß dreiviertel aller ohne öffentliche Zu⸗ 
ſchüſſe gebauten Wohnungen in Orten von 2000 
weniger Einwohnern errichtet wurden. Dem⸗ 
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zufolge konnte in den überwiegend landwirtſchaft⸗ 
lichen Kreiſen auch trotz eines Geringſtmaßes von 
Zuſchüſſen für die Ein zelbau vorhaben 
der eingeſeſſenen Bevölkerung ein wirtſchaftlich 
beachtlicher Erfolg erzielt werden. Wenn dies 
auch nicht immer an den Stellen der dringendſten 
Not geſchah, ſo war es doch für die Geſamther⸗ 
ſtellung von Wohnraum von weſentlicher Bedeu⸗ 
tung. Überdies wurde auch mit der Beibehaltung 
des Grundſatzes der Heranziehung und Unter⸗ 
ſtützung der Einzelbauherren das Ziel verfolgt, 
bei ſpäterer Einſchränkung oder gar Einſtellung 
der öffentlichen Förderung des Wohnungsbaues 
allmählich wieder überzuleiten zur Anregung der 
allgemeinen privaten Bautätigkeit. 

Daneben aber wurde dann allerdings ein großer 
Teil der ſtaatlichen Mittel zuſammengehalten für 
die Errichtung geſchloſſener Sied- 
lungen. Die für dieſe Zwecke vom Regie⸗ 
rungspräſidenten gemachten Auflagen der Über⸗ 
tragung großer Bauaufgaben an Groß bau⸗ 
herren zur Durchführung des Serien- 
baues im Intereſſe der Einheitlichkeit der Sied⸗ 
lungsplanung, der Aufſchließung des Geländes 
und der Verbilligung der Baukoſten durch Typi⸗ 
ſierung der Hausformen und Normie⸗ 
rung der Bauteile wurden ſeitens der Ge- 
meinden mit großem Verſtändnis aufgenommen 
und z. T. noch ergänzt. Dies gewann beſonders 
Bedeutung in ſolchen Gemeinden, die unter einer 
durch den Flüchtlingszuſtrom ver⸗ 
ſchärften beſonderen Wohnungsnot zu leiden 
hatten. Denn der Wohnungsbau in Oberſchleſien 
kann nicht nur vom reinen bauwirtſchaftlichen 
Standpunkt mit dem Ziele der Errichtung einer 
möglichſt großen Zahl von Wohnungen überhaupt 
geleitet werden, ſondern er ift auch eine ſo ziale 
und innerpolitiſche Frage, die bei ihrer 
durch den großen Umfang der Aufgaben ent⸗ 
wickelten Bedeutung nur durch ſtraffe behördliche 
Führung ihrer Löſung näher gebracht werden 
konnte. Den entwurzelten Flüchtling wieder 
an Heimat und Scholle zu binden und den In⸗ 
duſtriearbeiter durch die Verbindung mit der 
Natur körperlich und ſeeliſch geſunden zu laſſen, 
war das Ziel der Heimſtättenſiedlung, 
deren Durchführung die Zuleitung der Staats⸗ 
mittel an Großbauherren notwendig 
machte, wie ſie die von der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſelllſchaft betreuten Genoſſen⸗ 
ſchaften und gemeinnützigen Geſellſchaften dar⸗ 
ſtellen. Nur ſo war es möglich, kulturell wert⸗ 
vollſte Werke zu ſchaffen, die nun durch Zuſammen⸗ 
faſſung der Aufgaben in ſämtlichen Gemeinden 
des oberſchleſiſchen Induſtriegebietes unter Wah⸗ 
rung der Grundſätze der Wirtſchaftlichkeit ent⸗ 
ſtanden ſind: Es wurde nur eine Bauleitung 
nötig und trotz aller Einfachheit und Sparſamkeit 
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der Ausführung der Typenhäuſer im einzelnen 
konnte durch Gruppierung der Gebäude zuein- 
ander Rhythmus und Reiz in die Siedlungen ge— 
bracht werden. 

Die Durchführung beider Verfahren nebenein- 
ander, den vorhandenen freien Kräften die Löſung 
von Einzelaufgaben zu überlaſſen, dagegen größere 
Aufgaben unter einheitlicher Führung zuſammen⸗ 
zuſchließen, hat ſich in Oberſchleſien als durchaus 
günſtig erwieſen. Der Erfolg kommt ziffernmäßig 
zum Ausdruck durch die Feſtſtellung, daß allein 
im Jahre 1925 6431 Wohnungen mit durchſchnitt⸗ 
lich noch nicht 3600 R/ an öffentlichen Mitteln 
aller Art errichtet worden ſind. Damit wächſt die 
Zahl der in den Nachkriegsjahren (1919—1925) 
in Oberſchleſien fertiggeſtellten und baupolizei⸗ 
lich abgenommenen Wohnungen auf insgeſamt 
23 003. Auf der Karte (Abb. 15) ſind die 


Zahlen der Wohnungsneubauten, wie ſie ſich auf 
die Stadt⸗ und Landkreiſe verteilen, in Quadraten 
graphiſch dargeſtellt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei der Hergabe 
von ſtaatlichen Mitteln der Staat auch Einfluß 
nimmt auf die Zweckbeſtimmung der zu 
errichtenden Wohnungen, einmal um die aus der 
politiſchen Entwicklung ſich ergebenden beſonderen 
Mißſtände der Flüchtlingswohnungsnot zu bes 
heben, zum anderen aber auch um die Aufgaben 
ſozialer und kultureller Art, deren Vernachläſſi⸗ 
gung in den früheren Jahren einen bedauerlichen 
Tiefſtand der Lebenshaltung des oberſchleſiſchen 
Berg⸗ und Induſtriearbeiters zur Folge hatte, 
einer Löſung näher zu bringen. Zwecks Räumung 
der öffentlichen Gebäude, der Ställe, Keller und 

Dachböden, die bisher Notquartiere waren, ſowie 
zur Auflockerung der überbelegten Hinterhäuſer 
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und Seitenflügel ber Mietskaſernen und zur Ab- 
ſtellung des Schlafſtellenunweſens mit all feinen 
verderblichen Begleiterſcheinungen für Geſundheit 
und Sittlichkeit wurde darauf gedrungen, daß 
möglichſt viele geſunde Klein wohnungen 
gebaut wurden, die jeder Familie wenigſtens einen 
eigenen Herd gaben und deren Mietshöhe vor 
allen Dingen auch für die minderbemittelte Be— 
dölkerung tragbar war. Auf Grund einer im 
Frühjahr 1926 angeſtellten Erhebung über die 
Größen- und Mietsverhältniſſe der 
in den Jahren 1924/25 mit öffentlichen Mitteln 
unterſtützten Wohnungsbauten (vergl. Überſichten) 
Überſicht 
Über die Größen- und Mietsverhältniſſe der in den 
übren 1924 und 1925 mit öffentlichen Mitteln unter- 
ſtützten Wohnungsbauten in Oberſchleſien. 
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S Überſicht 

Über die Größen- und Mietsverhältniſſe der in den 

Jahren 1924 und 1926 mit öffentlichen Mitteln unter⸗ 
ſtützten Wohnungsbauten in Oberſchleſien. 

SC 
natliche 
Wohnungsgrößen nach: der İ Miete 

Woh⸗ s. ben 
, [nungen] Neu- 
eh bauten 


2 3 4 5 


771 |RM.2O 
4608 
1287 


Zahl 


Verhältnis z. 
Miete in den 
Altwohnung. 


Raumzahl 


elwohnung en İ s: 


ie Neubaumieten betragen bei ben 


Kleinwohnungen zu a) u. b) i. M. 


qm 40 
. „ 60 
„ 80 
„ad 

„130 
„180 
„ 200 


ittelwohnung en 


u. bei den Mittel, 


4. €) u. d) 150 bis 180 v. H. d. Mieten 
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120 v. H. 


geht hervor, daß von den 7317 unterſuchten Woh⸗ 
nungen 771 aus Stube und Küche und 4608 aus 
zwei Stuben und Küche beſtehen, zuſammen alſo 
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eim 365 
5973 Wohnungen. 73,51 v. H. der Geſamtzahl 
find demnach Klein wohnungen. Daß daz 


neben auch Mittelwohnungen von drei Stuben 
und Küche noch in ſtarkem Maße gebaut worden 
ſind, hat ſeinen Grund einmal in dem Anteil an 
Landarbeiterwohnungen, für die die 
Beſtimmungen des Herrn Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt bezügl. der Förderung derſelben aus 
Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
4 Räume (d. h. Wohnküche, Stube und 2 Kam⸗ 
mern von zuſammen 60 am) vorſchreiben. Denn 
dieſe Maßnahmen ſind nicht nur für den Augen⸗ 
blick zur Behebung der dringendſten Not gedacht, 
ſondern erſtrecken ihre Wirkung vielmehr auf eine 
Zeitſpanne von mehreren Menſchenaltern, um das 
große Ziel der grundlegenden Ver- 
beſſerung der ländlichen Wohnverhält⸗ 
niſſe zu erreichen. Ahnliche Erforderniſſe für den 
Bau von Mittelwohnungen liegen aber auch für 
die Unterbringung von Beamten und An- 
geſtellten aller Art in den Städten vor, wo 
ganze Behörden- und Verwaltungsapparate von 
induſtriellen Unternehmungen jeit der Grenz- 
ziehung neu aufgeſtellt bezw. vom abgetretenen 
Oſtoberſchleſien in den deutſch verbliebenen Teil 
herübergenommen wurden, deren Bedienſtete in 
angemeſſenen Wohnungen auch für die Zeit nach 
der Behebung der dringendſten Not unterzu- 
bringen waren. Aber auch die kinderreichen Fa⸗ 
milien, deren Zahl in Oberſchleſien beſonders groß 
iſt, bedurften in vielen Fällen der Bereitſtellung 
von Wohnungen mit drei und mehr Zimmern. 
Abgeſehen von dieſen Sonderfällen ſind für die 
Flüchtlinge und die ſonſtigen minderbemittelten 
Bevölkerungskreiſe, deren Unterbringung im 
öffentlichen Intereſſe der beſonderen Fürſorge des 
Staates oblag, durchweg Kleinwohnungen gebaut 
worden und zwar nicht deshalb, weil jenen etwa 
ein Anſpruch auf Wohnkultur aberkannt werden 
ſollte, ſondern gerade mit Rückſicht auf ihre eigene 
wirtſchaftliche Notlage, die ihnen das Beziehen 
einer größeren Wohnung wegen der dort not- 
wendig werdenden Mietshöhe zur Unmöglichkeit 
gemacht hätte. Bei den Kleinwohnungen dagegen 
ift das Verhältnis der gering bey: 
zinslichen Bauzuſchüſſe zu den Geſamt⸗ 
koſten ein weſentlich günſtigeres. Aus letzterem 
Umſtande erklärt ſich auch der Unterſchied der 
Mietshöhe (Sp. 6) bei den Kleinwohnungen mit 
120 v. H. gegenüber der der Altwohnungen, wäh⸗ 
rend bei den Mittelwohnungen 150—180 v. H. 
und darüber hinaus errechnet wurden. Wenn 
auch vom bauwirtſchaftlichen Standpunkte aus 
eine monatliche Miete von 35 Mark für eine Zwei⸗ 
zimmerwohnung im Neubau als angemeſſen und 
ſogar noch preiswert bezeichnet werden kann, ſo muß 
fie für den Induſtriearbeiter ſchon unter normalen 
Verhältniſſen als außerordentlich hoch gelten. Faſt 
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unlösbar aber wird die Aufgabe, Wohnungen für 
Minderbemittelte zu bauen, wenn dieſe zu einem 
erheblichen Teile infolge der anhaltenden Wirt⸗ 
ſchaftskriſe zur Arbeitsloſigkeit und da⸗ 
mit zur Unfähigkeit verurteilt werden, auch nur 
ein geringſtes Maß an Miete zahlen zu können, 
wie es zur Zeit in den Hauptinduſtriegemeinden 
Oberſchleſiens der Fall iſt. Hierin zeigt ſich jetzt 
vollends die Abhängigkeit der Wohnungs⸗ 
politik von der Entwickelung der Geſamt⸗ 
wirtſchaftsverhältniſſe und es iſt daher 
zur Zeit die ſchwierigſte Aufgabe des Staates, den 
Wohnungsbau dieſen volkswirtſchaftlichen Ver 
änderungen laufend anzupaſſen. Der Regierungs⸗ 
präſident hat daher ſchon bei der Vorbereitung des 
Bauprogramms 1926 die beſonders hart betrof- 
fenen Gemeinden mit der Weiſung verſehen, 
künftig in noch ſtärkerem Maße als bisher den 
Bau von Kleinſt wohnungen zu betreiben und 
bei den vorgelegten Projekten Abänderungen zu- 
gunſten der Einzimmerwohnungen, möglicher- 
weiſe auch nachträglich noch vorzuſchreiben. Dies 
hat fid) ſchon bei den im Sommer d. Js. fertig- 
geſtellten Neubauten, die im Umfange von etwa 
2000 Wohnungen in der Erhebung noch nicht mit 
erfaßt ſind, im Sinne eines weſentlich größeren 
Anteiles der Kleinwohnungen ausgewirkt. Unter 
ihrer Berückſichtigung wird fid) alsdann Det 
Prozentſatz der errichteten Kleinwohnungen auf 
mindeſtens 85 v. H. der Geſamtzahl erhöhen. 

Im Zuſammenhang mit dieſer rückläu⸗ 
figen Bewegung der allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
lage Oberſchleſiens ſteht auch die Frage, in welchem 
Verhältnis Stadt und Land bei der Ver⸗ 


teilung der öffentlichen Wohnungsbaumittel zu be⸗ 


rückſichtigen ſind: Sollen die Wohnungen in Ge— 
meinden mit großer Wohnungsnot oder in 
ſolchen mit großer Arbeitsloſigkeit gebaut 
werden? In welchem Tempo darf daneben die 
Umſiedlung weiterbetrieben werden? Die 
bisherige Verteilung der Mittel erfolgte unter den 
Grundſätzen, daß vornehmlich die Gemeinden mit 
beſonders verſchärfter Wohnungsnot berückſichtigt 
wurden, das heißt alſo hauptſächlich die des 
engeren Induſtriegebiets. Da zur Zeit in den 
Induſtriegemeinden infolge der Wirtſchaftskriſe 
eine erſchreckende Arbeitsloſigkeit beſteht, ſo wurde 
hier durch den Wohnungsbau gleichzeitig der Zweck 
der Beſchäftigung von Bauarbeitern und Hand⸗ 
werkern und den hinter ihnen ſtehenden Induſtrie— 
zweigen erreicht. Die Bedeutung einer 
geſteigerten Wohnungsbautätig⸗ 
keit für die Herab minderung der Er- 
werbsloſenziffer iſt unverkennbar, man 
kann den Wohnungsbau geradezu als die produf- 
tivſte Erwerbsloſenfürſorge bezeichnen. Demgegen— 
über aber bedarf es ernſthafter Erwägungen, ob 
es nicht ſchon bei dem jetzt beſtehenden Überangebot 


von Arbeitskräften verfehlt iſt, die Not durch die 


Anſetzung von weiteren Arbeitern im Induſtrie 


gebiet noch zu vermehren. Die Beantwortung 
dieſer Frage iſt indeſſen ſolange möglich, als die 
unüberſichtlich bleibt. Zweifellos iſt feſtzuſtellen, 
daß der Bedarf an Arbeitskräften auch unter 
günſtigeren wirtſchaftlichen Verhältniſſen au 
Jahre hinaus gedeckt iſt. Es wird daher künftig 
in ſtärkerem Maße als bisher von den Sab" 
nahmen zur Umſiedlung der Arbeiterbevölkerung 
mindeſtens zunächſt in die Vororte des Induſtrie— 
gebietes Gebrauch gemacht werden müſſen. Der 
Kranz von Arbeiterwohnorten um das Induſtrie⸗ 
gebiet iſt alſo noch zu erweitern, um neben den 


Gründen der Freilaſſung von Bergſchätze führen 


den Gebieten auch die Verbindung mit der Land 


wirtſchaft für ſolche Zeiten zu ermöglichen, in 


denen die Induſtrie Beſchäftigung verſagt. Auker 


dem werden aber auch die rein landwirtſchaftlichen f 


Kreiſe des nördlichen Teiles des Bezirks ſtärker 
mit Wohnungsbaumitteln ausgeſtattet werden 


müſſen, um für die landwirtſchaftliche Arbeit ge- 


eignete Kräfte aus den Induſtriegemeinden auf 
zunehmen. Auch in dieſer Beziehung iſt bereits 
der Anfang inſofern gemacht worden, als in Ber- 
bindung mit der Förderung des Landarbeiter 


wohnungsbaues aus Mitteln der produktiven Gr: 


werbsloſenfürſorge ſeitens des Regierungspräſi— 
denten beſondere Mittel auch des ſtaatlichen Woh- 
nungsfürſorgefonds abgezweigt worden ſind für 
die Errichtung von Mietswohnungen auf den— 
jelben Grundſtücken, um durch ein weiteres An 


gebot von Wohnraum den Zuzug von Arbeitern 
auf dem Lande zu begünſtigen und jene Maß: 


nahme dadurch weſentlich zu ergänzen. Um in⸗ 
deffen die von Flüchtlingen überfluteten Induſtrie⸗ 
ſtädte ſelbſt nicht allzu ſtark zu benachteiligen und 
ſie trotz der Kürzung der auch zur Behebung 
ihrer Not eigentlich beſtimmten Mittel dennoch 


zu entlaſten, wird den Landkreiſen die Auflage zu 
machen fein, daß nur jolche Mieter in den mit Um 
ſiedlungsmitteln errichteten Wohnungen aufge“ 


nommen werden dürfen, die bereits eine beſtimmte 


Zeit in den Induſtriegemeinden gewohnt haben. 
Es wird im Rahmen der zur Zeit geltenden Be 


ſtimmungen ohne große Schwierigkeit mögli 


fein, die für dieſen Zweck den Landkreiſen zur Ver? 


fügung zu ſtellenden Mittel etwa als Umſied⸗ 
lungsprämie fo hoch im einzelnen zu De 
meſſen, daß den Landkreiſen andererſeits keine be 
ſonderen Nachteile aus der Aufnahme von Nicht 
kreisangehörigen erwachſen. Es iſt zu hoffen, da 
dieſe Frage bei der Einmütigkeit zwiſchen Stadt 
und Land, wie fie trog des wirtſchaftlichen Wett 
bewerbs der einzelnen Gemeinden untereinander 
in den durch den Regierungspräſidenten einbe— 


rufenen Verhandlungen des Siedlungsbeirates doch 


ſpätere Entwicklung der oberſchleſiſchen Induſtrie 
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legten Endes zum Ausdruck kam, alsbald ihrer 
Löſung nähergebracht werden kann zu dem gemein⸗ 
amen Ziele der Hebung des Wohlſtandes und in 
m Bewußtſein der Verantwortung für den Be- 
ſtand und das Wachstum des Deutſchtums in der 
renzprovinz. 
$ Bei der innigen Wechſelwirkung zwiſchen 
Wirtſchaft und Wohnungsbau darf 
aber auch vom Standpunkt des letzteren der Hoff- 
nung Ausdruck gegeben werden, daß es der ober— 
ſchleſiſchen Induſtrie gelingen möge, auf der 
rundlage der durch Reichs- und Staatshilfe zu 
chaffenden günſtigeren Verkehrs-, Produktions⸗ 
und Abſatzbedingungen und möglicherweiſe durch 


Umſtellung der eigenen Betriebe ihre frühere Be— 
deutung wiederzuerlangen. Damit würden die 
Werke endlich wieder in die Lage verſetzt werden, 
der Unterbringung ihrer Arbeiter ſelbſt die eigene 
aktive Fürſorge zuzuwenden. Bis dahin wird es 
allerdings noch weiter Aufgabe des Staates 
ſein, in die immer noch offene Lücke einzutreten 
ebenſo wie bisher, wo immerhin ſchon durch den 
faſt ausſchließlich auf öffentliche Förderung 
angewieſenen Wohnungsbau in Oberſchleſien Er⸗ 
ſtaunliches geleiſtet worden iſt dank dem ein— 
mütigen Zuſammenwirken aller Kräfte, ein 
Zeichen für den wundervollen Reichtum der 
deutſchen Schöpferkraft trotz ſchwerer Not. 


m Jahre 1914 zählte Deutſchland rund 67 
Millionen Einwohner. Guſtav Schmoller hat 
rechnet, daß im Jahre 1816 auf demſelben Raum 
etwa 24 Millionen Menſchen wohnten. Wäre der 
zeltkrieg nicht gekommen und hätte Deutſchland 
eine früheren Grenzen behalten, dann würden wir 
eute eine Bevölkerung von mehr als 70 Millionen 
Nenſchen haben. In einhundert Jahren hat fid) 
ie Bevölkerung faſt verdreifacht. 

Die ſoziale Struktur des deutſchen Volkes hat 
ſich in wenigen Menſchenaltern vollſtändig ver⸗ 
andert. Im Jahre 1840 ſind in Bayern von 

Perſonen 65,7 in der Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft tätig, während in gewerblichen und 
merkantilen Berufen rund 25,7 v. H. Beſchäftigung 
fanden. Ahnlich liegen die Verhältniſſe in Preußen 
und in anderen Landesteilen. 
on 1870 an wird Deutſchland in ſteigendem 
Maße ein Volk mit vorwiegender induſtrieller Be- 
tigung. Im Jahre 1882 werden 10 705 324 
Arbeiter bei der Berufszählung ermittelt, 1907 ijt 
ie Anzahl der Lohnarbeiter auf 17 836 121 ange- 
wachſen. Angeſtellte werden 1882 bei der Berufs- 
Ahlung 307 268 feſtgeſtellt, 1907 find es 1 290 727. 
Lie landwirtſchaftliche Bevölkerung hat ſich ſogar 
von 1882 bis 1907 vermindert. 1882 werden 
19 225 455 und 1907 rund 17 681 176 gezählt. Seit 
Eier Zeit hat fid) die industrielle Entwicklung fort- 
geſetzt. Durch den Verluſt der vorwiegend land⸗ 
wirtſchaftlichen Provinzen Poſen und Weſtpreußen 
ind wir in noch ſtärkerem Maße cin Induſtrieſtaat 
ſchworden. Die Reichsregierung hat in einer Denk— 
chrift die landwirtſchaftliche Bevölkerung auf un- 
gefähr 23 Prozent berechnet. Die Anzahl der 
Dn- und Gehaltsempfänger in Deutſchland wird 
auf etwa 70 Prozent geſchätzt. 
i un wir rückwärts blicken, dann müſſen wir 
immerhin bewundern, daß auf demſelben Raume 
ie dreifache Bevölkerung Arbeit und Brot fand. 


Arbeiterſchaft und Kleinwohnungsbau. 


Von Landesrat Fr. Ehrhardt, Ratibor OS. 


Eine kritiſche Beurteilung der Enwicklung des 
letzten Jahrhunderts darf jedoch auch die Miß⸗ 
ſtände, die mit dieſer Entwicklung verbunden 
waren, nicht verkennen. Es hat Jahrzehnte qe- 
dauert, bis viele Mißſtände erkannt wurden. Heute, 
wo die Geburtenziffer ſich in Deutſchland ſtark 
ſenkt, iſt der Blick für ſoziale Mißſtände geſchärft. 

Zu den vielen Problemen, die das 19. Jahr⸗ 
hundert ungelöſt gelaſſen hat, gehört ſicher die Woh⸗ 
nungsfrage. Die ſtarke Bevölkerungszunahme war 
nur möglich, weil die abhängige Arbeitnehmerſchaft 
vermehrt werden konnte. Vor einhundert Jahren 
wohnte der größte Teil des deutſchen Volkes in 
eigenen Wohnhäuſern und heute in Miets⸗ 
wohnungen. Wir wiſſen, wie die Entwicklung ver⸗ 
laufen ift. Gruben wurden abgeteuft und in Be- 
trieb geſetzt, Werke wurden errichtet und große 
Arbeitermaſſen beſchäftigt. Zunächſt wurden einige 
Häuſer gebaut, dann mehr, und ſo entſtanden in 
wenigen Jahrzehnten große Induſtriegemeinden. 
Wir brauchen uns Oberſchleſien nur anzuſehen, 
und wir finden viele Orte, die ohne jeden baulichen 
Plan entſtanden ſind. 

Die induſtrielle Entwicklung hat dazu geführt, 
daß der Unternehmer Beſitzer der Produktions⸗ 
mittel iſt, während die Arbeiter und Angeſtellten 
in der Regel beſitzlos ſind und von ihrer Hand— 
und Kopfarbeit allein leben. Die Bildung von 
Aktiengeſellſchaften hat weiter zur Folge gehabt, 
daß die in einem Unternehmen beſchäftigten Arbeit⸗ 
nehmer vielfach gar nicht wiſſen, wer der Eigen— 
tümer des Unternehmens iſt. Da die meiſten 
Arbeitnehmer die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge 
nicht zu überblicken vermögen, ſo ſtehen ſie unter 
dem Eindruck, daß unbekannte und geheimnisvolle 
Mächte ihr Schickſal beſtimmen. 

Dieſe ſeeliſchen Erlebniſſe werden verſtärkt. 
Durch das Mietshaus iſt der Menſch entwurzelt 
worden. Es wird heute ſo viel von Heimatgefühl 
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und Vaterland geredet und geſchrieben. Wer in 
irgendeinem Hinterhaus der Großſtadt geboren 
wurde, mit ſeinen Eltern die Wohnung wiederholt 
wechſelte, welche Erinnerungen hat ein ſolcher 
Menſch aus ſeiner Jugendzeit? Wie ganz anders 
entwickelt fid) das Heimatgefühl, wenn ein Ge- 
ſchlecht dem andern auf demſelben Land und Boden 
folgt. Jeder Baum, jeder Strauch, Wald und Flur 
leben in der Erinnerung fort. Mit der Erde 
verwurzelt im eigenen Heim, iſt die Heimat- und 
Vaterlandsliebe ſelbſtverſtändlich. Nur jenen 
Menſchen, denen die Verbindung mit der Mutter⸗ 
erde verloren ging, konnte eine falſche Theorie be— 
greiflich machen wollen, daß der Menſch überall 
ſein Vaterland fände. Die monotone Fabrikarbeit 
und die Mietswohnungen, die nicht ſelten noch 
mangelhaft ſind, ſchaffen Menſchenmaſſen, die leicht 
in Bewegung geraten und für radikale Ideen 
empfänglich ſind. Es fehlt ihnen das ſeeliſche 
Gleichgewicht. Der ſchaffende Menſch muß etwas 
haben, das ihn anzieht und das er liebt. Wir ver⸗ 
ſtehen es, wenn mancher Arbeiter nicht nach Hauſe 
zu Weib und Kind eilt, ſondern ins Gaſthaus geht 
und dort nicht ſelten ſitzen bleibt und ſich am Alkohol 
berauſcht. 

Auf eigener Scholle wachſen auch die Kinder 
ganz anders auf. Im Mietshaus ſtehen ſie auf 
den Treppen herum, ſie ſollen ſich nicht rühren 
und niemanden ſtören. In der Wohnung ſollen 
die Kinder ruhig ſitzen, ſonſt kommt der Nachbar 
unten und oben um ſeine Ruhe. Auf den Straßen 
jagen die Autos vorbei und gefährden die Kinder. 
„Wohin ſoll ich meine Kinder ſchicken“, ſo klagte 
mir vor längerer Zeit eine Arbeiterfrau. „Ich 
muß meinem Mann das Mittageſſen beſorgen, auf 
die Straße kann ich die Kinder nicht ſchicken, dann 
werden ſie überfahren, auf den Treppen ſollen ſie 
nicht ſpielen, wo ſoll ich mit den Kindern hin, die 
doch nicht lange ſtill ſitzen können?“ In den 
Zeitungen wurden fon in der Vorkriegszeit Woh- 
nungen für kinderloſe Ehepaare angeboten. Wes- 
halb das geſchah, iſt wohl begreiflich. Auf der einen 
Seite wird die Bevölkerungspolitik als äußerſt 
wichtig angeſehen und andererſeits wieder will 
kinderreiche Familien niemand gern in der Woh- 
nung haben. 

In der Nachkriegszeit iſt der Kleinwohnungsbau 
kräftig gefördert worden. Es iſt bekannt, daß dieſe 
Wohnungsbaupolitik ſtarken Widerſpruch findet. 
Nicht ſelten hört man, daß die Anſicht vertreten 
wird, es käme doch nur darauf an, daß die Men— 
ſchen ſchnell eine Wohnung bekämen. Das iſt nach 
meiner Anſicht nur die eine Seite der Frage. Es 
kommt ſehr viel darauf an, daß bei der fort⸗ 
dauernden Zunahme der abhängigen Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft wieder größere Bruchteile unſeres Volkes ein 
eigenes Heim erhalten. Menſchen mit einem kleinen 
eigenen Heim find fonjervativ im guten Sinne des 


Wortes. Wer auf dem Standpunkt ſteht, daß das 
Privateigentum in der menſchlichen Geſellſchaft 
nicht zu entbehren ift, der muß den Kleinwohnungs⸗ 
bau fördern. Wer den Wert und die Zweckmäßig⸗ 
keit des Privateigentums erlebt, braucht keinen 
theoretiſchen Unterricht über feine ſoziale Not- 
wendigkeit. Je größer der Teil des Volkes iſt, der 
noch über ein Eigentum verfügt, um ſo geringer iſt 
die Gefahr, daß kommuniſtiſche Ideen auf frucht⸗ 
baren Boden fallen. i 

Die Sehnſucht nach einem kleinen Häuschen mit 
Garten iſt heute in der Arbeiterſchaft ſehr groß. 
Dasſelbe gilt für die Beamten und Angeſtellten. 
Dieſe Schichten unſeres Volkes haben heute er 
kannt, daß der Beſitz eines eigenen Heims ſchon 
große Opfer wert ift. Dieſes Sehnen nach Mög- 
lichkeit zu befriedigen, ſcheint mir eine der wichtig— 
ften ſozialen und politischen Aufgaben der Gegen? 
wart und der nächſten Zukunft zu ſein. 

Wie fördern wir den Kleinwohnungsbau und er— 
reichen ſo, daß ein größerer Teil unſeres Volkes 
zu einem eigenen Heim kommt? Auf langfriſtige 
Kredite mit niedrigem Zinsſatz kommt es bei Woh- 
nungsbau in erſter Linie an. Das gilt ganz be 
ſonders für den Kleinwohnungsbau. Ich glaube 
aber, ohne die Mithilfe des Reiches und Staates 
und der öffentlichen Körperſchaften kann der Klein- 
wohnungsbau nicht vorwärts gebracht werden. 
Dieſe Stellen werden für den Kleinwohnungsbau 
billige Kredite mit in erſter Linie beſchaffen müſſen. 
Eine ſolche Politik läßt ſich aber auch mit gutem 
Gewiſſen verantworten, denn das Fundament des 
Staates und der Geſellſchaft wird durch den Klein- 
wohnungsbau erweitert und befeſtigt. Schwere Er- 
ſchütterungen bleiben den Völkern erſpart, die mög‘ 


lichſt vielen Menſchen ein eigenes Heim ſchaffen. 


Es darf wohl der Erwartung Ausdruck gegeben 
werden, daß die ſozialen Verſicherungsträger nach 
Wiederherſtellung ihrer Leiſtungsfähigkeit durch 
billige Kredite den Kleinwohnungsbau fördern. In 
der Friedenszeit haben die Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten große Summen für den Bau von Miet- 
wohnungen gegeben. Das wird in Zukunft ſicher 
auch für den Kleinwohnungsbau der Fall ſein. 
Neben den Landesverſicherungsanſtalten verfügen 
die Reichsangeſtellten-Verſicherung, die Knapp 
ſchaftsverſicherung und die Krankenkaſſe über erheb⸗ 
liche Reſerven. Es wird dafür geſorgt werden 


müſſen, daß ein Teil der Reſerven der ſozialen 


Verſicherung zu billigem Zinsſatz hergegeben wird. 

Der Kleinwohnungsbau iſt weiter abhängig von 
einer großzügigen Eingemeindung und einem 
Generalbebauungsplan. In der Vergangenheit 
wurde oft nicht eingemeindet, trotzdem es notwendig 
war. Ohne viel vorrätiges Bauland wird es nicht 
möglich ſein, für eine Stadt⸗ oder Landgemeinde 
dem Kleinwohnungsbau die richtige Stelle anzu“ 
weiſen. Darüber hinaus, ſo ſcheint es mir, wir 
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Noch überlegt werden müſſen, ob z. B. nicht vor dem 
Induſtriegebiet in Oberſchleſien Arbeitermaſſen 
angeſiedelt werden müſſen. Ich verkenne die 
Schwierigkeit nicht, die, um nur eine Lage anzu⸗ 
deuten, bei Aufbringung der Steuern vorhanden 
iſt. Ob in Zukunft nicht ein beſonderer Verband, 
ahnlich dem im Ruhrgebiet, auch für das ober- 
chleſiſche Induſtriegebiet notwendig wird, um den 
kleinwohnungsbau auch in geeigneten Siedlungen 
ordern zu können? 

Der Kleinwohnungsbau will die Menſchen 
wieder unmittelbar mit dem Boden verbinden. Es 
iſt das ein Bauen nicht in die Höhe, ſondern in 
te Breite. Ein geeignetes Verkehrsweſen kann 
en Kleinwohnungsbau ſehr fördern. Mit dem 

erkehrsweſen iſt es in Oberſchleſien nicht am 
beſten beſtellt. Während langer Zeit hatte man den 
Eindruck, daß die oberſchleſiſchen Straßenbahnen 
ich in einem Zuſtand des Stillſtandes befänden. 

urch die großen Kraftwagen, die einige Städte 
und die Poſt und Eiſenbahn angeſchafft haben, 

eint ſich eine Beſſerung vorzubereiten. Ob die 
Kraftwagen die elektriſche Schnellbahn erſetzen 
können, oder ob der Kraftwagen fid) nur auf be- 
ſtimmten Strecken behaupten wird, mögen die Fach⸗ 
leute und mag die Praxis entſcheiden. Ich habe 

H Eindruck, daß der Kleinwohnungsbau in 
größerem Ausmaß nur möglich iſt, wenn geeignetes 
Verkehrsweſen vorhanden iſt. Dieſes gilt es auch 
in Oberſchleſien zu ſchaffen. 

Am Kleinwohnungsbau müſſen die arbeitenden 
Schichten aktiv mitarbeiten. Ich glaube, das iſt in 
gutgeleiteten Baugenoſſenſchaften möglich. Wenn 
ich recht ſehe, dann ſind die Baugenoſſenſchaften in 


Oberſchleſien noch zu zerſplittert. Auch ſcheinen die 
Kinderkrankheiten noch nicht überwunden zu ſein. 
Baugenoſſenſchaften, die richtig geleitet werden, 
können als Spareinrichtungen für breite Schichten 
in Betracht kommen und den Kleinwohnungsbau fördern. 

Wichtig für den geſamten Wohnungsbau, ins⸗ 
beſondere aber für den Kleinwohnungsbau, iſt die 
Bodenfrage. Die richtige Bewirtſchaftung des 
Bodens iſt eine der vielen Aufgaben der Kom— 
munen. So geht es allerdings auch nicht, daß die 
Kommunen ſich ein Bodenmonopol verſchaffen und 
dann Preiſe für Bauplätze fordern, die ſich von der 
privaten Bodenſpekulation nicht viel unterſcheiden. 
Dieſer Mißſtand iſt im letzten Winter bei einer 
Anzahl deutſcher Städte im Reichstag ausdrücklich 
feſtgeſtellt worden. Hohe Bodenpreiſe machen den 
Kleinwohnungsbau unmöglich. Die Beſchaffung 
von billigem und geeignetem Baugelände wird mit 
einer der Aufgaben, wenn der Kleinwohnungsbau 
gefördert werden ſoll. 

Das deutſche Volk hat in der Vergangenheit nur 
die Mietskaſerne kennen gelernt. Wir können das 
Mietshaus auch in der Zukunft nicht ganz ent⸗ 
behren. Daneben muß aber in die Breite gebaut 
werden. Der Kleinwohnungsbau bietet die Mög- 
lichkeit für den Arbeiter, zu einem eigenen Heim 
zu gelangen. Eine große Aufklärungsarbeit muß 
auf dieſem Gebiete noch geleiſtet werden. Der 
Kleinwohnungsbau iſt kein Sport für dilettantiſche 
Sozialpolitiker, ſondern er iſt im Intereſſe des 
Staates und der Volksgeſundheit eine dringende 
Notwendigkeit. Wer den Kleinwohnungsbau 
fördert, bekämpft Radikalismus und Bolſchewismus 
dadurch, daß er dieſer Agitation den Boden entzieht. 


Die Tätigkeit Ocr Wohnungsfürſorgegeſellſchaften. 
Eine Rundfrage bei den Provinzen. 


Der Leiter der Geſchäftsſtelle der ver- 
einigten Provingen hatte im Februar 
dieſes Jahres eine Rundfrage bei den 
einzelnen Provinzen herumgehen laſſen 
über die Tätigkeit der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften. Das zuſammenfaſſende Er- 
gebnis wurde uns freundlicherweiſe zum 
Abdruck zur Verfügung geftellt. - 

Die Schriftleitung. 
Qu die Rundfrage der Geſchäftsſtelle der Ver- 
einigten Provinzen gingen Antworten der ein- 
zelnen Provinzen ein, aus denen ſich ungefähr 
folgendes Geſamtbild ergibt: 

Die Ausführungsanweiſung vom 17. Mai 1918 
ön Wohnungsgejeg vom 23. März 1918 (Min. 
G5 für die innere Verwaltung, S. 106) hatte den 
derſellſchaften zum Ziel geſetzt: „Die Förderung 


r Beſchaffung geſunder und zweckmäßig einge⸗ 


richteter Kleinvohnungen zu möglichſt billigem 
Preiſe.“ 


Zur Erreichung dieſes Zieles können für die ge— 
meinnützigen Bauvereinigungen mit Staatsbe- 
teiligung im einzelnen hauptſächlich folgende Auf— 
gaben in Betracht kommen: 

1. „Die techniſche Förderung des Kleinwoh⸗ 
nungsweſens, insbeſondere durch die Bearbeitung 
von Bau⸗ und Siedlungsplänen, ſowie durch die 
Ausarbeitung zweckmäßiger Typen für den Klein⸗ 
wohnungsbau und einheitlicher Maſſe und Formen 
für die Bauzubehörteile.“ 

Auf dieſem Gebiet ſind alle Geſellſchaften mit 
Erfolg tätig geweſen. Es find von ihnen eine An- 
zahl beſonders brauchbarer Typen für Kleinwoh⸗ 
nungen ausgearbeitet worden, welche den Pro- 
jekten zugrunde gelegt werden, welche unter 
ihrer Mitwirkung zur Durchführung gelangen. 
Andererſeits findet aber kein ſchematiſches Sich⸗ 
anklammern an diefe Typen ſtatt, ſondern die Ge- 
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ſellſchaften fördern auch brauchbare Projekte, die 
von anderer Seite ausgearbeitet werden. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt auch die Feſt⸗ 
legung von Normen für Bauſtoffe, wie Fenſter, 
Türen uſw. 

2. „Die Beſchaffung und Erſchließung von Bau⸗ 
gelände ſowie die Herſtellung und Verwertung von 
Kleinwohnungen und anderen der Wohnungsfür⸗ 
ſorge für die minderbemittelte Bevölkerung dienen⸗ 
den Baulichkeiten, beiſpielsweiſe von Ledigen⸗ 
heimen.“ 

Die Herſtellung von Kleinwohnungen in dem 
Sinne, daß die Geſellſchaften eine eigene Bau— 
tätigkeit ausüben, geſchieht nur ganz ausnahms⸗ 
weiſe, wenn es ſich um eigene Bürogebäude uſw. 
handelt oder wenn — wie z. Zt. in Naſſau — aus⸗ 
nahmsweiſe geeignete Träger am Orte nicht vor- 
handen ſind. 

Die Geſellſchaften ſind tätig als Treuhänder des 
Bauherrn, beraten ihn in ſeinem Bauvorhaben, 
bei dem Ankauf des Baugeländes und überwachen 
die Bauausführung in techniſcher und finanzieller 
Beziehung. Dieſe Tätigkeit ſteht im engſten Zu— 
ſammenhang mit der Typiſierung und Normali- 
ſierung, die andernfalls nicht genügend in weitere 
Volkskreiſe dringen würde. 

Eine Beſchaffung von Baugelände aus eigenen 
Mitteln dürfte bei der Knappheit der Mittel keiner 
Geſellſchaft möglich ſein. 

3. „Die Vermittlung gemeinſamer Bezüge von 
Baumaterial und Bauzubehörteilen und die Tätig⸗ 
keit von Abſchlüſſen über deren Lieferung im 
großen.“ 

Dieſe Tätigkeit ſpielte in der Inflationszeit eine 
ganz beſondere Rolle, insbeſondere, da die Geſell— 
ſchaften mit Holz aus den fiskaliſchen Wäldern be- 
liefert wurden. Dieſe Belieferung iſt eingeſtellt 
worden. Auch die Beſchaffung anderer Bauſtoffe 
hat weſentlich an Bedeutung verloren. Immer⸗ 
hin dürfte fie als Ausgleichsfaktor, z. B. für die 
Ziegeleien, ein nicht zu unterſchätzender Faktor ſein. 
Die Geſellſchaften find in der Lage, große Mb- 
ſchlüſſe auf lange Zeit zu verteilen und einen gleidh- 
mäßigen, ſich über das ganze Jahr erſtreckenden 
Abſatz den Produzenten zu ſichern. e 

Es wird gegen dieſen Teil ihrer Tätigkeit einge- 
wandt, daß das freie Spiel der Kräfte dadurch ge- 
hemmt werde. Dies trifft nur in bedingter Form 
zu. Bei den Induſtrien, die ſyndiziert ſind, findet 
ein freies Spiel der Kräfte nur in ſehr beſchränkter 
Weiſe ſtatt, ſo daß ein gewiſſer Zuſammenſchluß 
der Verbraucher, insbeſondere der minderbe— 
mittelten, gerechtfertigt erſcheint. 

In Pommern findet keine Bauſtoffbeſchaffung 
ſtatt, in Nieder- und Oberſchleſien wird fie einge- 
ſtellt, in Rheinland und Naſſau und wohl auch in 
den anderen Provinzen eingeſchränkt. 


4. „Die Gewährung finanzieller Hilfe an andere 
gemeinnützige Bauvereinigungen und an Stif 
tungen durch Gewährung von Hypotheken und 
Zwiſchenkrediten und durch Vermittlung und 
Prüfung der an die Preußiſche Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe zu richtenden Anträge auf Übernahme 
der Staatsbürgerſchaft.“ 

Dieſen Zweig ihrer Tätigkeit betrachten alle Ge 
ſellſchaften als ihr wichtigſtes Arbeitsgebiet. Sie 
übernehmen die Finanzierung von einzelnen Sied 
lungsbauten und geſchloſſenen Siedlungen für Ze 
hörden, Genoſſenſchaften, Bauvereine uſw. Sie 
vermitteln und geben Zwiſchenkredite aus öffent“ 
lichen und privaten Geldern und führen als Treu 
händer des Bauherrn die Dauerbeleihungen der 
fertiggeſtellten Häuſer durch. 

Sie haben die Generalvertretung der Landes 
pfandbriefanſtalt übernommen und haben durch 
Gründung der Deutſchen Wohnſtättenbank ein 
Bankinſtitut ins Leben gerufen, das ihnen in 
bankmäßiger Weiſe Kredite beſchafft und alle 
finanziellen Aufgaben übernimmt, die ſich über 
den Bezirk einer Provinz erſtrecken. 

Solche Aufgaben find beiſpielsweiſe die Durch? 
führung der Anſiedlung von abgebauten Beamten 
auf Grund der Beamten-Siedlungsverordnung des 
Reichs vom 11. Februar 1924 und der Preußiſchen 
Beamtenſiedlungsverordnung vom 27. März 1924, 
des Kriegsbeſchädigtenfürſorgefonds, des Rhein- 
Ruhr⸗Fonds uſw. 

Die Mehrzahl von ihnen fördert und überwacht 
die Errichtung von Landarbeiterwohnungen, zum 
Teil beſtehen hierfür beſondere Geſellſchaften. 

Sie ſind ebenſo wie die in techniſcher, ſo auch in 
finanzieller Beziehung die Treuhänder des Bau- 
herrn. Sie rechnen die Bauten ab, führen die 
Verhandlungen mit den Behörden, Pfandbrief 
inſtituten uſw. zwecks Durchführung der Zwiſchen⸗ 
finanzierung und der endgültigen Beleihung. 

Die Geſellſchaften erſtreben die Zentralſtellen zu 
ſein für die Beſchaffung und Vergebung aller für 
den Kleinhausbau zur Verfügung ſtehenden Gelder, 
mögen ſie nun aus öffentlicher Hand fließen — 
Hauszinsſteuerhypothekengelder, Ausgleichsfonds 
der Regierungspräſidenten, Landespfandbriefan— 
ſtalt, Wohnſtättenbank, Landesverſicherungsanſtalt, 
Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, Pro- 
vinzialmittel uſw. — oder von privater Seite ber 
ſchafft werden. Sache der Geſellſchaften wird es 
ſein, darauf hinzuwirken, daß kein Wettrennen um 
die Kredite ſtattfindet, ſondern daß der Ausgleich 
durch ſie geſchieht. Die Geſchäftsſtelle behält ſich 
vor, gelegentlich einer Landesdirektorenkonferenz zu 
berichten, ob und inwieweit dieſe Beſtrebungen von 


provinzieller Seite zu unterſtützen ſein werden. 


5. „Die Beteiligung an örtlichen gemeinnützigen 
Bauvereinigungen und an anderen Unterneh- 
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mungen, welche den Zwecken der Kleinwohnungs⸗ 
fürſorge dienen.“ 
„Die hierzu eingegangenen Antworten der Pro- 
dinzen laſſen keine klare Überficht gewinnen. Eine 
teiligung an örtlichen Bauvereinigungen wird 
aus Oſtpreußen und Weſtfalen berichtet, andere 
eteiligungen aus Oberſchleſien, Weſtfalen und 
leswig⸗Holſtein (dort Beteiligung an der Bau⸗ 
dereinsbank). 
6. Die Beſchaffung von Hausrat für die min⸗ 
erbemittelte Bevölkerung, welche in der Aus- 
führungsanweifung vom 17. Mai 1918 als in den 
reis der Aufgaben einbeziehbar erwähnt wird, 
wird nur aus Weſtfalen berichtet, doch läßt der 
ericht nicht klar erkennen, ob es ſich um einge⸗ 
Qute Möbel oder bewegliches Klein-Mobiliar handelt 
7. Eine wichtige Aufgabe, deren fid) die Gefell- 
ſchaften in Oſtpreußen, Grenzmark, Nieder- und 


Im Jahre | Geſamtzahl 


abſolut 


1,9 Millionen 
(8 Städte) 


3,3 Millionen 
(14 Städte 


9,1 Millionen 
(33 Städte) 


1871 40,8 Mill. 


1880 45,2 „ 


11,5 Millionen 
(41 Städte) 


13,5 Millionen 
(47 Städte) 


mmer mehr hat ſich Deutſchland ſeit dem Be⸗ 
ginn des vorigen Jahrhunderts vom Agrarſtaat 
um Induſtrieſtaat entwickelt. 1850 waren rund 
ir r Bevölkerung in der Landwirtſchaft tätig, 
914 nur noch . Die Landbevölkerung blieb müt 
E Millionen Einwohnern etwa die gleiche. Der 
onſtige Bevölkerungszuwachs von 24 Millionen 
Genderte in die Städte. Während 1871 in den 
roßſtädten über 100 000 Einwohner rund 
i Millionen Einwohner lebten, war die Zahl im 
Jahre 1925 auf 17 Millionen in 45 Großſtädten 
angewachſen. 
ae Wanderung vollzog fid) in erſter Linie nach 
SSC, Hamburg, Breslau, Dresden, München, 
.. und den weſtlichen Regierungsbezirken. Von 
71 bis 1925 betrug der Bevölkerungszuwachs in 
n Regierungsbezirken Düſſeldorf 2,3, Arns- 
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Oberſchleſien, Sachſen und Hannover angenommen 
haben, iſt die Aufſtellung von Flächenaufteilungs⸗ 
und Bebauungsplänen. Wenn auch dieſe Aufgabe 
nicht zu den in der Ausführungsanweiſung vom 
17. Mai 1918 genannten gehört, ſo kann ſie doch 
eine ganz beſondere Bedeutung gewinnen, wenn 
die Provinzen bei der durch das neue Städtebau— 
geſetz bei der Aufſtellung von Flächenaufteilungs⸗ 
plänen und Bebauungsplänen im Wege der 
zwiſchengemeindlichen Regelung beteiligt werden. 
Die Geſchäftsſtelle glaubt, daß gerade auf dieſem 
Gebiet nützliche Arbeit geleiſtet werden kann. Die 
ſtaatlichen Stellen werden in der Regel nicht in der 
Lage fein, hier beratend einzugreifen. Den Pro- 
vinzen ſtehen in ihren hoch- und tiefbautechniſchen 
Referenten die geeigneten Kräfte zur Verfügung 
und die Verbindung mit dem Provinzialkonſer⸗ 
vator kann durch ſie aufrecht erhalten werden. 


Landesplanung und innere Kolonifation. 


Von Regierungsbaumeiſter Reinhold Niemeyer. 


Entwicklung des deutſchen Volles in Stadt und Land von 1871—1910. 


Zahl der Landbewohner 
abſolut | prozentual 


abſolut prozentual 


26,2 Mill. 


28.5 „ 


berg 1,9, Münſter 0,8, Köln 0,9 Millionen. 

Von 1895 bis 1910 wanderten aus dem länd⸗ 
lichen Oſten Preußens allein rund 500 000 Men- 
ſchen aus. Davon etwa 360 000 nur nach Rhein⸗ 
land und Weſtfalen. Obwohl die Induſtrie ſeit 
1900 dauernd Kriſen durchmacht, bleibt die Ent⸗ 
wicklung auch in dieſen Jahren dieſelbe. Der Be- 
völkerungszuwachs von 1910 bis 1925 in den Re⸗ 
gierungsbezirken Münſter 29,6 v. H., Köln 14,5, 
Osnabrück 13,9, Arnsberg 13,7, Düſſeldorf 
12,4 v. H. uſw. Gleichzeitig ergab ſich aber in den 
Regierungsbezirken Gumbinnen eine Abnahme von 
2,5, Allenſtein 4,3 uſw. 

Oberſchleſien hatte 1826 647 399 Einwohner, 
davon 91 956 in den Städten. 1919 hatte Ober- 
ſchleſien eine Einwohnerzahl von rund 1,3 Millio⸗ 
nen, wovon etwa 750 000 in den Städten oder 
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Induſtriegemeinden mit ſtädtiſchem Charakter 
wohnten. Alſo überall dasſelbe Bild der Ab- 
wanderung der Landbevölkerung in die Induſtrie⸗ 
gebiete. Würde dieſer Bevölkerungszuwachs und 
dieſe Inlandswanderung ſich in gleicher Weiſe 
weiter fortſetzen, dann hätten wir theoretiſch 1975 
in Berlin 16 Millionen, in Hamburg 3 Millionen, 
in Köln 2,5 Millionen, im Regierungsbezirk 
Düſſeldorf 10 Millionen, in Arnsberg 8 Millionen 
Einwohner uſw. In Amerika wird zurzeit ein 
Plan für ein Groß-Newyork für 21 Millionen 
Menſchen aufgeſtellt. Alſo ſind derartige Zahlen 
keine reinen Utopien, ſondern werden bereits 
praktiſch erwogen. 

Daß man dieſen allgemeinen Prozeß der In⸗ 
duſtrialiſierung nicht aufhalten kann, iſt nicht zu 
beſtreiten. Ebenſowenig wird man im Einzelnen 
die Bildung von Großſtädten verhindern können. 
Wohl aber entſteht die Frage, ob die Entwicklung 
ſich in einer Weiſe vollzogen hat, daß ſie wirklich 
zu wirtſchaftlichen Höchſtleiſtungen führen konnte. 
Das iſt nicht der Fall. Im Gegenteil, die unge— 
regelte Entwicklung von Rieſenſtädten hat ſeit 
jeher eine große Gefahr gebildet. Schon im Alter⸗ 
tum hatten wir Rieſenſtädte. Die Stadt Bagdad 
hatte im 10. bis 11. Jahrhundert 2 Millionen Ein- 
wohner. Heute hat fie etwa 80 000. Sie wurde 
durch ihre Größe und die damit verbundenen 
inneren Schwierigkeiten zur größten Gefahr für 
das Reich, deſſen Mittelpunkt ſie bildete. Das 
kaiſerliche Rom konnte die Millionen nur be— 
haupten, weil der größte Teil der Einwohner auf 
Koſten der ausgeplünderten Provinzen gefüttert 
wurde. Hinterhöfſe mit 3—5 Meter breiten 
Straßen mit Mietskaſernen von 10 Stockwerken 
gab es ſchon damals, Aſyle heimatloſer Menjchen- 
maſſen, wie das Pariſer Apachenviertel, die 
Newyorker Chineſenſtadt, das Berliner Scheunen- 
viertel uſw., und ſpäter hatte das Rom des 5. Jahr- 
hunderts nur noch einige 100 000 Einwohner. 
Dazu die Verkehrsfrage. Wie bedenklich dieſe für 
die Großſtädte geworden ift, ergibt fid) aus folgen- 
den Zahlen: 

Nach dem Entwurf von Profeſſor Gieſe ſind für 
Berlin nur für Straßendurchbrüche 60—90 Millio- 
nen Mark notwendig, um in den Verkehrsfragen 
der Innenſtadt einigermaßen Ordnung zu ſchaffen. 
Daß dieſe Summen in abſehbarer Zeit ſchwer auf⸗ 
zubringen ſind, leuchtet ein. Die Stadt Boſton 
hat in ihrem Voranſchlag für 1926 die Summe 
von 28 Millionen Dollars für Straßenausbeſſe⸗ 
rungen vorgeſehen. Los Angelos für 1925 
32 Millionen Dollars, Chicago will für 20 Millio- 
nen Dollars Straßen bauen. 

Newyork hat nach den Angaben von Herrn 
Turner, dem Ingenieur des Newyork-Verkehrs⸗ 
weſens, eine Ausgabe von 关 Billionen errechnet, 
um bis zum April 1934 nur den annähernden 


Verkehr bewältigen zu können. Die Waren ge" 
brauchen in Newyork weniger Zeit für den Trans 
port als für das Warten auf den Straßen und 
den Ladeſtationen. Das Automobil kommt in den 
Cityſtraßen von Newyork nur noch ſchneckenhaft 
vorwärts und iſt daher unbrauchbar geworden. 

Sit alfo der Aufbau unſerer großen Stadt 
bildungen im Ende des vorigen Jahrhunderts 
offenbar nicht richtig und vor allen Dingen ni 
wirtſchaftlich geweſen, ſo kommt für Deutſchland 
noch beſonders erſchwerend hinzu, daß es einma 
rund 73 000 Quadratkilometer Land verloren hat, 
und ihm von feinen Erzeugungsmöglichkeiten an 
Eiſen, Kohlen, Kartofeln, Roggen uſw. nahezu ein 
Fünftel genommen iſt. Außerdem haben ſich all” 
gemein die Kolonien und Halbkolonien während 
und nach dem Kriege immer unabhängiger von 
Europa gemacht. Einige Beiſpiele: 

Kanada erzeugte 1914 rund 750 000 Tonnen 
Stahl, 1918 bereits 1,7 Millionen; in China gab 
es vor 10 Jahren rund 500 moderne Fabriken, 
heute ſind es ſchon über 1400. Alle dieſe Tat⸗ 
ſachen zwingen mit größter Notwendigkeit dazu, 
den Aufbau unſeres Vaterlandes ſo wirtſchaftlich 
wie nur irgend möglich zu geſtalten, uns auf dem 
noch verfügbaren Boden jo zweckmäßig wie mög‘ 
lich einzurichten und alle Leerläufe unſerer Volks 
wirtſchaft planmäßig zu vermeiden. Dieſe plan 
mäßige Geſtaltung ift Aufgabe der allgemei⸗ 
nen Landesplanung. 

Die allgemeine Landesplanung iſt zentral zu 
regeln. Sie enthält Bahnlinien, beſtehende und 
zukünftige Waſſerſtraßen, Umſchlagspunkte und vor 
allen Dingen die Ausbildung des Straßennetzes. 
Grade die Ausbildung des Straßennetzes hat in 
der letzten Zeit durch das Überhandnehmen des 
Automobilverkehrs eine beſondere Bedeutung bei 
kommen. Der Landesplan umfaßt weiter auch 
die zu kultivierenden Odländereien; er hat der 
Wald- und Landeskultur neue Arbeitsgebiete zu“ 
zuführen, er hat die Kraftquellen und Kraft 
leitungen, die Zuſammenhänge zwiſchen den Roh- 
ſtoffquellen und der Weiterverarbeitung, die BE 
ziehungen zum Auslande, mit einem Wort: alle 
diejenigen Wirtſchaftsgrundlagen zu bearbeiten, 
die für ein Volk mit geraubten Kolonien und da 
durch beſchränkter Auswanderungsmöglichkeit noch 
übrig bleiben, um ſich mit einem Minimum von 
Einfuhr in der Heimat einzurichten. Der Landes” 
plan muß auch die Grundlage für den inneren ge" 
ſellſchaftlichen Aufbau und die Geſamtſiedlung un 
ſeres Volkes bilden. Er hat der großen Zahl von 
Bauernſöhnen aus Weft- und Süddeutſchland im 
Oſten Deutſchlands an geeigneten Stellen die ente 
ſprechenden Siedlungsgebiete zuzuweiſen, in einer 
Form, daß hierdurch wirklich eine Steigerung un 
ſerer landwirtſchaftlichen Produktion herbeigeführt 
wird. Er hat vor allen Dingen auch für unſer 


vielfältiges Straßenſyſtem die richtige Be- 
zuſchuſſung zu ſchaffen, ſoweit De fid) aus den 
neuen Forderungen des Straßenverkehrs ergibt. 
Wenn man bedenkt, daß die Kreiſe 126 000, die 
brovinzen 25 000, die Staaten etwa ebenſoviel 
und die Städte eine Fülle verkehrswichtiger Qurd): 
gangsſtraßen haben, ſo erkennt man, daß bei einer 
leneinteilung der Straßen unter Schaffung von 
etwa 15 000 Kilometer Fernſtraßen, wie fie die 
Studiengeſellſchaft für Automobilſtraßenbau als 
notwendig erachtet hat, an die Verbeſſerung und 
den Ausbau des Straßennetzes zentral herange— 
gangen werden muß und hierbei vor allen Dingen 
ein ganz erheblicher Laſtenausgleich zu ſchaffen iſt, 
um die wirklich durchgreifenden Veränderungen 
und Neubauten zu ermöglichen. 

Hand in Hand mit dieſer allgemeinen Landes— 
planung geht die beſondere Landesplanung, die 
ſich auf abgegrenzte Bezirke mit hochentwickelter 
Induſtrie zu erſtrecken hat. Derartige Landes- 
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planungsgebiete beſtehen in Deutſchland im Rubr- 
bezirk Regierungsbezirk Merſeburg, Düſſeldorf, 
und ſind im Entſtehen an vielen anderen Stellen, 
beſonders in Oberſchleſien. Hierbei ergibt ſich die 
Frage, wie weit in die eigentlichen Induſtriegebiete 
auch ländliche Gebiete mit hineinzubeziehen ſind. 
Schon im Regierungsbezirk Merſeburg ſind rein 
ländliche Gebiete mit hineinbezogen und zwar 
meines Wiſſens deshalb, weil dieſe rein ländlichen 
Bezirke infolge ſchnellen Anwachſens der Induſtrie 
ſtändig einen Teil der Arbeitskräfte liefern, die in 
der Woche im Induſtriegebiet notdürftig Unter⸗ 
kunft finden und am Wochenende in ihre Wohn- 
orte zurückkehren. Ahnlich liegen die Verhältniſſe 
in Oberſchleſien, wo ſelbſt aus dem nördlichſten 
Kreis Kreuzburg ſtändig viele Arbeiter wöchentlich 
zur Induſtrie fahren und beiſpielsweiſe die rein 
ländlichen Gebiete des Kreiſes Gleiwitz 30—50 の 
ihrer Geſamtarbeiterſchaft dem Induſtriebezirk zur 
Verfügung ſtellen. (Fortſetzung folgt.) 


Mohl nirgends finden wir ein ſo einmütiges 
Bo ammenarbeiten auf dem Gebiete bes Klein- 
wohnungsbaues wie im Oſten. Gerade hier fällt 
eine ſoziale Bedeutung eng mit der Behauptung 
des deutſchen Volkstums überhaupt zuſammen, 
gerade hier ſind ſeine ſozialen Auswirkungen ſcharf 
mitbeſtimmend für das einmütige Zuſammen⸗ 
arbeiten aller politiſchen Parteien. So hat auch die 
Preſſe in dankenswerter Weiſe von rechts bis links 
einmütig den Kampf gegen die Wohnungsnot auf— 
genommen, einmütig die Träger des gemein— 
nützigen Kleinwohnungsbaues, wo ſich immer Ge— 
legenheit gab, unterſtützt. In folgendem führen 
wir einige Beſprechungen der oberſchleſiſchen 
Preſſe über das Kleinwohnungsproblem an. 

a 1. Oberſchleſiſche Volksſtimme vom 6. 8. 1936 

r. 215 52. Jahrgang. 
Gleiwitz, 5. Auguſt. 


R Wenn man durch die oberſchleſiſchen Städte und 
teife hindurchfährt und allenthalben am Rande der 
adtkreife und SU dem Lande verjtreut die zahl- 
onen Siedlungskolonien fiebt, bekommt man bei 
mäß llächlicher Betrachtung den Eindruck, daß zahlen⸗ 
äßig außerordentlich viel geleiſtet worden ift, jo daß 
2 vermutet, die Wohnungsnot könnte gar nicht fo 
und Jein. Stellt man jedoch die Zahl der Flüchtlinge 
Fest Wohnungsſuchenden daneben, ſo bleibt nur die 
ſchaſtellung übrig, daß zwar Vieles und Gutes ge⸗ 
bl affen worden ift, daß jedoch noch mehr zu tun übrig 
ae Oberſchleſien hat in den Jahren, die dem 
e und der Revolution folgten, zunächſt nicht 
. können, weil Putſch und Beſatzungszeit jede 
‚ernehmungsluft hemmten, jo daß die durch den 
Deg entſtandene Wohnungsnot unbehoben blieb. 
dran kam dann der ungeheure Flüchtlings⸗ und Ver⸗ 
erdgtenſtrom. der nicht abgeleitet und untergebracht 
„den konnte. Es folgte weiter eine Unterbrechung 

Bautätigkeit während ber Stabiliſierungskriſe, 10 
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daß eine wirkungsvolle Wohnungsherſtellung erſt in 
den Jahren 1924 und 1925 einſetzen konnte. 

Unter der finanziellen und techniſchen Betreuung 
der Oppelner Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 


ſchaft wurden in den Jahren 1923—1925 4800 Woh- 


nungen erſtellt, — eine kleine Stadt für ſich allein. 
Daran waren die verſchiedenſten Flüchtlings- und Bau- 
genoſſenſchaften, Gemeinden und Private beteiligt. 
In der Hauptſache waren es aber die Baugenoſſen— 
ſchaften, auf die der größte Teil der ausgeführten 
Wohnungen entfällt. 

. . . Fortgang der diesjährigen Arbeiten zu beob⸗ 
achten. Man kann feſtſtellen, daß die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft beſtrebt iſt, mit den vorhandenen 
Mitteln möglichſt viel und möglichſt zweckentſprechen⸗ 
den Wohnraum zu ſchaffen und die Miete ſo viel als 
möglich zu drücken. Natürlich gelingt dies nicht 
immer. Die Koſten des Grunderwerbs und der Her⸗ 
ſtellung ſind in den einzelnen Orten ſehr verſchieden. 
Faſt durchweg wird auf dem Lande trotz der erhöhten 
Transportkoſten billiger gebaut als in der Stadt. Mit 
der Beſchaffung von Wohnraum verbunden iſt die nicht 
minder wichtige Zuweiſung von Gartenland, ein über⸗ 
aus wichtiges ethiſches Moment. Die Liebe zur 
Heimat, zur Scholle, zur Seßhaftmachung wird hier⸗ 
durch am ſtärkſten geweckt. Die Erfolge der Sied⸗ 
lungstätigkeit in dieſer Richtung ſind nicht gering zu 
veranſchlagen. 

2. Oberſchleſiſcher Anzeiger vom 6. 8. 1926 Nr. 178 
Jahrgang 125. 

Die Zerreißung Oberſchleſiens brachte einen großen 
Zuſtrom Flüchtlinge und Verdrängter nach der Pro- 
vinz Oberſchleſien, die ohne Unterkunftsmöglichkeit 
waren und vorläufig in Schulen und anderen öffent⸗ 
lichen Gebäuden untergebracht wurden. Die Zahl der 
Wohnungsloſen verſtärkte fid) noch mit der Mb- 
wanderung der Optanten aus dem Hultſchiner Länd⸗ 
chen, ſodaß der Wohnungsmangel gerade in Ober⸗ 
ſchleſien fid) am erſchrechendſten in ganz Deutſchland 
geſtaltete. Wohl verſuchten Städte und Gemeinden 
mit eigenen Mitteln das Menſchenmöglichſte zur 
Schaffung von Wohnungen zu tun, aber ihre Kräfte 
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reichten bei weitem nicht aus. Reichs⸗ und Staats⸗ 
mittel floſſen reichlich zur Förderung von Bauten, aber 
um ſo ſparſam wie möglich — und nach der Inflation 


auch ſo haltbar wie möglich — zu bauen, war weit⸗ 


gehendſte Rationaliſierung erforderlich. Abgeſehen 
von einigen Bauten verfloſſener Jahre — muß man 
ſagen, daß mit einfachſten Mitteln es doch ſchließlich 
gelang, neben den Forderungen der Notwendigkeit auch 
a ə. bes Geſchmacks in hohem Maße zu 
erfüllen. 


Erſt waren es allerdings nur tappende Verſuche, 
die auf dieſem Gebiet unternommen wurden, nun ſieht 
man aber durchgreifende Zielbewußtheit in der Bau⸗ 
ausführung, die der Wohnungsfürſorgege⸗ 
ſellſchaft für Oberſchleſien (G. m. b. H.) 
zu danken iſt. 

In ſteter Fühlung mit Regierung und Kommunen 
wurde ſie die Treuhänderin des Wohnungsbaues für 
Oberſchleſien. Sie entwarf und verbeſſerte nach den 
gemachten Erfahrungen die Haustypen, bemühte ſich, 
die Finanzierung ſo einfach wie möglich zu geſtalten, 
und hat damit bisher den Erfolg, durch eine große 
Reihe von Siedlungsbauten in allen Teilen Ober- 
ſchleſiens Hunderten von Familien Wohnungen ge⸗ 
ſchaffen zu haben. So baute die „Wohfo“ im Jahre 
1923 bereits 1045, 1924 ſchon 1807, 1925 ſogar 1948 
Wohnungen, und 1926 dürfte die Zahl 1950 noch über⸗ 
ſchritten werden. 

3. Oberſchleſiſcher Volksbote vom 31. 7. 1926. 
Die Wohnungsfrage in Oberſchleſien. 

Eine der brennendſten ſozialen Fragen in ganz 
Deutſchland, ſpeziell in Oberſchleſien, iſt die Woh⸗ 
nungsfrage. Das Wohnungsproblem iſt durch den 
Zuzug ſehr vieler Flüchtlingsfamilien in Oberſchleſien 
ganz beſonders ſchwierig geworden. Dabei darf nicht 
vergeſſen werden, daß ſchon vor dem Kriege ein 
Mangel an menſchenwürdigen Arbeiterwohnungen in 
Oberſchleſien beſtand. Glücklicherweiſe iſt man auch 
in unſerer Provinz auf dieſem Gebiete ein großes 
Stück vorwärtsgegangen. Daß das Wohnungsbe- 
ſchaffungsproblem nicht nur Problem geblieben, ſon⸗ 
dern ſchon Wirklichkeit geworden iſt, dürfte in erſter 
Linie das Verdienſt der Wohnungsfür⸗ 
ſorge⸗Geſellſchaft für Oberſchleſien ſein. 

Über die ganze Provinz Oberſchleſien erſtreckt ſich 
das Arbeitsgebiet der Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft. 
Ob in Beuthen oder Hindenburg, in Gleiwitz oder 
Ratibor, in Neuftadt oder Neiſſe, überall find freund: 
liche Siedlungen entſtanden. Welcher Unterſchied be- 
ſteht doch zwiſchen den Arbeiterwohnungen, die her- 
geſtellt worden ſind von dem „ſparſamen“ Architekten 
eines Großinduſtriellen oder Großgrundbeſitzers, und 
den Wohnungen, welche erbaut worden ſind von der 
Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft! Die neue Zeit ift auch 
auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu ſpüren. 

4. Oſtdeutſche Morgenpoſt vom 5. 8. 1926 Nr. 215: 

Auf dem Trümmerfeld des Krieges und der Be- 
ſatzungszeit begann im zähen Ringen der oberſchleſiſche 
Aufbau. Unter den großen Aufgaben des Landes 
ſtand an erſter Stelle die Beſeitigung der Wohnungs⸗ 
not. Die Organiſationen, die geſchaffen wurden, dem 
Elend zu ſteuern und mit Reichs⸗ und Staatsmitteln 
aus verſchiedenen Steueraufkommen Wohnbauten für 
die heimkehrenden Flüchtlinge herzuſtellen, haben eine 
mehrjährige Arbeit hinter ſich. 

.. . Unter ihnen ſteht die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien G. m. 
b. H. an erſter Stelle 

Man bekommt eine Vorſtellung von ihrer Arbeit, 
wenn man die trockenen 


Zahlen der fertiggeſtellten Wohnungen 
ſich vorhält: 

1923 waren es in Oberſchleſien 1045, 

1924 insgeſamt 1807, 

1925 1948 Wohnungen, 

1926 dürften es ungefähr ebenſoviele werden. 
Allein im Jahre 1924/1925 hat die Geſellſchaft insge⸗ 
ſamt 1749 Wohnungen, die aus den Erträgniſſen der 
Hauszinsſteuer gebaut wurden, voll betreut. 

.. Man iſt, nachdem man anfänglich im Jahre 
1923 die Wohnungen nicht groß genug bauen konnte, 
aus wirtſchaftlichen Erwägungen bald auf ſie zurück⸗ 
gekommen. Die Wohnungsmieten find bei ihrer Her: 
ſtellung noch immer in einem einigermaßen erträg? 
lichen Rahmen zu halten, ein Punkt, der natürlich bei 
der Herſtellung und Ausnutzung der Wohnungen 
ſchlechthin entſcheidend iſt. 

.. Nicht zu vergeſſen ift bei jeder Betrachtung der 
Wohnungsbauten der kulturelle Wert, der ſich an ſie 
knüpft. Es gibt keinen Bezirk in Deutſchland, der 
architektoniſch ſo kulturarm und äſthetiſch reizlos in 
der Phyſiognomie der Wohnbauten iſt, wie der ober⸗ 
ſchleſiſche Induſtriebezirk. Hier haben die Bauten der 
Wohnungsfürſorge eine erfreuliche Aufgabe erfüllt. 
Sie bringen in das Landſchaftsbild trotz aller Einfach⸗ 
heit durch die Art ihrer Geſimsführung, die Rhythmik 


ihrer Fenſter und Türen einen Zug hinein, der auch 


auf die Bewohner zurückwirken wird. Der Sinn des 
oberſchleſiſchen Publikums für zweckmäßige und Au: 
gleich ſchöne Bauten wird durch fie geſtärkt und oer: 
tieft werden. Auch hier alſo ein Fortſchritt, den man 
bei mancherlei Ausſtellungen und Vorwürfen, die 
gegen einzelne Bauten, die übrigens meiſt nicht von 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft ſind, erhoben werden, 
nicht außer acht laſſen wird. 

5. Oppelner Zeitung vom 1. Auguſt 1926 Nr. 177, 
Jahrgang 62. d 

.. . Der große Siedlungsgedanke ift in Peis- 
kretſcham und in ber Rokittniger Siedlung febr ous: 
gedehnt und auch in einer für den Laien wirkungs⸗ 
vollen Art durchgeführt worden. 

In Gleiwitz ſelbſt, wo eine ungeheure Arbeit ganz 
neue Straßen und neue Häuſergebiete hat entſtehen 
laſſen, ift die althergebrachte Manier der Häuſeran⸗ 
ſammlung vollkommen durchbrochen worden und man 
fährt hier wohl durch lange Straßenzeilen, aber an 
Vorgärten, Steinmauern, kleinen Torwegen uſw. vor- 
bei, ſo daß dieſe Abwechſelungen den Gedanken an 
trübe frühere Verkehrsſtraßen gar nicht aufkommen 
laſſen. Wir hatten Gelegenheit, mit einigen Be: 
wohnern von ſolchen Siedlungen zu ſprechen und 
haben nur Gutes und Lobendes über die freundlichen 
Wohnungen, die für die modernſte Einrichtung Raum 
geben, hören können. 

Kritik iſt manchmal gut, aber Schaffen und 
Handeln iſt beſſer! Wer einmal Gelegenheit hat, das 
große Gebiet der oberſchleſiſchen Siedlung zu durch⸗ 
ſtreifen, der wird die Arbeit der Wohnungs? 
fürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien 
anerkennen. 

6. Oppelner Nachrichten vom 4. 8. 1926 Nr. 177, 
Jahrgang 32. 

. . Die beſonderen Verhältniſſe der Nachkriegs 
zeit, die Wohnungszwangswirtſchaft, der Kapital? 
mangel, die Preisverhältniſſe auf dem Baumarkt und 
dergl. haben es mit ſich gebracht, daß der geſamte 
Wohnungsbau faſt ausſchließlich aus öffentlichen 
Mitteln durch die Kommunen oder die provinzi! 
ellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
beſorgt wird und daß die Privatunternehmer nur ver? 
engel an den Bau von Wohnhäuſern herangehen 

önnen. 
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5 Als bejonders bedeutfam erſcheint der Um- 
ns daß die Siedlungen hauptſächlich Arbeiterwoh⸗ 
ən enthalten, außerdem jtellen Beamte, vor allem 
f ötlinge und Kriegsbeſchädigte die Bewohner. Die 
überdfahrt zeigte, daß erfreuliche Fortſchritte gegen- 
Bat den bisherigen Siedlungsbauten hinſichtlich der 
auart und architektoniſchen Geſtaltung der Häuſer 
zu verzeichnen ſind. Die Geſellſchaft hat ihre Er⸗ 
ahrungen gemacht und unzuverläſſige Unternehmer 
wohl überall ausgeſchaltet. 


... . Eine der größten Siedlungen finden wir bei 
Hindenburg. Vor allem „Hindenburg⸗Süd“ machte 
einen vorzüglichen Eindruck, zumal ſie dicht am Walde 
legt und jo dem Arbeiter dieſer werdenden Groß: 
et die jo unerſetzlichen Vorteile einer ländlichen 
Sohnftätte bietet. Die Geſamtzahl der dort er- 
richteten Wohnungen beträgt 283. 


7. Oberſchleſiſche Tageszeitung vom 31. Juli 1926 
Nr. 173, Jahrgang 2. m : 
N Zu den wichtigſten foşialen und kulturellen Prob- 
en des deutſchen Volkes, das durch ben Krieg und 
ie Jahre der Nachkriegszeit ſo erheblich gelitten hat, 
gehört die Löſung der kataſtrophalen Wohnungsnot, 
ie trotz aller Anſtrengungen ſeitens der Regierung, 
RK Provinzen, ſtädtiſchen und ländlichen Kommunen 
mmer noch nicht behoben iſt. 
Oberſchleſien kann jedoch mit Stolz von ſich be⸗ 
haupten, daß gerade hier in mußergültiger Art auch 
inter den RK Schwierigkeiten gefiedelt worden 
İt, ſodaß hier wenigſtens zu einem nicht unterſchätz⸗ 
deren Prozentſatze der Wohnungsnot abgeholfen wor⸗ 
en iſt und auch fernerhin dieſe Tätigkeit mit aller 
Nergie und Macht weitergeführt wird, um wenigſtens 
einigermaßen diefer Not, die in ſich die ſchwerſten 
moraliſchen und phyſiſchen Schäden birgt, abzuhelfen 
und ſie im Laufe der Jahre ganz zu beheben. Ohne 
ein Heim, ohne eine Wohnung iſt der Menſch eben 
ein Menſch, unhaltbar ſind die Zuſtände, wo etwa 
e Familienmitglieder in einer Stube haufen müffen, 
925 für ſie Wohn⸗, Koch⸗ und Schlafraum iſt. Hier tut 
tingende Abhilfe not! 
i Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien 
d Oppeln, ein halbſtaatliches Unternehmen, ift in raſt⸗ 
oſer und mühevoller Arbeit tätig und darf ſtolz 
Arauf fein, für das geſamte oberſchleſiſche Volk aller 
1 ichten etwas geſchaffen zu haben, das dazu angetan 
İt, einen Lichtſtrahl in die vergrämten und verärgerten 
emüter der jahrelang Wohnungsſuchenden zu tragen. 


8. Oberſchleſiſcher Wanderer vom 6. 8. 1926 Nr. 180. 

. . Die beſonderen Aufgaben in Oberſchleſien, ge- 
Heben burd) ben Zuftrom vieler taufender tage 
ə den Neuaufbau einer aerriffenen Wirtſchaft, 
iə ten ein Zuſammenwirken von Staat, Kommunen 
ei Siedlungsgenoſſenſchaften notwendig. So 
ei gend einerjeits die Schaffung von Wohngelegen⸗ 
1 war, galt es andererſeits doch, die Neubautätig⸗ 
7 von großen ſtädtebaulichen Geſichtspunkten aus 

betreiben. Manche Baulücke war im Straßenbild 
vie lieben, mancher Straßenabſchluß au ſchaffen, die 
dere Schwierigkeiten im Gefolge hatten. Oftmals 
ſol ſchlangen allein die Fundamentierungsarbeiten 
tui e Summen, die kleine Genoſſenſchaften vollſtändig 
ert hätten. Anderſeits war die Ausführung dieſer 
die eiten eine ftädtebauliche Notwendigkeit. Während 
din Kommunen, hauptſächlich aus den Verhältniſſen be- 
wand ſich der Schaffung von Großwohnräumen zu⸗ 
in ten, blieb es Aufgabe ber Siedlungs⸗ und Woh- 
Eialdsfürſorgegeſellſchaft, beſonders den Bau von 
ſie kubeimen und die Schaffung von Landarbeiter⸗ 

ungen zu fördern. 


. Wer die Ausführungen von 1923 bis 1925 ber 
Siedlungs⸗ und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in Ober⸗ 
ſchleſien in ſeiner ganzen Totalität einmal beaugen⸗ 
ſcheinigt, kann den Leiſtungen ſeine Anerkennung nicht 


vorenthalten. 


9. Schleſiſche Volkszeitung vom 19. 8. 1926. 

.. Die Berechtigung einer ſolchen Entwicklung, 
die von vielen Kreiſen als freiheitsberaubend aufgefaßt 
und bekämpft wird, zeigt die Wohnungsnot des 
Oſtens, insbeſondere die Oberſchleſiens. Die ſtaats⸗ 
politiſche Veränderung, die in Oberſchleſien durch das 
Genfer Diktat hervorgerufen wurde, brachte aus Oſt⸗ 
oberſchleſien einen Flüchtlings⸗ und Optantenſtrom von 
über hunderttauſend Deutſchen, während die Zahl der 
auswandernden Polen bei weitem geringer war. Mit 
einem Schlage war ein Bedarf von 15: bis 20 000 Woh- 
nungen vorhanden, der nicht im entfernteſten irgend⸗ 
wie gedeckt werden konnte. y 

.. Der Bau von Dauerwohnungen jtellte in den 
Jahren 1922—1925 13 799 Wohnungen zur Verfügung. 

.. Bei dieſen Bauten war in ganz befonberem 
Maße die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
für Oberſchleſien beteiligt. 

. . Man vermied es auch, in der teueren offenen 
Bauweiſe Häuſer auszuführen, ſondern bevorzugte den 
geſchloſſenen Reihen- oder Gruppenbau. Daß die auf- 
tauchende Gefahr, langweilige und ſchematiſche 
Straßenzüge zu bauen, vermeidbar war, zeigt ein 
Blick auf obenſtehendes Bild. Hier iſt ohne weiteres 
erkennbar, daß trotz der wegen Geldmangel gebotenen 
Notwendigkeit, jede überflüſſige Faſſadengeſtaltung zu 
vermeiden, es erreichbar war, durch Verteilung von 
Fenſter und Fläche, durch Verſchieben der Fläche Leben 
in die Häuſerfront und damit in die der ganzen 
Straße zu bringen. 


10. Schleſiſche Provinzkorreſpondenz, Breslau 2, 
Flurſtr. 6 III. vom 20. 8. 1926, Jahrgang 2 Nr. 65. 

. . . Es liegt in der Natur der Sache, daß die mit 
Mitteln des Reiches und der Länder ausgeſtatteten 
Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaften, die Schleſiſche Heim⸗ 
ſtätte in Breslau und die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
für Oberſchleſien in Oppeln OS., teils allein oder in 
Gemeinſchaft mit Kommunen, zahlreich an der Aus⸗ 
ſtellung beteiligt find... . 

Die Oberſchleſiſche Wohnungsfürſorgegeſellſchaft m. 
b. H., Oppeln, zeigt ihre Mitarbeit an den Siedlungen 
in Coſel OS., Hindenburg, Guttentag, Gleiwitz, Neiſſe, 
Oppeln und vielen anderen Plätzen, wobei es auffällt, 
daß Beuthen OS. abſolut ſchlecht vertreten iſt. 

Mit ihrem ſehr umfangreichen, ſchönen Aus- 
ſtellungsmaterial wollen beide Inſtitute Rechenſchaft 
ablegen davon, daß die ihnen übergebenen öffentlichen 
Mittel zur Linderung dringendſter Wohnungsnot gut 
angelegt ſind. Weiter beweiſen ſie aber, daß Typung 
und Normung, künſtleriſch angewendet, viel wohl⸗ 
tuender wirken als die vor dem Kriege im Wohnungs⸗ 
bau übliche Individualiſierung, die Stadt und Land 
verſchandeln . . 

11. Neiffer Zeitung vom 4. 9. 1926 Nr. 204. 

. . . Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft ift beſtrebt, 
allen ihren Bauten den denkbar günſtigſten Typ und 
andererſeits die größte Wohnlichkeit zu geben. 

. . Abgeſehen von ihrer vielleicht wichtigſten Auf- 
gabe, der Finanzierung von Bauvorhaben und vor 
allem auch der Kontrolle der von ihr betreuten Bauten 
in Bezug auf Bauaufführung, die Aufgaben ſozialer 
und nationaler Natur. Drei Punkte find hier beſon⸗ 
ders hervorzuheben; die Allgemeinlinderung der 
Wohnungsnot, die Unterſtützung der minderbemittelten 
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Oberſchleſier bei Kleinwohnungsbauten, Entwurf des 
oberſchleſiſchen Bebauungsplanes und ſeine Durch⸗ 
führung. Was die erſte Aufgabe anlangt, ſo braucht 
man nur zu erwähnen, daß durch die Geſellſchaft 
oder doch mit ihrer Hilfe bisher rund 5000 neue 
Wohnungen geſchaffen ſind, eine Zahl, die für ſich ſelbſt 
ſpricht. Unter die zweite Aufgabe fällt vor allem die 
Unterſtützung des Flüchtlingswohnungsbaues. Von den 
unterzubringenden 60 000 Flüchtlingen find bis Ende 
1925 in rund 6000 Wohnungen 30 000 Flüchtlinge 
untergebracht, wovon die Oberſchleſiſche Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft einen recht großen Teil für ſich 
buchen kann. Von 1923—1925 ſind durch ſie 1807 
Flüchtlingswohnungen errichtet, wodurch gegen 13 000 
Flüchtlinge untergebracht ſind, d. h. rund 45 Prozent 
aller bisher überhaupt in Neubauten untergebrachten 
Flüchtlinge. Des weiteren dient zur Löſung der 
zweiten Aufgabe der Landarbeiterwohnungsbau. 

Das Problem der Errichtung von Landarbeiter⸗ 
wohnungen mit Hilfe von Staatsmitteln iſt an ſich 
ein hauptſächlich ſoziales. Man will die Schäden 
früherer Agrargeſetzgebung mit den daraus ent⸗ 
ſtandenen Folgen der Abwanderung des ländlichen 
Klein- und Zwergbeſitzes und vor allem des eigent- 
lichen Landarbeiters in die Stadt und in das Groh- 
gewerbe dadurch verhüten, daß man den Landarbeiter 
durch Bau eines Eigenheimes feſter an die Scholle 
bindet, und ihm auch auf dem Lande den ſozialen 
Aufſtieg ermöglicht, den er ſonſt in Stadt und Groß⸗ 
gewerbe ſucht. „ 


12. „Volkswacht“, Breslau, den 4. September 1926: 
Wohl nirgends iſt die Löſung des Kleinwohnungs⸗ 
bau⸗Problems ſo ſchwierig, als gerade in Oberſchleſien. 


Zur Linderung der herrſchenden oberſchleſiſchen, 
Wohnungsnot und zur Unterbringung der Flüchtlings⸗ 
Familien wurde 1923 von der Regierung die Ober 
ſchleſiſche Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft in Oppeln gö" 
gründet. Aufgabe der Wohnungsfürforge-Geſellſchaſt 
Oberſchleſien iſt es, vor allen Dingen die Finanzierung 
von Bauvorhaben durchzuführen und die ihr vom 
Staate, von Kommunen und Kreiſe zum Klein 
wohnungsbau zur Verfügung geſtellten Gelder richtig 
zu verwenden. Ferner die Hergabe von Baugzeich— 
nungen, die ſowohl in technischer Hinſicht, als auch 
nach den Geſichtspunkten der Normung und Typung 
Gi durchgearbeitet find und auf künſtleriſcher Höhe 
tehen. 

Durch Gruppierung der einzelnen Anlagen find 
hübſche Städtebilder geſchaffen. Nirgends, auch nicht 
bei den vielgeſchoſſigen Stadthäuſern, kommt das Ge 
fühl der kaſernenmäßigen Häufung der Wohnung auf. 

Durch die Bauprogramme von 1923 bis 1925 find 
insgefamt errichtet worden: 3080 Wohnungen mil 
Hauszinsſteuer⸗-Hypotheken. Von diefen Wohnungen 
kommen rund 65 Prozent den Flüchtlingen zugute, 10 
daß in vielen oberſchleſiſchen Städten und Dörfern 
durch Mitarbeit der Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaft 
Oberſchleſien die dringendſte Not an Kleinwohnungs 
raum einigermaßen gelindert ift. Ferner kommt dazu 
die Betreuung der vielen genoſſenſchaftlichen Siedlungs 
organiſationen, der Beamten, der Lehrer, der Kriegs 
beſchädigten, der abgebauten Beamten und immer 
wieder der Flüchtlinge. Für den Arbeiter wurde 
hauptſächlich durch Doppelwohnhäuſer mit Garten: 
zulage geſorgt, ſowie im beſonderen für den Berg“ 
arbeiter in den umfangreichen Siedelungen in Mathes 
dorf und Sosnitza. 


Bücher: und Zeitſchriftenſchau. 


Städtebauvorträge der zweiten Dresdener Städtebau⸗ 
woche 1925. Herausgegeben von Ewald Genzmer 
und Paul Wolf. Verlag „Der Zirkel“, Architektur⸗ 
Verlag, G. m. b. H., Berlin W, Wilhelmſtr. 48. 
Preis geb. 15 RM, Vorzugspreis für Abonnenten 
der „Stadtbaukunſt“ 12 RM. 

Der moderne Städtebau ſteht am Anfang feinec 
Entwickelung. Er iſt noch nicht, wie er es ſollte, 
Gemeingut in Fachkreiſen, geſchweige denn in Laien⸗ 
kreiſen geworden. Jede Anregung zur Vertiefung in 
das Weſen dieſer neueſten Wiſſenſchaft muß deshalb 
auf das lebhafteſte begrüßt werden. Nun iſt, wie im 
Jahre 1924, auch im Jahre 1925 eine Dresdener 
Städtebauwoche veranſtaltet worden, mit der Abſicht, 
durch Vorträge bedeutender Fachleute den heutigen 
Stand und die Entwicklungsmöglichkeiten unſeres 
Städtebaues zu kennzeichnen. Dieſe Vorträge ſind, 
wie im Jahre 1924, in einem Werk herausgegeben 
worden und bilden zuſammen mit dem erſten Band 
eine für die Fachkreiſe empfehlenswerte muſtergültige 


Sammlung, die über den geſamten Umfang des 
Städtebaues Auskunft gibt. Die Städtebauwoche er⸗ 
öffnete i 


Geheimrat Prof. Dr.-Ing. E. Genzmer, Dresden, 
mit einer Anſprache, in der er zunächſt das Verkehrsweſen 
Tirette, das im heutigen Städtebau eine ausſchlag⸗ 
gebende Rolle ſpielt. Er ſchloß mit einer eindring⸗ 
lichen Mahnung an die verſchiedenen Fachrichtungen, 
ſich zu gemeinſamer erſpießlicher Arbeit zuſammen⸗ 
zufinden. 

Als zweiter Redner gab Profeſſor Geheimrat 
Dr.⸗Ing. C. Gurlitt, Dresden, ſeine Newyorker 
Eindrücke wieder. Eingehende Betrachtungen über die 


Newyorker Verkehrsverhältniſſe müſſen uns bejon 
ders willkommen fein; denn dort find infolge Zu 
ſammenballung der Bevölkerung die Verkehrs 
ſchwierigkeiten ungeheuer und weitaus ſchwieriger als 
in irgendeiner anderen Stadt. Sie ſollen uns eine 
Warnung ſein und uns veranlaſſen, beizeiten Mitte 
und Wege zu finden, den Forderungen des modernen 
Städtebaues gerecht zu werden. Eine Folge der Ber: 
kehrsanhäufung iſt die weitaus ſchärfere Handhabung 
der Geſetze, insbeſondere gegen den Kraftwagen, die 
allen Teilen der Bevölkerung zum Vorteil dient und 
eine beruhigende Wirkung im geſamten Straßen, 
verkehr hervorruft. 1 

Als dritter Redner verbreitete fid) Profeſſol 
Fr. Schäfer, Dresden, über „Verkehrsfragen des 
Städtebaues in wirtſchaftlicher Beziehung.“ Die 
hauptſächlichſten Koſten bei Ortserweiterungen er 
wachſen den Gemeinden zum größten Teil aus den 
Maßnahmen der Verkehrspflege. Wenn vor dem 
Kriege die Kaſten hierfür verhältnismäßig einfach A 
decken waren, müſſen heute, da der öffentliche Kredit 
ſehr erſchwert ift, die Steuerkräfte der Einwohner 
ſchaft in Anſpruch genommen werden. Pflicht der 
Gemeinde ift es alfo, fid) zur größten Wirtfhaftlichkeil 
und Sparſamkeit zu zwingen. Deshalb ift es eine 
wirtſchaftliche Notwendigkeit, die vorhandenen 
Straßen auszubauen, an denen die meiſten deutſchen 
Städte noch große Vorräte beſitzen. P 

über die „Lage der Eiſenbahnbauten zur Stadt 
und die „Induſtriegleisanſchlüſſe“ berichtete Profeſſol 
Dr.⸗Ing. Müller, Dresden. 

„Waſſerſtraßen und Städtebau.“ Prof. H. peile 
hält es für eine Hauptaufgabe des neuzeitlichen 
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Städtebaues, die Güterverkehrsanlagen der Städte 
Crart auszugeſtalten, daß fie ihrem Zweck mit beſtem 
irkungsgrad dienen können. Eine bedeutende Rolle 

pielen die Waſſerſtraßen. Engſte Zuſammenarbeit 
don Städtebauer, Hafen- und Eifenbahn-Ingenieur 
wird Gewähr bieten, daß ein brauchbarer Bebauungs⸗ 
plan zuſtande kommt. Dieſer muß erkennen laſſen, 
wohin fid) die Hafenſtadt entwickeln foll. Gute Ver- 
bindung zwiſchen Hafen⸗ und Induſtriegelände iſt er⸗ 
orderlich. Dazu tritt die Forderung auf ausreichendes 
ürbeiterwohngebiet in möglichſter Nähe. Ferner ift 
ür eine gute Straßen- und Straßenbahnverbindung 
mit der Geſchäftsſtadt und den weiteren Verſorgungs⸗ 
gebieten Sorge zu tragen. Als ſehr wichtig erſcheint 
eine frühzeitige ſtädtiſche Bodenpolitik in Verbindung 
mit den Hafenanlagen, um der Bodenſpekulation ent- 
gegentreten zu können. 

„Über Hygiene der Straßen und Waſſerſtraßen“ 
ſprach Prof. Dr. med. Ph. Kuhn, Dresden. Als 
eſonders ſchlimme Plage find die Ausſcheidungen der 
raftwagen anzuſehen. Es muß beſondere Aufgabe 
er Polizei ſein, gegen dieſe eee eee rück⸗ 

tslos vorzugehen. Aber auch der Hygiene der 
aſſerſtraßen ift beſonderes Augenmerk zuzuwenden. 
terin geht England voran. Die Hygiene verlangt, 
daß die Flüſſe für den Gemeingebrauch wieder her- 
geſtellt werden. 

„Straßenbahnen und Schnellſtraßenbahnen.“ Geh. 
Rat Prof. Dr.-Jng. Genzmer, Dresden. Aus 
Gründen der Wirtſchaftlichkeit, verbunden mit Nach⸗ 
eilen betriebstechniſcher Art, erweiſt fid) die Unter- 

ingung der Straßenbahngleiſe im Straßenpflaſter 
als verfehlt. Es muß deshalb gefordert werden, bei 
euanlagen von Straßenbahnen die Gleiſe auf beſon— 
eren Bahnkörpern unterzubringen. Daraus ergibt 
ſich außerdem der große Vorteil, die Reiſegeſchwindig⸗ 

keit bis auf das Doppelte erhöhen zu können. i 

„Städte⸗Schnellbahnen zwiſchen Nachbarſtädten“, 
Oberbaurat = D. Profeſſor Geißler, Dresden. Sie 
ienen dem Beſtreben der Städte, ihe wirtſchaftliches 

uflußgebiet zu vergrößern. Sie haben die Aufgabe, 
wei große Wirtſchaftsmittelpunzkte auf kürzeſtem 

Wege zu verbinden, und finden überwiegend für die 

Perfonenbeförderung Verwendung. Anſchließende Be⸗ 
echnungen verſuchen zu beweiſen, daß die Wirt⸗ 

ſchaftlichkeit einer ſolchen Schnellbahn gegenüber der 

Eſſenbahn gewährleiſtet ijt. 

„Neuzeitliche Straßendecklagen“, Oberreg.-Bau⸗ 
tat Kluge, Dresden. Trotz der veränderten Ver- 
yay rəberbültnifie mirb in Deutſchland im Gegenſatz zu 
merika auch in Zukunft nicht mit der Herſtellung 
Vier Kraftwagenſtraßen zu rechnen fein. Es jteht 
doch außer Zweifel, daß die heute bei uns üblichen 
şölotterbedilagen dem Verkehr nicht mehr genügen. 
da S die Betonſtraße anbelangt, fo ift feſtzuſtellen, 
E die deutſchen Straßenbaufachleute kein großes 
grauen zu uiefer Art der Oberbedilage haben. 
eton als Unterbau wird jedoch immer feine große 
diedeutung behalten. Eingehende Würdigung verdienen 
die Aſphaltſtraßen. weil fie Eigenſchaften auſweiſen. 
e die Nachteile der Betonſtraßen nicht zeigen. Mag 
er Aſphalt ein vorzügliches Straßenbaumittel ſein, ſo 
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darf doch nicht überſehen werden, daß ein großer Teil 
der Koſten ins Ausland geht. Aus dieſen Gründen 
wird vor allen Dingen dem Kleinpflaſter in Deutſch⸗ 
land der Vorzug zu geben ſein. 

Unter Leitung von Prof. Dr.⸗Ing. Gehler, 
Dresden, fand ein Beſuch ber bautechniſchen Abteilung 
des Verſuchs⸗ und Prüfungsamtes in Verbindung mit 
der Dresdener Städtebauwoche ſtatt. Dort wurden 
die verſchiedenſten Sorten Zement und andere 
Straßenbaumittel vorgeführt und deren Herſtellungs⸗ 
technik erläutert. 

Prof. Wawrziniok hielt einen Vortrag über 
„Neuzeitliche Kraftfahrzeuge“. Daraus geht hervor, 
daß wir noch weit entfernt von vollkommenen Kraft⸗ 
fahrzeugen ſind, denn ſie müſſen geräuſchlos, ſowie 
geruch⸗ und rauchfrei fein und müſſen rajh anfahren 
und ſchnell halten können. An der Verbeſſerung wird 
von allen beteiligten Kreiſen gearbeitet. Große Er— 
folge ſind bereits erzielt worden. 

über die „Kraftwagenſtraßen“ ſprach Geh. Rat 
Prof. Dr.⸗Ing. Genzmer, Dresden. Das Kraft⸗ 
fahrzeugweſen ift ein geeignetes Mittel, die Zu⸗ 
ſammenballung großer Menſchenmaſſen in den Städten 
durch Auflockerung in der Beſiedlung zu verhindern. 
Ferner können die Wechſelbeziehungen zwiſchen 
Stadt und Land ausgeſtaltet und damit der jetzt noch 
beſtehende Gegenſatz beſeitigt werden. Das Kraft⸗ 
fahrzeug fordert, wenn es ſeine Leiſtungsfähigkeit 
voll entfalten ſoll, beſonders ausgebildete Straßen im 
Geſamtaufbau Befeſtigung, Profilierung und Linien⸗ 
führung zunächſt nur innerhalb der Städte. 

„Der allgemeine Aufteilungsplan“, Oberbaurat a. D. 
Prof. A. Muesmann. Wir ſtehen heute vor dem 
Bankrott der Großſtadt hinſichtlich des Wohnens, des 
Verkehrs und der ſeeliſchen Wirkungen. Dezentrali- 
ſationsbeſtrebungen ſtehen heute im Vordergrund der 
öffentlichen Beſprechungen. Aufgabe des Städtebaues 
muß es ſein, dieſen Beſtrebungen durch weitgreifende 
Siedlungsplanungen den Weg zu ebnen. Ferner be⸗ 
richtete Prof. Muesmann über den „Einfluß des Ber- 
kehrs auf die Straßen und den Bebauungsplan im 
hügeligen Gelände“. Drei Hauptgeſichtspunkte laſſen 
ſich dabei unterſcheiden: Die Rückſicht auf Straßen⸗ 
breite und Querſchnitt, Gefälle der Straßen und 
Linienführung und endlich die Beziehung der Ver⸗ 
hebrə: zur Wohnſtraße. 

„Den Einfluß des Verkehrs auf die Stadtform“ 
erläuterte Stadtbaurat P. Wolf, Dresden. Die 
Hauptſtraßen und Verkehrsplätze werden neben den 
markanten Punkten der öffentlichen Gebäude und 
dem Netz von Freiflächen das Gerippe für den ge⸗ 
ſamten Aufbau eines Stadtplanes bilden. In allen 
Epochen der Vergangenheit hat die Frage des Ver- 
kehrs eine weſentliche Rolle geſpielt; eine klare Schei⸗ 
finde in Verkehrs- und Wohnſtraßen ift überall zu 
inden. 

Zufammenfaffend kann bemerkt werden, daß ber 
Städtebauer Richtlinien für die geſamte Städtebau— 
politik zu geben hat. Er wird daher der Mitarbeit 
derjenigen Fachmänner bedürfen, die die einzelnen 
Sondergebiete beherrſchen, des Architekten, des In⸗ 
genieurs, des Geſundheits- und Verkehrsfachmannes. 


Häniſch. 
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Zinsaufwand und tragbare Mieten in ihrem Einfluß auf Wohnungs form 
und Wohnungsgröße. 


と Von Regierungsbaurat Rudolf Stegemann, Dresden. 
Vortrag, gehalten auf der Tagung des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen in Düffeldorf, 1996. 
(Schluß.) 


In dieſem Umſtande iſt aber eine weitere und 
nicht zu unterſchätzende Gefahr für den geſamten 
Wohnungsbau überhaupt zu ſehen. Wir dürfen 
nicht vergeſſen, daß das heutige Syſtem des Flach⸗ 
aues, wie er ſowohl von der Reichsregierung wie 
don den Regierungen der Länder — ich verweiſe 
terzu auf den Entwurf des Preußiſchen Städte- 
augeſetzes und des dem Sächſiſchen Landtag 
augenblicklich vorliegenden Baugeſetzes — mit 
allen Mitteln gefördert wird und das allein eine 
wirkliche Geſundung des deutſchen Volkes bringen 
kann, für die Hypothekenbanken eine ganz außer⸗ 
ordentliche Belaſtung darſtellt. Während das 

Raſſenmiethaus auf Grund der Zuſammenballung 
vieler Wohnungen in einem Baukörper die Mög⸗ 
lichkeit der Hergabe großer Hypotheken in ſich 
ſchloß, bringt der Flachbau eine Verteilung der 
gleichen Summe in unendlich viele kleine Hypo- 
theken mit fid). Dies bedeutet für die Hypotheken- 
anfen bei gleichem Zinseinkommen eine Verviel⸗ 
achung der Verwaltungsarbeit. Gleichzeitig bringt 
es aber auch noch eine weitere Erſchwernis im Falle 
der Nichtzahlung der Zinſen mit ſich, da es für die 
Hypothekenbank bei der Erwerbung der Grund- 
ſtücke im Wege der Zwangsvollſtreckung natürlich 
ungleich ſchwieriger iſt, viele kleine Einzelobjekte 
an Stelle eines Mehrfamilienhauſes in der Hand 
zu haben. 

Während alſo die Hypotheken-Inſtitute ſchon 
on vornherein dem Flachbau mit etwas Zweifeln- 
en Gefühlen gegenüberſtehen, ſo wird ihre innere 
Anſtellung leicht zur ausgeſprochenen Abwehr 
werden, wenn ſie zur Erkenntnis kommen, daß 
re Schuldner infolge ber Überſpannung der For- 
ne ungen Baukoſten und damit eine Zinſenlaſt auf 

ich genommen haben, die ihren wirtſchaftlichen 
wellen entſprechend als untragbar anzu- 
til n find und vorausſichtlich auch gar nicht ge- 
| gt werden follen. 


Alle diefe Darlegungen bringen nun unzweifel⸗ 
haft die Erkenntnis, daß wir uns bei der von 
Staat, Städten und Gemeinden durchgeführten 
Finanz⸗Politik allzu ſehr von dem Gedanken haben 
leiten laſſen, daß es ſich bei der Finanzierung des 
Hauſes in erſter Linie um die augen⸗ 
blickliche Geldbeſchaffung handelt. Man 
begnügte ſich bei der Aufſtellung des Projekts da⸗ 
mit, feſtzuſtellen, ob die nötigen Kapitalien in Ge— 
ſtalt von Hypotheken, ſei es aus der Hauszins⸗ 
ſteuer, ſei es von Hypothekenbanken einerſeits und 
von Eigenmitteln des Bauherren andererſeits, in 
einer Höhe vorhanden waren, die dem Voran⸗ 
ſchlage entſprachen. In den meiſten Fällen war 
dabei die Finanzierung derartig knapp berechnet, 
daß fid) ſchon während des Baues Schwierigkeiten 
ergaben. Bei inzwiſchen eingetretenen Lohn- und 
Materialpreiserhöhungen wurde der ganze Plan 
umgeworfen. Gleichzeitig wurde die Lage häufig 
noch dadurch erſchwert, daß dieſe ſogenannten 
„Bauherren“, die dank ihrer geringen Kapital⸗ 
beteiligung am Hauſe kaum einen Anſpruch auf 
dieſen Namen hatten, häufig noch während des 
Baues ſelbſt ohne Wiſſen der betreuenden Geſell— 
ſchaften und Behörden Erweiterungen und Aus⸗ 
bauten vornahmen, die ſicher ihre Vorzüge hatten, 
aber eine weitere ungedeckte Verteuerung mit ſich 
brachten. 

Wir bauten alſo bewußt oder unbewußt die 
Finanzierung des Hauſes auf dem Augenblick und 
dem Herſtellungsprozeß ſelbſt auf. In den jel- 
tenſten Fällen wurde aber von dem Bauherrn die 
Frage eingehend erörtert, ob es ihm überhaupt 
möglich ſein würde, die aufgenommene Schulden⸗ 
laſt aus ſeinem Einkommen heraus zu verzinſen. 
Sicher eine Erſcheinung, die — wie wir bereits 
geſehen haben — die Hauptſchuld an den heute 
üblich gewordenen überſpannten Forderungen 
trägt. 
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Man mag aljo das ganze Problem anfaſſen, 
wie man es will, ſei es vom Standpunkte der 
wohnungsſuchenden Bevölkerung aus, fei es unter 
dem Geſichtswinkel des die Zinſen aufbringenden 
Bewohners, man wird um die Erkenntnis nicht 
herumkommen, daß wir im Augenblick vor einem 
tief einſchneidenden Wendepunkt ſtehen, der uns 
zu einer zum mindeſten vorübergehenden Abkehr 
von den bisher als unbedingt notwendig ange— 
ſehenen Forderungen bringen muß. Und dies 
wird um ſo notwendiger ſein, gerade wenn wir 
die Berechtigung dieſer Forderung, nämlich die 
Schaffung geſunder und einwandfreier Woh- 
nungen im Sinne des Flachbaues für die Zukunft 
erhalten ſehen wollen. Heute beſteht unzweifel- 
haft die Gefahr, daß die hier geſchilderten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe und die überzeugende 
Kraft der hier gegebenen Zahlen den Pendel 
wieder nach der anderen Seite ausſchlagen und 
die Vertreter des Maſſenmiethauſes in die Front 
treten laſſen wird. Dies wird aber um ſo leichter 
ſein, weil vor allem unſere arbeitende Bevölkerung 
ſich bei dem Maſſenmiethaus durch die Erziehung 


des letzten Jahrhunderts völlig auf die Stube⸗ 


Kammer⸗Küche⸗Wohnung eingeſtellt hat, eine 
Wohnform, die wir übrigens in der alten Kätner⸗ 
Wohnung ebenſo finden, die aber infolge der Ver⸗ 
hältniſſe der Nachkriegszeit anſcheinend völlig aus 
dem Gedächtnis der Bevölkerung geſchwunden iſt. 

Welchen Weg ſollen wir nun gehen? Iſt unter 
den hier geſchilderten Verhältniſſen das Maſſen⸗ 
miethaus mit der Stube⸗Kammer⸗Küche-Wohnung 
tatſächlich das Gegebene und Kommende, oder iſt 
es möglich, trotz aller Erſchwerniſſe den Flachbau 
und vor allem den Bau von Einfamilienhäuſern 
in Form von Doppel- bezw. Reihenhäuſern noch 
aufrecht zu erhalten? Über die wohnungsrefor⸗ 
meriſchen, hygieniſchen, ſanitären und moraliſchen 
Bedenken zu reden, die aus der Zuſammenballung 
unſerer Bevölkerung in engen Wohnvierteln 
ſprechen, erſcheint mir heute doppelt überflüſſig, 
nachdem auf der 1925 in Dresden abgehal⸗ 
tenen Tagung für wirtſchaftliches Bauen auf 
Grund dreier Fachvorträge klar die innere Über— 
legenheit des Flachbaues gegenüber dem Maſſen⸗ 
miethaus feſtgeſtellt und ſeitens der dort verjam- 
melten 400 Delegierten die Forderung aufgeſtellt 
worden war, unter allen Umſtänden am Fla- 
bau als der einzig geſunden Wohnungsform feſt⸗ 
zuhalten. Ich verweiſe hierzu auf die Veröffent⸗ 
lichung des Ausſchuſſes: „Vom wirtſchaft⸗ 
lichen Bauen“, 2. Folge, die Anfang dieſes 
Jahres im Verlag von Oskar Laube, Dresden-A., 
erſchienen iſt. 

Es iſt dabei ſelbſtverſtändlich, daß wir in Deutſch⸗ 
land nicht von heute auf morgen den Flachbau 
im vollen Umfange als einzig mögliche Wohn⸗ 
form durchführen können. Die großen Baulücken 


der Städte und die vorhandenen breiten Straßen 
werden uns teilweiſe dazu zwingen, vor allem in 
den Großſtädten gewiſſe Konzeſſionen zu machen. 
Aber der Grundgedanke, das Ziel unſerer Woh- 
nungs⸗Politik, das wir im Flachbau ſehen, muß 
unter allen Umſtänden künftighin konſequent per- 
folgt werden. 


Für den Flachbau, vor allem das Einfamilien⸗ 
haus, ſprechen nicht nur die oben erwähnten wirt- 
ſchaftlichen wie hygieniſchen und ſanitären 
Gründe, ſondern vor allem Erwägungen finan- 
zieller Art ſind es, die uns zeigen, daß es unter 
den heutigen Verhältniſſen leichter iſt, ein Eigen⸗ 
heim als ein Maſſenmiethaus zu finanzieren. Wie 
wir bei dem hier dargelegten Finanzierungsplan 
geſehen haben, ift für jede Wohnung eine Spigen- 
deckung aus dem Eigenkapital des Bauherrn not- 
wendig. Dieſes Eigenkapital aufzubringen und 
auf lange Zeit unverzinslich feſtzulegen, wird der- 
jenige geneigt fein, der Eigentümer und gleich 
zeitig Bewohner des Hauſes ift. In dem Augen- 
blick aber, wo es ſich darum handelt, ſagen wir 
nur 10 Familien im Maſſenmiethaus unterzu⸗ 
bringen, erliſcht auch das Intereſſe des Einzelnen 
an der Beſchaffung dieſes für ihn immerhin er: 
heblich großen Spitzen-Kapitals. Höchſtens gut 
organiſierte und feſt in ſich zuſammengeſchloſſene 
Baugenoſſenſchaften werden die Möglichkeit in 
ſich ſchließen, aus ihren Kreiſen heraus die 
nötigen Spitzenmittel durch Spareinlagen zu- 
ſammenzubringen. Wir dürfen aber nicht über⸗ 
ſehen, daß derartig wirtſchaftlich gut ſituierte Ge— 
noſſenſchaften nicht allenthalben und vor allem 
ſelten nur in den kleineren Städten vorhanden 
ſind. Auch der Verſuch, gewiſſermaßen aus den 
Bewohnern eines einzigen Hauſes heraus eine 
Eigentümer-Gemeinſchaft mit gemeinſamer Ber- 
waltung des Gebäudes zu bilden, ift zwar in per: 
einzelten Fällen ſchon gemacht worden, meines 
Wiſſens fehlt aber hier die nötige Erfahrung, wie 
ſich derartige Gemeinſchaften auf die Dauer ent⸗ 
wickeln. Es iſt ja eine bedauerliche, aber nicht 
wegzuleugnende Tatſache, daß an ſich ſchon das 
Mehrfamilienhaus einen gewiſſen Reibungs- und 
Zündſtoff in ſich ſchließt. Bringt man aber noch 
irgendwie zufällig zuſammengeſuchte Bauherren 
zu einer ſolchen Gemeinſchaft zuſammen, ſo wird 
es ganz beſonderer Geſchicklichkeit und außer⸗ 
ordentlichen Taktes des Vorſitzenden dieſer Gruppe 
bedürfen, um alle Streitigkeiten dauernd zu vermeiden. 

Der Bauherr aber, der beim Maſſenmiethaus 
zum Hausherrn alten Stils wird und das Haus 
errichtet hat, um aus der Miete nicht nur ſein 
Eigen⸗Kapital verzinſt zu ſehen, ſondern auch noch 
einen gewiſſen Überſchuß zur Lebenshaltung Der: 
auszuarbeiten, kann unter heutigen Verhältniſſen 
gar nicht mehr gefunden werden. Ganz abgeſehen 
von der Tatſache, daß es wahrſcheinlich in den 


S r” TT? 6” $ ei s 


meiſten Fällen und um bei dem Beiſpiel des 
Zehnfamilienhauſes zu bleiben, für den Privaten 
völlig unmöglich iſt, die erforderliche Spitzen⸗ 
deckung von 20 bis 25 000 Mark aufzubringen, 
hat er ja überhaupt nicht das geringſte Intereſſe 
an der Bereitſtellung dieſes Geldes, da eine Ver⸗ 
zinſung dieſes Eigen-Kapitals — wie wir oben 
geſehen haben — aus wirtſchaftlichen Gründen 

überhaupt nicht in Frage kommen kann. Auch 
} Städte und Gemeinden find aus den gleichen Er- 
wägungen heraus immer mehr davon ab- 
gekommen, ſelbſt Mietwohnungen zu errichten. 

kan wußte ſchon aus den Erfahrungen der Vor⸗ 

iegszeit, daß eine derartige Wohnungs⸗Politik 

er Städte für dieſe eigentlich nur eine große 

Belaſtung bedeutete. Ganz abgeſehen von den er⸗ 
heblichen Unkoſten, die jeder behördliche Verwal⸗ 
tungs⸗Apparat mit ſich bringen muß, hat es ſich 
doch ergeben, daß ſeitens der Mieter bei im ſtädti⸗ 
ſchen Beſitz befindlichen Häuſern ſtets viel höhere 

uforderungen geſtellt worden find, als wie es 
bei im Privatbeſitz befindlichen Häuſern der Fall 
war. Wenn Städte in der Nachkriegszeit trotz⸗ 
dem ſich zum Bau von Miethäuſern entſchloſſen 
haben, ſo geſchah dies wohl (meiner Überzeugung 
nach) vor allem in der Inflationszeit nicht ſo ſehr 
aus dem Gedanken heraus, aktive Wohnungs⸗ 

olitif zu verfolgen, als fid) wertbeſtändigen 
ſtädtiſchen Beſitz zu ſchaffen, der infolge des Zu- 
chußverfahrens, an dem Staat und Reich in be⸗ 
onderem Umfange beteiligt waren, ſich recht billig 

r den Erwerber geſtaltete. Nachdem aber mit 
der Stabiliſierung unſerer Währung nicht nur die 
eigentliche Finanzierung des Hauſes, ſondern vor 
allem auch ſeine Verzinſung immer ſchwieriger 
wurde, hat die Begeiſterung für den Bau von 

iethäuſern, die in vielen Fällen glatt einen be⸗ 
onderen Zuſchuß verlangten, ſehr erheblich nad- 
gelaſſen. 

Nicht überſehen mag noch bei dieſer Betrachtung 
der Umſtand werden, daß bei dem Mehrfamilien⸗ 
haus auch die Möglichkeit, die Selbſthilfe des Bau- 
Fern EE jo gut wie ganz in Wegfall 
əmi. Ich bin mir nach meinen Erfahrungen, 

ie ſich immerhin auf faſt 3000 durch mich er⸗ 
telte Wohnungen erſtrecken, darüber klar, daß 
man einer derartigen Selbſthilfe gegenüber nicht 
allzu große Illuſionen hegen foll, Aber immer- 
wl Dat bic Praxis doch gezeigt, daß man bei ge- 
s ier Organiſation vor allem in den kleinen 
übten und auf dem flachen Lande jehr wohl in 
ə Lage ift, durch Selbſthilfe mindeſtens einige 
undert Mark zu ſparen. Und dieſe einigen 
undert Mark wiegen außerordentlich ſchwer mit 
8 iDt darauf, daß in den ſeltenſten Fällen ber 
err imſtande iſt, das in unſerem Finan⸗ 
a ungsplan vorgeſehene Eigen-Sapital wirklich 


in vollem Umfange in bar aufzubringen. 
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Wir können alfo unzweifelhaft feſtſtellen, daß 
auch aus finanziellen Gründen der Bau des 
Einfamilienhauſes als das unter den heutigen 
Verhältniſſen Gegebene angeſehen werden muß. 
Auf der anderen Seite aber wird die Voraus⸗ 
ſetzung dafür ſein, daß wir uns von vornherein 
auf ein anderes Bauprogramm hinſichtlich der 
Wohnfläche feſtlegen, als es bisher der Fall war. 
Wir müſſen zur Erkenntnis kommen, daß es in 
einer Zeit eines wirtſchaftlichen Niederganges für 
ein Volk vollſtändig unmöglich iſt, Reformen 
durchzuführen, die es im Augenblick wirtſchaft⸗ 
licher Hochkonjunktur als zu koſtſpielig empfand. 
Wir müſſen es im Gegenteil fogar ſchon als Er- 
folg anſehen, wenn es uns gelingt, hinſichtlich der 
Wohnungsgröße den Standard von 1913/14 zu 
erhalten und dabei an Stelle des mehrgeſchoſſigen 
Miethauſes den Flachbau zu ſetzen. 

Unzweifelhaft hat ſich in dem letzten Jahre zum 
mindeſten in Behördenkreiſen die Erkenntnis hier⸗ 
für jchon durchgeſetzt und fid) immer mehr die 
Anſchauung herausgebildet, daß es im Augen⸗ 
blick vor allem darauf ankommt, möglichſt viel, 
aber nicht möglichſt große Wohnungen zu ſchaffen. 
Ja verſchiedenerorts hat dies ſogar dazu geführt, 
daß der Bau von Wohnbaracken und Notwoh⸗ 
nungen wieder aufgenommen worden iſt. Ich 
geſtehe offen, daß ich derartige Beſtrebungen nicht 
für glücklich halte. Ganz abgeſehen davon, daß 
die Wohnbaracke erfahrungsgemäß im allgemeinen 
der Sammelpunkt übelſten Geſindels, im günſtig⸗ 
ſten Falle eine zwangsweiſe Unterkunft von 
Menſchen iſt, denen man in den hierzu zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Räumen den letzten Reſt von 
Menſchenwürde nimmt, bringt der Bau derartiger 
Baracken nicht die geringſte Streckung der Mittel 
und ſomit auch keine Vermehrung der Wohnungs⸗ 
zahl mit ſich. Nach Zahlen und Unterlagen, die 
ich erhalten habe, haben derartige Barackenbauten 
immerhin einen Aufwand von 5 bis 6000 Mark 
für die Wohnung erfordert. Da es ſich aber bei 
Baracken um Bauwerke von nur kurzer Lebens⸗ 
dauer — man kann wohl im allgemeinen nicht 
über 20—30 Jahre rechnen — handelt, iſt es 
völlig unmöglich, hierfür Dauermittel aus dem 
freien Hypothekenmarkt zu erhalten. Da außer⸗ 
dem die in Frage kommenden Bewohner — wie 
bereits dargelegt — im weſentlichen aus dem 
Kreiſe der ſogenannten aſozialen Mieter beſtehen 
dürften, ſicher ebenſo wenig geneigt und in der 
Lage fein werden, Eigen-Kapital für derartige 
Barackenbauten bereitzuſtellen, ſo wird nichts 
weiter übrig bleiben, als den geſamten Bauauf⸗ 
wand aus den Mitteln der Hauszinsſteuer zu 
decken, ſodaß gerade die für dieſe Mittel notwen⸗ 
dige Streckung nicht in Frage kommt. 

Eine ganz andere Frage iſt es, ob es möglich 
iſt, den ſogenannten Kernhausbau wieder aufleben 
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zu laſſen, für den ſich in der erſten Nachkriegszeit 
eine gewiſſe Bewegung bemerkbar machte. Es 
wurde dabei unzweifelhaft von dem richtigen Ge⸗ 
danken ausgegangen, daß es im Augenblick darauf 
ankäme, möglichſt viele und lieber kleine Woh⸗ 
nungen zu ſchaffen, auf der anderen Seite aber 
gleichzeitig zu vermeiden, daß dieje Kleinſtwoh— 
nungen gewiſſermaßen verewigt würden. 

Die meiſten der in dieſer Zeit ausgearbeiteten 
Entwürfe haben aber den Nachteil, daß bei den 
hier vorgeſehenen ſpäteren Erweiterungen des 
Hauſes ſich zu ſchwere Eingriffe in die Konſtruk⸗ 
tion des Ganzen notwendig machen. Hierdurch 
wird an ſich nicht nur die Unbequemlichkeit des 
Umbaues weſentlich vergrößert, ſondern es tritt 
auch noch eine recht erhebliche Verteuerung der 
Arbeiten ein, die wieder zu Unwirtſchaftlichkeit des 
Bauvorhabens führt. Andere Entwürfe, die 
— wie das Wabenhaus — auf einem Aneinander- 
kleben einzelner Bauzellen aufbauen, brachten 
nach der wärme- wie wohnungstechniſchen Seite 
ebenfalls Nachteile mit ſich, die der Förderung 
dieſes an ſich geſunden Gedankens nicht gerade 
dienlich waren. 

Recht bewährt hat ſich der Entwurf eines er- 
weiterungsfähigen Kleinſtheimes, den das „Säch— 
ſiſche Heim“, Landes⸗Siedelungs⸗ und Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaft, G. m. b. H., Dresden, ſeit 
1921 in größerem Umfange durchgeführt hat. Er 
baut auf dem Gedanken des Doppelhauſes auf, 
das zunächſt im Erdgeſchoß nur einen Wohnraum 
mit angeſchloſſener Küchenniſche ſowie einen in 
das Hauptgebäude hineingezogenen Stall enthält, 
während im Obergeſchoß zwei Schlafzimmer vor⸗ 
geſehen ſind. Die künftige Erweiterung des 
Hauſes kann nach wirtſchaftlicher Erſtarkung des 
Siedlers verhältnismäßig einfach erfolgen, indem 
Küchenniſche und Stall zu einem vierten Wohn⸗ 
raum zuſammengefaßt werden, während der Stall 
fid) als Anbau an das Haus angliedert. Es De- 
ſteht dabei ſogar noch die Möglichkeit, in dieſem 
Anbau ein weiteres fünftes Zimmer unterzu⸗ 
bringen. Die Anlage des Ganzen iſt dabei derart, 
daß irgendwelche Eingriffe in die Konſtruktion des 
Hauſes nicht notwendig ſind und daß vor allem 
die Arbeit durchgeführt werden kann, ohne daß 
das große Wohnzimmer im Erdgeſchoß und die 
Schlafräume im Obergeſchoß außer Benutzung 
geſtellt zu werden brauchen. 

Eine andere Löſung haben wir in der Einlieger- 
Wohnung zu ſehen, die unter Umſtänden für den 
Augenblick bis zum eigentlichen Zweifamilienhaus 
geſteigert werden kann. Es wird hierbei von dem 
Gedanken ausgegangen, daß es bei den augenblick— 
lichen Baukoſten den wenigſten Bauherren mög⸗ 
lich ſein wird, die ſchwere Zinſenlaſt voll auf ſich 
zu nehmen. Der Bauherr wird ſich alſo im 
Augenblick mit etwas weniger Raum begnügen 


nächſt der Bauherr allein zu tragen hat, auf zwei 


müſſen, indem er einen Teil ſeines Hauſes Unter: 
mietern zur Verfügung ſtellt, um jo die ‚Zinjen? 
laſt auch auf dieſe Schultern mit abzubürden. Bei 
den in Frage kommenden Untermietern iſt in 
allererſter Linie an Eltern, Kinder oder Ver? 
wandte gedacht. Es empfiehlt ſich allerdings nach 
den gemachten Erfahrungen auch hier, ſelbſt 
kleinere Einlieger-Wohnungen mit eigenem Flur 
ſelbſtändig auszugeſtalten, um alle Reibungsmög⸗ 
lichkeiten von vornherein zu vermeiden. 


Bei dieſer Löſung der Wohnungsfrage beſteht 
die Möglichkeit, auch die Spitzendeckung, die gu 


Schultern abzubürden, indem man die Hergabe 
der Wohnung an einen Untermieter abhängig 
macht von der Bereitſtellung einer amortiſier⸗ 
baren und ſelbſtverſtändlich verzinslichen Hypothek. 
Zur beſonderen Sicherung des Einliegers müßte 
dieſe Hypothek in Verbindung gebracht werden mit 
dem Mietvertrage, ſodaß auch bei Aufhebung der 
Wohnungszwangswirtſchaft eine zwangsläufige 
Auflöſung des Mietsverhältniſſes nur möglich iſt 
unter gleichzeitiger Rückzahlung der Hypothek. Im 
übrigen würde fid) der Vorgang aber derart ent- 
wickeln, daß durch die fortſchreitende Amortiſation 
nach und nach die ganze Schuldenlaſt und damit 
auch der Zinſendienſt verſchwindet, ſodaß nach dem 
Anlauf einer gewiſſen Reihe von Jahren der 
Hausherr fid) auch wirtſchaftlich in die Lage ver 
ſetzt ſähe, das geſamte Haus als Wohnung zu 
übernehmen. Da anzunehmen iſt, daß zu dieſem 
Zeitpunkt die größten Schwierigkeiten der Woh 
nungsnot behoben ſind, dürfte dann auch die Mög⸗ 
lichkeit, den Einlieger aus der Wohnung zu ent 
fernen, ohne weiteres gegeben ſein. 


Aber ſelbſt in der Form des Einfamilienhauſes 
iſt es durchaus möglich, bei richtiger Anordnung 
angemeſſene Wohnungen zu ſchaffen, die einen 
für den Hauseigentümer noch erträglichen Zinſen⸗ 
dienſt mit ſich bringen. So hat das oben erwähnte 
„Sächſiſche Heim“ zuſammen mit der Stadt 

auchau Vierzimmer⸗Reihenhäuſer mit je 
60 qm Wohnfläche zur Durchführung gebracht, 
bei denen die mittelbaren und unmittelbaren Bau- 
koſten zuſammen im Jahre 1926 die Bauſumme 
von 10 000 Mark nicht überſchreiten werden. Da 
bei handelt es ſich in dieſem Falle um einge 
ſchoſſige Wohnungen, die wohnungstechniſch den 
außerordentlichen Vorzug haben, daß ſich jan 
liche Wohnräume in einer Ebene befinden, ſoda 
das anſtrengende und unwirtſchaftliche Treppen 
ſteigen der Hausfrau überhaupt in Wegfall kommt, 


Eine gewiſſe Schwierigkeit werden wir bei den 
hier geforderten Herabſetzung der Wohnfläche un 
zweifelhaft im Hinblick auf das eingangs Gefagft 
bei den Bauherren ſelbſt haben. Hier wird € 
meines Erachtens notwendig fein, daß ein gewiſſel 
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behördlicher Druck einſetzt, um die pfychologiſchen 
demmniſſe zu überwinden. 
Ich ſehe dabei eine Möglichkeit vor allem in 
einer ſcharfen Prüfung der wirtſchaftlichen Trag⸗ 
fähigkeit des Bauherrn ſelbſt. Man wird ſich 
entſchließen müſſen, Hypotheken aus der Haus⸗ 
zinsſteuer nur dann zu geben, wenn bei Bau⸗ 
inn einwandfrei der Nachweis erbracht wird, 
daß der künftige Eigentümer des Hauſes die aus 
der Hypothekenbelaſtung ſich ergebenden Zinſen 
auf Grund ſeines augenblicklichen Einkommens 
auch wirklich übernehmen und tragen kann. Wenn 
auch mit Rückſicht auf die Möglichkeit ſpäter ein⸗ 
tretender Erwerbslosigkeit hierin keine abfolute 
Sicherheit liegt, ſo wird doch von vornherein eine 


große Anzahl Bauvorhaben als undurchführbar 


ausſcheiden, während die noch zur Genehmigung 
mmenden ſicher auf Grund dieſer Beſtimmung 
em Bauherrn die Veranlaſſung geben werden, 
einen Finanzplan und ſeine eigene Leiſtungs⸗ 
higkeit einer etwas genaueren Prüfung zu 
unterziehen. 

Daneben würde ich es noch für wünſchenswert 
alten, wenn man ſich entſchlöſſe, Kleinſtwoh⸗ 
nungen prozentual mit höheren Hypotheken aus 


der Hauszinsſteuer zu bedenken, als Wohnungen 
von 70, 80 und mehr qm Wohnfläche. Dies 
dürfte auch vom ſozialen Standpunkte aus durch⸗ 
aus berechtigt ſein, weil man naturgemäß allen 
denen, die imſtande ſind, eine größere und damit 
teurere Wohnung zu unterhalten, auch ruhig 
ſchwerere Laſten aufbürden kann, als denen, die 
ſich infolge ihrer wirtſchaftlichen Lage mit Kleinſt⸗ 
wohnungen von 45 bis 55 qm Wohnfläche be⸗ 
ſcheiden müſſen. 

Wir ſehen alſo, daß es durchaus möglich iſt, 
unter Berückſichtigung aller hier dargelegten 
Schwierigkeiten den Gedanken der Wohnungs⸗ 
reform und der Weiterentwicklung des Flachbaues 
und des Eigenheims aufrecht zu erhalten und da⸗ 
bei doch den wirtſchaftlichen Anforderungen un⸗ 
ſerer Zeit Rechnung zu tragen. Es iſt nur die 
unbedingte Notwendigkeit, daß alle für den Woh⸗ 
nungsbau verantwortlichen Kreiſe, Regierungen, 
ſtädtiſche und Gemeinde⸗Verwaltungen ſowie 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, ſich der Schwere 
des Augenblicks bewußt ſind und ſich mit ihrer 
ganzen Autorität für die unbedingt notwendige 
Herabminderung der Forderungen bezw. des ein⸗ 
zelnen Wohnungsprogramms einſetzen. 
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Abb. 2. Schupoſiedlung Gleiwitz. 


Abb. 3. Landarbeiterhäuſer Pitſchen. 


Abb. 4. 
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Flüchtlingsſiedlung Gleiwitz Nord 1925. 


Abb. 5. Neiße, Nikolaitorweg. 


Abb. 6. Kreisſiedlung Rokittniß. 


Abb. 7. Flüchtlingsbauten Oppeln. 


Abb. 8. Flüchtlingsbaugenoſſenſchaft Beuthen Rokoko. 


Abb. 9. Bau Weidenſtraße, Ratibor. 
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Abb. 11. Haus Oppeln, Zimmerſtraße 105. 
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Abb. 12. Baublock Pfinna, Ratibor. 
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